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Arbeitszeit verkürzen! 

Die DKP fordert eine radikale 
Arbeitszeitverkürzung bei vol¬ 
lem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich und ein neues Normal- 
arbeits Verhältnis. 
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Die Bourgeoisie als 
Gewinner 

In den vergangenen zehn Jah¬ 
ren hat sich viel verändert in 
Brasilien. Eine Bilanz von 
links. 
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Opposition tut not! 

Es ist Landtagswahl - 
in Niedersachsen. 
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2013: Die 

Kanzlerin der Bosse 
setzt Pflöcke 

Wir setzen auf Widerstand! 



„Wir brauchen die Bereitschaft zur 
Leistung und soziale Sicherheit für 
alle“ und „die Krise ist noch lange 
nicht vorbei“, so die Aussage der Kanz¬ 
lerin Merkel in ihrer Neujahrsanspra¬ 
che. Sie verklärte ihre Regierung als 
„beste Bundesregierung aller Zeiten“ 
und kündigte zugleich ein schweres 
Jahr 2013 an. Das wird - wie wir es 
ja schon „erwarten“ - die Milliardäre 
und Millionäre, die Reichen im Land, 
aber nicht treffen. 

Merkel erwähnte in ihrer Neujahrsan¬ 
sprache - wie sie meint ein positives 
Beispiel ihrer Regierungspolitik - die 
aus ihrer Sicht „niedrigste Arbeitslo¬ 
sigkeit und die höchste Beschäftigung 
seit der Wiedervereinigung“. Dabei 
verschwieg sie die ständig wachsende 
Zahl der Minijobs. Ab 2013 kann da¬ 
mit ein maximaler Lohn von 450 Euro 
monatlich erreicht werden. 

Sie verschwieg, dass mittlerweile viele 
Menschen im Land zwei oder gar drei 
Jobs brauchen, weil einer schon lange 
nicht mehr zum Leben und zum Be¬ 
zahlen der Wohnung reicht. 

Sie verschwieg, dass viele Menschen 
über 58 Jahre aus den Statistiken der 
Arbeitsagentur gestrichen werden - 
wie auch die Jugendlichen in den 
Warteschleifen. Sie erinnerte schon 
gar nicht an diejenigen, die sich nicht 
arbeitslos melden, weil sie nach den 
gesetzlichen Regeln ohnehin weder 
Arbeitslosengeld, noch Hartz IV er¬ 
halten, sondern nur zum gläsernen 
Bürger werden, der z.B. seinen Kon¬ 
tostand und seine Wohnverhältnisse 
offenlegen muss. 

Sie verschwieg, dass Armut politisch 
gewollt ist. Nicht nur, weil das die Rei¬ 
chen noch reicher macht, sondern weil 
man - wie die Arbeitsagentur zeigt - 
die armen Menschen mit gesetzlichen 
Regelungen so schurigeln kann, dass 


die Mehrheit von ihnen nicht mehr die 
Kraft fühlt aufzubegehren. 

Aber im Jahr der Bundestagswahl 
muss eine Kanzlerin Pflöcke setzen. 
Merkel hat dies in ihrer Neujahrsre¬ 
de eindrucksvoll für ihre Klientel - als 
Kanzlerin der Bosse - geschafft. 

Wir dagegen treten mit anderen da¬ 
für ein, dass sich Menschen gegen den 
weiteren Abbau sozialer und demo¬ 
kratischer Rechte kräftiger wehren. 
Wir wollen aktiv werden, den Druck 
von Unten erhöhen. 

2013 gibt es viele Möglichkeiten, tätig 
zu werden, auch um Frau Merkel die 
„Rote Karte“ zu zeigen. 

Ende Januar beginnen die Tarifrunden 
der Gewerkschaften. Die Kolleginnen 
in diesen Kämpfen zu unterstützen, 
bzw. selbst als Gewerkschafterlnnen 
vor Ort aktiv einzugreifen sollte eine 
unserer Aufgaben als Kommunistin¬ 
nen sein. 

Für soziale Sicherheit kämpfen heißt 
auch, die im April 2013 geplanten 
Umfairteilen-Aktivitäten tatkräftig zu 
unterstützen und Ende Mai Blockupy- 
Frankfurt zu einem erneuten Erfolg 
zu verhelfen. 

Wir stellen fest: Es liegt an uns aktiv 
zu sein oder zu werden! Schon die ers¬ 
ten Monate dieses Jahres bieten ge¬ 
nug Anlass und Möglichkeit Wider¬ 
stand zu entwickeln, als DKP aktiv zu 
werden. 

Dabei sollten wir natürlich auch aus 
den Kämpfen der Menschen in an¬ 
deren Ländern lernen. Griechenland, 
Portugal, Spanien, Frankreich, Italien, 
Belgien - um nur einige zu nennen - 
haben beispielhaften Widerstand ge¬ 
gen die Politik der EU und ihrer Re¬ 
gierungen geleistet. Sicher lässt sich 
das nicht alles einfach kopieren und 
übertragen, doch der Erfahrungsaus¬ 
tausch mit den gewerkschaftlichen, 


linken und den kommunistischen 
Kräften in Europa sollte vorangetrie¬ 
ben werden und Anlass sein, unseren 
Kampf kreativ und kämpferisch wei¬ 
terzuführen. 

Das gilt auch für die Verteidigung und 
den Ausbau demokratischer Rechte. 
Die Forderung nach einem Leben 
in Frieden muss Schwerpunkt sein. 
Deutschland befindet sich im Krieg, 
das zeigt aktuell auch die Entsen¬ 
dung der Patriot-Raketen in die Tür¬ 
kei. Unseren Forderungen nach ei¬ 
nem Ende jeglicher Kriegsbeteiligung, 
nach einem Ende der Militarisierung 
der Gesellschaft und dem sofortigen 
Abzug der Bundeswehr aus anderen 
Ländern müssen wir mehr Nachdruck 
verleihen. Dies gelingt nur, wenn mehr 
Menschen sich gemeinsam gegen 


Kriege und deren Planung zu Wehr 
setzen. Wir brauchen den Protest auf 
der Straße, unterstützt durch gewerk¬ 
schaftliches Engagement auch in die¬ 
ser (über-)lebenswichtigen Frage. 
2013 wird auch ein Jahr der Heraus¬ 
forderung für all jene Kräfte, die ein 
Verbot der NPD und aller anderen 
neofaschistischen Organisationen 
fordern. 

Wir Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten müssen dazu beitragen, die Kämp¬ 
fe 2013 zu verstärken. 

Denn nur wenn wir heute gemeinsam 
mit anderen aktiv werden, können 
Veränderungen gegen den Willen der 
Herrschenden durchgesetzt werden. 
Deshalb ist Widerstand auch 2013 
Pflicht! Bettina Jürgensen 


Protest gegen Verschiffung der Patriots in die Türkei 

Friedensbewegung lehnt Auslandseinsatz der Bundeswehr ab 


Gegen die für den 8. Januar geplante 
Verschiffung von deutschen „Patriot“ - 
Flugabwehrsystemen und Bundes¬ 
wehr-Soldaten vom Lübeck-Trave- 
münder Hafen in die Türkei haben 
am Samstag Friedensbewegte in der 
Lübecker Innenstadt protestiert und 
in Flugblättern über die Hintergrün¬ 
de und Gefahren aufgeklärt. An der 
Aktion beteiligten sich neben regio¬ 
nalen Friedensinitiativen, der ZAA 
(Zusammenarbeitsausschuss der Frie¬ 
densbewegung SH), die VVN/BdA, 
die DFG/VK, die Alevitische Gemein¬ 
de, die Förderation Kurdischer Verei¬ 
ne sowie Mitglieder der Partei „Die 
Linke“ und der DKP. Die gemein¬ 
samen Forderungen lauteten: Kei¬ 
ne Luftabwehrraketen „Patriot“ und 
keine deutschen Soldaten in die Tür¬ 
kei! Die Lübecker Häfen dürfen keine 
Kriegswaffen-Verladehäfen werden! 
Am Wochenende hatte der Transport 
des Kriegsgerätes von ihren Stand¬ 
orten in Mecklenburg-Vorpommern 


in den Hafen von Lübeck-Travemü- 
de begonnen. Auf einem gesicherten 
Gelände wurden die 300 Fahrzeuge 
und die mehr als 130 Container bis 
zur Verladung zwischengelagert. Für 
den Transport wird das Fährschiff 
„Suecia Seaways“ der dänischen Ree¬ 
derei DFDS genutzt. Das Schiff soll 
am 21. Januar den türkischen Hafen 
Iskenderun erreichen. Dann zieht die 
Bundeswehr-Kolonne auf dem Land¬ 
weg weiter nach Kahramanmaras, 
etwa 100 Kilometer von der Gren¬ 
ze zu Syrien entfernt. In den Einsatz 
müssen zunächst 170 Mann für das 
Patriot- System plus 160 Mann für die 
Logistik. Anfang Februar sollen die 
Patriot-Raketen einsatzbereit sein. 
Von Kahramanmaras aus sollen die 
Bundeswehrsoldaten mit ihren Ra¬ 
keten gemeinsam mit holländischen 
und amerikanischen Militärs den 
Luftraum des türkischen Nato-Part- 
ners vor „Raketen- oder Flugzeug- 
Übergriffen“ aus Syrien schützen - so 


die Nato-Sprachregelung. Die Türkei 
hatte um die Hilfe gebeten, der Bun¬ 
destag hatte im Dezember der Ent¬ 
sendung mit den Stimmen von CDU/ 
CSU, SPD und Grünen zugestimmt. 
Leiter der Einheit ist Oberst Mar¬ 
cus Ellermann, der Kommandeur des 
Flugabwehrraketengeschwaders 1 
(FlaRakG 1) aus Husum. Mit der in 
Husum stationierten Flugabwehrra¬ 
ketengruppe sowie den in Sanitz und 
Bad Sülze beheimateten verfügt das 
FlaRakG 1 über drei Gruppen mit Pa¬ 
triot-Raketen der neuesten Baureihe 
PAC-3. Mit dieser Version sollen so¬ 
wohl Flugzeuge als auch anfliegende 
Raketen bekämpft werden können. 
Nicht abfangen können die „Patriots“ 
hingegen Artilleriegranaten, wie sie 
gelegentlich über die türkische Gren¬ 
ze geschossen wurden, ohne dass über 
deren Herkunft irgendetwas mit Si¬ 
cherheit gesagt werden konnte. 
„Deutschland mischt sich bereits 
durch die mit Bundeswehrsoldaten 


bestückten AWACS-Aufklärungsflü¬ 
ge in den Bürgerkrieg in Syrien ein. 
Sie liefern Zielkoordinaten für die sy¬ 
rischen Aufständischen. Die Stationie¬ 
rung deutscher Soldaten, zusammen 
mit den „Patriot“-Systemen in der 
Türkei, sind eine weitere Einmischung 
und könnte zu einer Eskalation beitra¬ 
gen“ heißt es u. a. im verteilten Flug¬ 
blatt. Des Weiteren wird darauf ver¬ 
wiesen, dass die türkische Regierung 
mit dem am 4. 10. 12 im Parlament 
verabschiedeten „Kriegsvorratsbe¬ 
schluss“ freie Hand zum „einjährigen 
Einsatz der türkischen Streitkräfte im 
Ausland“ erhalten hat, „deren Rah¬ 
men, Zahl und Zeit von der Regierung 
festgelegt werden.“ Statt immer mehr 
Benzin ins Feuer zu gießen, fordert die 
Friedensbewegung von der Bundesre¬ 
gierung, alles zu tun, die Friedensbe¬ 
mühungen des UNO-Syriengesandten 
Brahimi konstruktiv zu unterstützen. 

gst/www.kommunisten.de 


Thema der Woche 


Ich war, 
ich bin, 

ich werde sein! 

Vor 94 Jahren wurden Rosa und Karl 
ermordet. 
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Die Gräber der Ermordeten im Jahr 
1919 



Auf zur 

Liebknecht- 
Luxem burg- 
Demonstration 

13. Januar 2013 
10 Uhr, Frankfurter Tor 


Liebknecht-Luxem- 

burg-Lenin- 

Veranstaltung- 

Jahresauftakt der DKP 

12. Januar 2013 
Münzenberg-Saal im ND-Gebäu- 
de, Franz-Mehring-Platz 1 
(nahe Ostbahnhof) 

Beginn: 19 Uhr (Einlass ab 
18.30 Uhr) 

Eröffnung durch Rainer Per- 
schewski, Landesvorsitzen¬ 
derder DKP Berlin 
Es sprechen: Bettina Jürgen¬ 
sen, Vorsitzende der DKP, 
und Maite Mola, Sekretärin 
für Internationale Beziehun¬ 
gen der Kommunistischen 
Partei Spaniens, Vize-Vorsit- 
zende der Europäischen Lin¬ 
ken 


Kulturprogramm mit Peter 
Schenzer und Dirk Wilke 
Karten: 7 Euro (ermäßigt)/ 
10 Euro 


Jugendpolitischer 
Ratschlag der DKP 

26. Januar 2013 

n.oo Uhr-17.00 Uhr 

Freizeitheim Linden 
Windheimstraße 4 
30451 Hannover 
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Kommentar / Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Gebhard Hofner 


Kriminelle Vereinigung? 
Bandenkriminalität? 

Systemrelevante 

Bankenkriminalität! 


Im Alltag von Betriebsräten gibt es 
eine bittere KündigungsVariante: die 
Verdachtskündigung. Das ist eine 
„außerordentliche“, also fristlose 
Kündigung, wenn der Unternehmer 
den Verdacht eines schweren Fehl¬ 
verhaltens des Beschäftigten hegt. 
Als Fehlverhalten wären denkbar: 

★ Versuchter Prozessbetrug 

★ Falschaussage 

★ Steuerbetrug 

★ Geldwäsche 

★ Strafvereitelung bei Handelsge¬ 
schäften 

Nun ist mir noch kein Fall bekannt 
geworden, dass ein Betriebsrat eine 
Kündigungsanhörung erhielt, die mit 
einem Verdacht auf eine der genann¬ 
ten Straftaten begründet wurde. Das 
liegt sicherlich daran, dass Lohnar¬ 
beit nicht eng mit Kriminalität ver¬ 
bunden ist und die Organisation von 
Lohnabhängigen nichts mit organi¬ 
sierter Kriminalität zu tun hat. 

Es liegt aber auch daran, dass man 
schon Vorstandsmitglied einer Deut¬ 
schen Bank sein muss, um solche De¬ 
likte, noch dazu in Kombination, zu 
begehen - und Vorstandsmitglieder 
fallen nicht in den Zuständigkeits¬ 
bereich der Betriebsräte. Aufgelis- 
tet hatte solche Delikte die FAZ im 
Wirtschaftsteil kurz vor Weihnach¬ 
ten. In einigen Fällen sind die Delikte 
bereits bewiesen und die Delinquen¬ 
ten verurteilt, in anderen Fällen er¬ 
mittelt die Staatsanwaltschaft noch. 
Aber weder mit noch ohne Betriebs¬ 
ratsbeteiligung droht den Herren 



eine Verdachtskündigung. Da habe 
ich wiederum einen Verdacht: Die 
Deutsche Bank wird wie 35 weite¬ 
re Großbanken als „systemrelevant“ 
bezeichnet, gar als „unsterblich“ 
(Süddeutsche Zeitung, 18.12. 2012). 
Gegen die Unsterblichen wird keine 
Verdachtskündigung ausgesprochen, 
nicht in der griechischen Mythologie 
und nicht in der Bundesrepublik. 

Ob es sich nun um Banden- oder um 
Bankenkriminalität handelt, system¬ 
relevant ist sie allemal, die Krimina¬ 
lität. Bertolt Brecht verweist in der 
Dreigroschenoper auf die Verbin¬ 
dung. „Was ist ein Einbruch in eine 
Bank gegen die Gründung einer 
Bank?“ Ein solches systemisch kri¬ 
minelles System gehört überwun¬ 
den, ganz ohne Verdachtskündigung, 
aber gerne mit Betriebsratsbeteili¬ 
gung. 


Europäische Arbeitgeber 
kompromisslos - 

Arbeitszeitverhandlungen geplatzt 


Die Verhandlungen über eine Revi¬ 
sion der Europäischen Arbeitszeit¬ 
richtlinie, die seit Dezember 2011 auf 
europäischer Ebene zwischen den 
Sozialpartnern - Europäischer Ge¬ 
werkschaftsbund (EGB) und Busi¬ 
ness Europe, CEEP, UEAPME auf 
der Arbeitgeberseite - geführt wur¬ 
den, sind gescheitert. 

Zum Scheitern der Verhandlungen 
erklärte Annelie Buntenbach, DGB- 
Vorstandsmitglied am Freitag in Ber¬ 
lin: 

„Leider haben sich die Arbeitgeber 
durchgängig einem konstruktiven 


Dialog verweigert und kompromiss¬ 
los Forderungen erhoben, um be¬ 
stehende Mindeststandards im Ar- 
beits- und Gesundheitsschutz mas¬ 
siv zu verschlechtern. Dies wäre zu 
Lasten von Millionen von Beschäf¬ 
tigten gegangen und ist deshalb für 
die europäischen Gewerkschaften 
nicht tragbar. 

Die Arbeitgeber wollten, dass Be¬ 
reitschaftsdienste nicht mehr voll 
als Arbeitszeit angerechnet werden. 
Dadurch würden die tatsächlichen 
Arbeitszeiten in einer die Gesund¬ 
heit gefährdenden Weise verlängert. 


Massenentlassung geplant 

Bürgerkomitee des Nestle Waters Werk Neuselters 
ruft zur Demonstration auf 


„Wenn die Solidarität mit den Be¬ 
schäftigten von Neuselters weiter 
an Breite gewinnt, dann muss sich 
Nestle warm anziehen“ erklärt Jür¬ 
gen Hinzer, Sekretär der Gewerk¬ 
schaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 
(NGG) Region Rhein-Main: „Es ist 
immer wieder aufbauend, zu sehen, 
wie stark der Protest der Belegschaft 
gegen die geplante Entlassung von 
40 Kolleginnen und Kollegen von 
den Bürgern getragen wird. Schon 
2007 haben wir dort bei einem mehr 
als einwöchigen Streik gegen die ge¬ 
plante Tarifflucht von Nestle Waters 
sehr viel Anteilnahme erlebt, doch 
was sich heute zeigt, das überragt die 
damalige Solidarität um ,Längen? 4 
Am 15. Dezember 2012 gründe¬ 
te sich auf einer von etwa hundert 
Personen besuchten öffentlichen 
Versammlung in Löhnberg ein Bür¬ 
gerkomitee zur Verteidigung der 
Arbeitsplätze bei der Mineralquel¬ 
le Neuselters. Neben zahlreichen 
Parteilosen sagten CDU, SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen ihre aktive 


Unterstützung zu. Zum Vorsitzen¬ 
den des Komitees wurde der Bür¬ 
germeister von Löhnberg, Frank 
Schmidt, und zu seinem Stellver¬ 
treter Dekan Ulrich Reichhard ge¬ 
wählt. Für den 22. Dezember 2012, 
rief dieses Bürgerkomitee zu einer 
Protestdemonstration auf. 

„Wir brauchen diese öffentliche 
Auseinandersetzung, denn wir müs¬ 
sen die großen Lebensmittel- und 
Getränkekonzerne wie Nestle im¬ 
mer wieder und deutlich an ihre ge¬ 
sellschaftliche Verantwortung erin¬ 
nern“, so Jürgen Hinzer weiter. „Der 
Verlust von vierzig tariflich abgesi¬ 
cherten Arbeitsplätzen wäre nicht 
nur für die Entlassenen, sondern 
auch für die ansonsten eher struk¬ 
turschwache Region eine enorme 
Belastung. Über Jahrzehnte liefer¬ 
te die Mineralquelle Neuselters ih¬ 
ren Betreibern satte Gewinne. Jetzt 
muss Nestle Waters durch Investitio¬ 
nen dafür sorgen, dass das Werk eine 
dauerhafte wirtschaftliche Perspek¬ 
tive erhält.“ 


Arbeitszeit verkürzen! 


Für die 30-Stunden-Woche - 
Für ein neues Normalarbeitsverhältnis! - 
DKP-Parteivorstand fordert radikale Arbeitszeitverkürzung 


Die 11. Parteivorstandstagung der DKP, die am 
24.Z25. November 2012 stattfand, beschloss einstimmig 
den Antrag der Kommission Betrieb und Gewerkschaft 
des Parteivorstandes „Arbeitszeit verkürzen! Für die 
30-Stunden-Woche - Für ein neues Normalarbeitsver¬ 
hältnis!“. In diesem Beschluss wird eine radikale Ar¬ 
beitszeitverkürzung bei vollem Lohn- und Personal¬ 


ausgleich gefordert und alle Mitglieder und Gliede¬ 
rungen der DKP sind in diesem Zusammenhang dazu 
aufgerufen „vielfältige Ideen, Aktivitäten und Beiträge 
im Kampf um die Köpfe zu entwickeln und umzuset- 
zen“. Wir veröffentlichen an dieser Stelle den Beschluss 
im Wortlaut: 


Mit einer radikalen Arbeitszeitverkür¬ 
zung bei vollem Lohn- und Personal¬ 
ausgleich kann die Massenarbeitslo¬ 
sigkeit und soziale Verelendung großer 
Teile der Bevölkerung aktiv beendet, 
beziehungsweise verhindert werden. 
Diese kann nicht allein Sache von Ta¬ 
rifpolitik sein, sondern muss zudem 
Gegenstand eines gesellschaftlichen 
Kampfes um gesetzliche (Arbeitszeit¬ 
gesetz) und tarifvertragliche Regelun¬ 
gen sein. Die Überzeugung der Men¬ 
schen in Betrieben, Gewerkschaften 
und sozialen Bewegungen für dieses 
Ziel zu kämpfen ist die Voraussetzung 
für einen Erfolg. 


Das Erreichen eines 
solchen Ziels soll 

★ die Schaffung von bis zu 6 Millionen 
neuer, derzeit fehlender Arbeitsplätze 
ebenso befördern, wie den Erhalt be¬ 
stehender Arbeitsverhältnisse sichern. 

★ Damit kann ein neues Normalarbeits¬ 
verhältnis mit 30 Stunden an höchstens 
5 Tagen definiert werden, von dem der 
Beschäftigte auch leben kann. 

★ Einen bedeutenden Schritt hin zur 
Gleichstellung sowohl der Geschlech¬ 
ter als auch der Generationen im Ar¬ 
beitsprozess machen. 

★ Den massenhaft ansteigenden früh¬ 
zeitigen Erkrankungen aufgrund der 
Anforderungen im Arbeitsleben, auch 
dem vorzeitigen Ausscheiden durch 
Erwerbsunfähigkeit kann damit entge¬ 
gengewirkt werden. Die Frühverren¬ 
tungen mit erheblichen Abschlägen, 
mit drohender Altersarmut müssen 
verhindert werden. 

★ Die als Druckmittel missbrauch¬ 
te industrielle Reservearmee würde 
erheblich verkleinert und damit der 




fesselt. Leben muss lebenswert sein. 
Für alle! 

★ Demografische Entwicklung und 
Facharbeitermangel bleiben Heiß¬ 
luftargumente des Kapitals, weil hun- 
derttausenden jungen Menschen eine 
qualifizierte berufliche Bildung seit 
Jahrzehnten vorenthalten wird. Hun¬ 
derttausende können mit kürzerer 
(Voll-)Arbeitszeit den Spagat zwi¬ 
schen beruflicher Tätigkeit 
und häuslicher Erzie- 
hungs- und Pflege¬ 
arbeit beikom¬ 
men. 

★ Men¬ 
schen, die 
nach ei¬ 
nem Ar¬ 
beitsle¬ 
ben den 
Ruhe¬ 
stand 
ohne 
Armut 
verbrin¬ 
gen wol¬ 
len dür 
fen nicht 
erst ab 67 
Jahren (oder 
gar noch spä¬ 
ter) diesen genie¬ 
ßen können. Lebens¬ 
arbeitszeitkonten, wie 
von einigen Gewerkschaften 
gefordert, bzw. schon in Teilen prakti¬ 
ziert, sind nicht nur keine Alternative 
zur Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
sondern eine Arbeitszeitverlängerung 
in jungen Jahren oder in Zeiten erhöh¬ 
ten Arbeitsanfalls. 

★ Dem Missbrauch von Leih- und 
Zeitarbeit sowie von Werkverträgen 


gende Produktivität und die Gewin¬ 
ne der Unternehmen erlauben den 
Schritt zur Arbeitszeitverkürzung auf 
die 30-Stunden-Woche. 


Darum ist es Zeit für: 

★ eine 30-Stunden-Woche bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich. Das Er¬ 
reichen einer 35-Stun- 
den-Woche kann 
ein Zwi¬ 
schen¬ 
schritt 


>ä- 


ein 
Ren- 
ten- 

eintritts- 
alter von 60 
Jahren, 

★ sechs Wochen ge¬ 
setzlich garantierten Mindesturlaub, 

★ eine gesetzliche Beschränkung der 
Höchstarbeitszeiten von 8 Stunden 
am Tag und 40 Stunden wöchentlich 
im Arbeitszeitgesetz bei einer 5-Tage- 
Woche und bei Erhalt des freien Wo¬ 
chenendes. 

★ Einschränkungen, langfristig das 
Verbot von Leih- und Zeitarbeit so¬ 
wie 1-Euro-Jobs, den Missbrauch von 
Werkverträgen und Ähnlichem mehr, 
sofort gleicher Lohn für gleiche Arbeit. 

★ einen gesetzlichen flächendecken¬ 
den Mindestlohn von mindestens 10 
Euro pro Stunde. 


Druck auf Arbeitende und ihre Ge¬ 
werkschaften reduziert, ihre Ausgangs¬ 
lage für weitere Kämpfe verbessern. 

★ Mehr Zeit zum Mensch sein! Den 
arbeitenden Menschen muss wieder 
zeitlicher Freiraum für Familie und 
Erholung, kulturelles Leben wie auch 
gewerkschaftliches und politisches En¬ 
gagement geschaffen werden. 

★ Jungen Menschen wird damit eine 
Berufs- und Lebensperspektive mög¬ 
lich, die sie nicht auf Phasen kurzfris¬ 
tiger Beschäftigung, in Form von Prak¬ 
tika, Leiharbeit oder Zeitverträgen 


als besondere Form der Erpressung 
von Arbeitnehmern durch das Kapital 
würde sukzessiv der Boden entzogen. 
Durchsetzung und Kontrolle der Um¬ 
setzung ist mit einer im Vergleich zu 
heute erweiterten Mitbestimmung der 
Beschäftigten und ihrer Betriebsräte 
und Personalräte zu sichern. Im Be¬ 
trieb kann Personalausgleich beurteilt 
werden und Leistungsverdichtung ver¬ 
hindert werden. 

★ Der Reichtum unseres Landes, der 
ungeheuer angehäufte Reichtum der 
10 Prozent-„Ober“schicht, die stei¬ 


Auch der weiteste Weg beginnt mit 
dem ersten Schritt. 

Die Mitglieder und Gliederungen der 
DKP sind aufgerufen vielfältige Ide¬ 
en, Aktivitäten und Beiträge im Kampf 
um die Köpfe zu entwickeln und um¬ 
zusetzen. 


Dazu zählen 

★ regelmäßige Beiträge in der UZ, 
UZ-Extra und auf kommunisten.de, 

★ kurze Druckvorlagen für Flugblät¬ 
ter und Gruppenzeitungen, für regi¬ 
onale und lokale Internetseiten der 
DKP, 

★ eine Sammlung von Beiträgen, Ar¬ 
tikeln etc. auf einer allgemein zugäng¬ 
lichen Internetseite, 

★ zumindest ein Bildungsthema, ggf. 
mehrere über einen längeren Zeit¬ 
raum, 

★ Seminar(e) an der Karl Liebknecht- 
Schule 

★ Konferenzen und Beratungen, in 
Bezirken und Kreisen, Mitgliederver¬ 
sammlungen und öffentliche Veran¬ 
staltungen, 

★ auch mit der Unterstützung wissen¬ 
schaftlich arbeitender Genossinnen 
und/oder anderer hier engagierter Per¬ 
sönlichkeiten (Referentlnnenlisten) 

★ mittelfristig bundesweite Aktions¬ 
tage 

★ Mitarbeit nach Kräften in den bun¬ 
desweiten und regionalen Initiativen 
und Veranstaltungen in Bündnissen 
um die Forderung nach einer Arbeits¬ 
zeitverkürzung. 
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Scharfe Töne vor den nächsten Tarifverhandlungen 

Der neue Südwestmetall-Chef Stefan Wolf gibt seinen Einstand 


E nde September 2012 wurde der 
Vorstandsvorsitzende des Auto¬ 
zulieferers ElringKlinger, Stefan 
Wolf, als neuer Chef des einflussreichen 
Arbeitgeberverbands Südwestmetall 
gewählt. Nach seinem Jurastudium hat 
sich für Stefan Wolf, Vorstandsmitglied 
der Jungen Union, die Frage gestellt, 
entweder in die Politik zu gehen oder 
sein Glück in der „freien“ Wirtschaft 
zu suchen. Seine einstigen Mitstreiter 
aus dem damaligen Landesvorstand 
der Jungen Union Baden-Württemberg 
heißen Stefan Mappus, Tanja Gönner, 
Peter Hauk. Wolf entschied sich dann 
für die Wirtschaft und ist heute Vor¬ 
standsvorsitzender des in Dettingen/ 
Erms ansässigen Autozulieferers El¬ 
ringKlinger, ein Unternehmen mit 
weltweit rund 6 300 Beschäftigten. 
Das Wort Flexibilität ist eines seiner 
Lieblingswörter. Schon vor seiner 
Wahl ins neue Amt schwafelte er laut 
davon, dass er sich eine weitere Fle¬ 
xibilisierung bei der Arbeitszeit oder 
bei der „Platzierung von Lohnerhö¬ 
hungen“ vorstellen könne. Es müs¬ 
se erlaubt sein, alles zu hinterfragen. 
„Oberstes Ziel muss es sein, dass der 
Standort Deutschland wettbewerbsfä¬ 
hig bleibt“. So empfahl er sich als neuer 
Südwestmetall-Boss. Die erste Bewäh¬ 
rungsprobe steht dem künftigen Chef 
dieses Jahr bei seinem Debüt bei den 
Tarifverhandlungen bevor. Da wird 
zwar das Thema Lohn im Vordergrund 
stehen, aber er wird zumindest versu¬ 
chen auch massive Angriffe auf einst 
erkämpfte soziale Errungenschaften 
zu starten. Denn, so betonte er: „es gibt 
für mich keine Dogmen, nur weil man 
etwas einmal erkämpft hat. Statische 
Vereinbarungen passen nicht mehr in 
diese dynamische Arbeitswelt“ laut 
Stuttgarter Zeitung. Damit meinte er 
zum Beispiel den Alterskündigungs¬ 
schutz und die Altersverdienstsiche¬ 
rung. 

Die IG Metall hat die Verdienstsiche¬ 
rung und den Kündigungsschutz für 
ältere Arbeitnehmer 1973 mit einem 
Arbeitskampf in der Metall- und Elek¬ 
troindustrie im damaligen Tarifgebiet 
Nordwürttemberg-Nordbaden erstrit¬ 
ten. Entsprechende Regelungen finden 


sich zwischenzeitlich in nahezu allen 
Tarifverträgen. Demnach darf älteren 
Beschäftigten in der Metall- und Elek¬ 
troindustrie nach vollendetem 53. Le¬ 
bensjahr nicht mehr gekündigt werden. 
Ihr Entgelt darf ab dem 54. Lebens¬ 
jahr nicht gemindert werden. Können 
Beschäftigte aus dieser Altersgruppe 
den bisherigen regelmäßigen Monats¬ 


verdienst nicht mehr erzielen, da sie 
zum Beispiel aus Alters- oder Gesund¬ 
heitsgründen aus dem Schichtbetrieb 
gehen müssen, muss ihnen der Arbeit¬ 
geber einen Ausgleichsbetrag zahlen. 
Wolf stört das, „diese Regelungen pas¬ 
sen so nicht mehr in die Zeit. (...) Es 
kann nicht sein, dass ich als Arbeitge¬ 
ber nicht in der Lage bin, zu sagen: Ich 
muss diesen Mitarbeiter jetzt woan¬ 
ders hinversetzen, aber es geht nicht, 
weil er im besonderen tariflichen Kün¬ 
digungsschutz ist.“ Ein weiteres „Pro¬ 


blem“ ist nach Ansicht des neuen Süd¬ 
westmetallchefs die Verdienstsiche¬ 
rung: „Auch Schichtzuschläge müssen 
bei über 54-Jährigen bis zur Rente 
weitergezahlt werden, selbst wenn der 
Arbeitnehmer aus eigenem Antrieb 
nicht mehr schichtet. Man darf diese 
Zuschläge nicht als gottgegeben neh¬ 
men. Das ist ein Erschwerniszuschlag 


für die Zeit, in der ich vom Arbeitge¬ 
ber gebraucht werde und auch tatsäch¬ 
lich diese zusätzliche Belastung habe.“ 
Verbandschef Wolf würde darüber hi¬ 
naus den Beschäftigten am liebsten 
vorschreiben wie sie zu leben haben: 
„Der Erhalt der Erwerbsfähigkeit ist 
auch Aufgabe des Mitarbeiters. Sie 
können nicht zu viel rauchen, trinken 
oder sich falsch ernähren, haben dann 
gesundheitliche Probleme mit 60 und 
sagen: Jetzt kann ich aber nicht mehr 
arbeiten und jetzt ist der Arbeitgeber 


dran, mir eine Lösung zu bieten. Ich 
glaube nicht, dass wir mit der Rente 
mit 67 am Ende der Fahnenstange an¬ 
gelangt sind - mittel- und langfristig 
werden wir auch über 69 Jahre reden. 
Vielleicht noch nicht in zehn Jahren - 
aber vielleicht in 15 oder 20 Jahren.“ 
IG Metall Bezirksleiter Hofmann weist 
die Forderungen von Südwestmetall 


inzwischen zurück und macht klar: 
Die IGM lässt „kein Rütteln an der 
Alterssicherung“ zu. Der Alterskündi¬ 
gungsschutz und die Altersverdienst¬ 
sicherung seien gewerkschaftliche 
Errungenschaften, so Hofmann, die 
es älteren Menschen ermöglichen in 
Würde bis zur Rente in den Betrieben 
zu bleiben. „Herr Wolf bezweckt das 
Gegenteil: Ältere sollen zur beliebigen 
Manövriermasse werden. Mit sozialer 
Verantwortung von Arbeitgebern für 
ihre Beschäftigten haben diese Ansich¬ 


ten wenig zu tun.“ In einem Interview 
wurde Wolf darauf hingewiesen, dass 
das, was er jetzt zur Disposition stellt, 
1973 in einem Arbeitskampf erstritten 
wurde und gefragt, wie wollen Sie das 
der Gewerkschaft wieder abtrotzen? 
Wolf antwortete gewieft: „Wir haben 
beim jüngsten Tarifabschluss (2012) 
eine Gesprächsverpflichtung (mit der 
IG Metall) zu grundlegenden Themen 
der sich verändernden Arbeitswelt 
vereinbart. Ich würde mir konstrukti¬ 
ve Gespräche wünschen, in denen wir 
gemeinsam mit dem Sozialpartner ein 
Bild der Arbeitswelt von morgen ent¬ 
werfen, um dann für beide Seiten trag¬ 
fähige Lösungen zu finden“. 

Kollegen, da heißt es jetzt aufgepasst. 
Wahrscheinlich pudert der Wolf der¬ 
weil schon mal seine Pfoten weiß, 
während er gleichzeitig die Reißzäh¬ 
ne schärft. Zeigen wir ihm gleich bei 
seinem ersten Tarifkampf im Frühjahr 
2013 „wo der Barthel den Most holt“ 
(für nicht Schwaben: wo der Hammer 
hängt!). Manfred Dietenberger 

Binnennachfrage 

stärken 

Die 2013 anstehenden Tarifauseinan- 
dersetzungen für rund 12,5 Millionen 
Beschäftigte werden erhebliche Aus¬ 
wirkungen auf das Konjunkturklima 
in Deutschland haben, sagte der ver. 
di-Vorsitzende Frank Bsirske. „Die eu¬ 
ropäische Krise tangiert auch die deut¬ 
sche Wirtschaft. Die Exportnachfrage 
wird nachlassen, die Investitionsnei¬ 
gung geht zurück. Umso wichtiger ist 
es, durch gute Lohnabschlüsse die Bin¬ 
nennachfrage in der Bundesrepublik 
zu stärken“, betonte er. 

Den Auftakt der diesjährigen Tarifrun¬ 
den bilden Ende Januar die Gehalts¬ 
verhandlungen für die rund eine Mil¬ 
lion Angestellten der Bundesländer. 
Dem folgen die Metall- und Elektro¬ 
industrie mit 3,7 Millionen Mitarbei¬ 
tern und das Bauhauptgewerbe. Im Be¬ 
reich von ver.di stehen unter anderem 
ab April Tarifverhandlungen für den 
Einzelhandel an, ebenso für die Luft¬ 
hansa, die Post AG, die Druckindustrie 
und die Versicherungen. 



Bei ihrem ersten Tarifkampf im Frühjahr 2013 werden die Kollegen aufpassen müssen. Der neue Boss von Südwestmetall 
fordert den Abbau sozialer Errungenschaften 


Das japanische Jahrzehnt 

Bemerkungen zum aktuellen Krisenmodus 


Der Dax schoss 170 Punkte nach oben. 
Der japanische Nikkei fast 300 Punkte. 
Der Dow Jones 500. Nach dem Haus¬ 
haltskompromiss zwischen Republika¬ 
nern und Demokraten hatte sich die 
Angst der Spekulanten vor dem „Fis¬ 
cal Cliff“ in einem weltweiten Kursfeu¬ 
erwerk aufgelöst. 

Beunruhigend auf die Finanzakroba¬ 
ten dürfte wohl weniger die drohende 
sozialpolitische Streichorgie gewesen 
sein. Für das Casino gilt bekanntlich 
das Motto: Je asozialer, umso besser. 
Wirklich Sorgen hatten die automa¬ 
tisch eintretenden, drastischen Steuer¬ 
erhöhungen bereitet. Diesmal wären 
sogar die Reichen betroffen gewesen. 
Immerhin hatte Präsident Obama im 
Wahlkampf versprochen Bush 4 Steu¬ 
ergeschenke zu kassieren. 

Die mit dem „Fiscal Cliff“ verbunde¬ 
nen automatischen Steuererhöhungen 
und Kürzungen im Kriegsbudget, für 
aufrechte Republikaner eine Art Aus¬ 
geburt der Hölle, hätten der Obama- 
Administration eigentlich eine kom¬ 
fortable Verhandlungsposition ermög¬ 
licht. Ohne eine Hand zu rühren wären 
automatisch die US-amerikanischen 
Reichen und die Kriegsindustrie zur 
Kasse gebeten worden. Was seit Ver¬ 
lust der demokratischen Repräsentan¬ 
tenhausmehrheit als so gut wie ausge¬ 
schlossen gilt. 

Das erneute Einknicken Obamas wur¬ 
de von seinen eher linksliberalen An¬ 
hängern denn auch mit Enttäuschung 
quittiert: „Der schlechteste Poker¬ 
spieler der Welt.“ (Paul Krugman). 
So etwas unterstellt, dass Wille und 
Entschlossenheit der Administration 
tatsächlich vorhanden war. Eine ange¬ 


sichts der Fakten- und Finanzierungs¬ 
lage etwas naiv erscheinende Annah¬ 
me, die auf der Fiktion beruht, die De¬ 
mokraten würden sich tatsächlich zum 
Anwalt des Friedens und der „Globa- 
lisierungs“- und Krisenverlierer auf¬ 
werfen. Da mit dem nun erreichten 
Kompromiss das Budgetdefizit nicht 
gestoppt werden kann, bleibt nur die 
Prolongierung weiterer Kreditfinanzie¬ 
rung. Da aber die Gesamtverschuldung 
gedeckelt (Debt Ceiling) ist und dieser 
Deckel 16,4 Bio. Dollar zur Jahresen¬ 
de erreicht hat, ist schon die nächste 
Pokerrunde eröffnet. Allerdings mit 
wesentlich schlechteren Karten für 
Obama, einmal unterstellt, er meinte 
es ernst. 

Die grundsätzliche Zustimmung - bei¬ 
der Lager - zum Diktum der Priorität 
von Budgetkonsolidierung und Schul¬ 
denabbau erzwingt, Steuererhöhungen 
als unmöglich vorausgesetzt, geradezu 
weiteren Sozialabbau. Allerdings dürf¬ 
te selbst mit einer brachial durchge¬ 
setzten Rotstiftorgie bei den ohnehin 
Verarmten kaum so viel zu holen sein, 
dass ein Schuldenabbau tatsächlich 
auf diese Weise gelingen kann. Selbst 
ohne die konjunkturellen Folgeeffekte 
einer solchen, aus Südeuropa bestens 
bekannten Austeritätspolitik einmal in 
Rechnung zu ziehen. 

Wohl in Erwägung der hier weiter klaf¬ 
fenden Finanzierungslücke hatte Fed- 
Chef Ben Bernanke angekündigt, den 
Fuß so lange nicht vom Gas zu nehmen 
bis eine Arbeitslosenquote von 6,5 
Prozent erreicht ist. Das Bureau of La¬ 
bor Statistics hatte am 4. Januar diese 
Quote für Dezember 2012 mit 7,8 Pro¬ 
zent beziffert. Wobei der Großteil der 


155 000 neu geschaffenen Arbeitsplät¬ 
ze (Obamas Gesundheitsreform) wie¬ 
der im Gesundheitsbereich angesiedelt 
sind. In 2012 fast doppelt soviel, wie in 
der verarbeitenden Industrie. Von der 
sich mühevoll dahin schleppenden US- 
Wirtschaft dürfte wohl kaum so bald 
ein Signal der Wiederbelebung zu ver¬ 
nehmen sein. Da die Fed-Milliarden 
wohl weiterhin der einzige expansive 
Hebel bleiben dürften, sich also die 
Wirtschaftsankurbelung in erster Linie 
über das Finanz-Kasino abwickelt, falls 
sie dort nicht sofort versickert, sind der 
Wall Street wieder einige Hundert Mil¬ 
liarden sicher. Kein Wunder, dass die 
Kurse explodieren. 

Eine ähnliche Strategie, dürfte auch 
die japanische Zentralbank (BoJ), 
nun auch wieder mit der wohlwollen¬ 
den Unterstützung der neugewählten 
Regierung Shinzo Abe forcieren. Nur, 
dass hier die Verschuldung im Verhält¬ 
nis zum Bruttoinlandsprodukt schon 
den doppelten Wert der USA erreicht 
hat. Neben der Nachschubproduktion 
für das Finanzkasino besteht das pri¬ 
märe Ziel - wie in den USA und Euro¬ 
pa - in einer exportfördernden Schwä¬ 
chung der eigenen Währung. Da aber 
diese Strategie unter anderen auch die 
englische, chinesische und auch die 
Schweizer Nationalbank betreiben, 
heben sich diese Bemühungen weit¬ 
gehend auf.Allerdings lassen sich, im 
Gegensatz zu den Behauptungen der 
Defizit-Falken, durch einen entschlos¬ 
senen Zentralbankeinsatz, wie auch 
beispielsweise der EZB, die staatlichen 
Refinanzierungskosten, trotz steigen¬ 
der Gesamtverschuldung, substantiell 
absenken. Ebenso als unsinnig erwie¬ 


sen haben sich die monetaristischen 
Befürchtungen, das „Gelddrucken“ 
würde die Inflation anheizen. Damit 
haben sich die wichtigsten Argumenta¬ 
tionsstränge der währungsfundamen¬ 
talistischen „Staatsschuldenkrisen“- 
Theoretiker als substanzlos erwiesen. 
(Von ihrem asozialen Gehalt einmal 
ganz abgesehen) Allerdings sind die 
realwirtschaftlichen Wirkungen die¬ 
ser Liquiditätsflutungen begrenzt. 
Die Bereitstellung billigen Geldes 
hat zwar, neben den weiterhin hohen 
Profitraten, zu einer komfortablen Fi¬ 
nanzausstattung großer Unternehmen 
wie auch der Finanzindustrie geführt, 
investiert wird aber bekanntlich nach 
wie vor nur, wenn der Absatz auch 
stimmt. 

Es zeigt sich, dass die negativen Wir¬ 
kungen eines brachialen Austeritäts- 
kurses, wie in der Euro-Peripherie, von 
einer Politik des billigen Geldes nicht 
konterkariert werden können. Und 
ob damit das von Berlin formulierte 
Ziel einer globalen Preiswettbewerbs¬ 
fähigkeit des Euroraumes tatsächlich 
erreicht werden kann, erscheint ange¬ 
sichts der großflächigen Deindustriali¬ 
sierungsprozesse eher unwahrschein¬ 
lich. Vieles erinnert doch eher an die 
öden mittelenglischen „Brownfields“ 
oder den verlassenen US-amerikani¬ 
schen „Rust-Belt“. Von der verheeren¬ 
den Armut und Arbeitslosigkeit ganz 
zu schweigen. Zu befürchten ist, dass 
diese Phänomene nicht auf den Süden 
Europas beschränkt bleiben werden, 
da diese Strategie des Lohndumpings 
notwendige Gegenstrategien bei den 
globalen Konkurrenten provozieren 
muss. 


Noch gelten die weiter unverdrossenen 
Hoffnungen den Wachstumsstaaten. 
Die acht stärksten (Brasilien, China, 
Indien, Indonesien, Mexiko, Russland, 
Südkorea, Türkei) stehen in 2011 für 
ein BIP von 17 Bio Dollar. Ziemlich 
exakt das BIP der gesamten EU. Hier 
liegen auch die Hoffnungen der deut¬ 
schen Exportindustrie. Diese Sicht be¬ 
ruht allerdings auf der Fortschreibung 
der bisherigen Entwicklung. Sie ver¬ 
kennt den Charakter der Überakku- 
mulations-Krise. In der bürgerlichen 
Literatur unter dem Begriff Bilanzre¬ 
zession (Richard Koo) verhandelt. Die 
aufgebauten Ungleichgewichte sind 
im Krisenverlauf ja nicht abgebaut, 
sondern im Gegenteil noch verstärkt 
worden. Die ungeheuren, permanent 
wachsenden, nach Verwertung stre¬ 
benden Kapitalmengen bringen lo¬ 
cker rasante Wachstumszahlen in den 
Boom-Towns der Welt zustande. Aller¬ 
dings um den Preis eines zusätzlichen 
Kapazitätsaufbaus für den (Kapitalis¬ 
mus) der Aufbau einer konsumptiven 
Entsprechung fehlt. Die Boom-Towns 
sind ohne die Brownfields nicht zu ha¬ 
ben. Wie ja in der europäischen Auto¬ 
industrie gerade exemplarisch vorex¬ 
erziert wird. 

Die Perspektive des staatlich-mone¬ 
tär prolongierten Krisenmodus dürf¬ 
ten wohl kaum in China, sondern 
vielmehr in Japan zu finden sein. Ein 
depressives Jahrzehnt des Nullwachs¬ 
tums, der Schuldenexplosion und der 
sozialen wie kulturellen Regression 
deutet sich an. 

Und Japan, das ist für nicht wenige 
noch eine beneidenswerte Variante. 

Klaus Wagener 
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Vertrauen ist gut... 

„Die Landesinnenminister müssen sich 
endlich dafür verbürgen, dass die von 
ihnen vorgelegten Beweismaterialien 
für ein NPD-Verbotsverfahren nicht 
durch V-Leute belastet ist. Vertrauen 
ist gut, aber Kontrolle ist besser, um das 
nächste NPD-Verbotsverfahren nicht 
wieder in den Sand zu setzen“, erklärt 
Ulla Jelpke, innenpolitische Spreche¬ 
rin der Fraktion „Die Linke“, zur Ant¬ 
wort der Bundesregierung auf die Klei¬ 
ne Anfrage „V-Leute Problematik im 
NPD-Verbotsverfahren“. Jelpke weiter: 
„Die Innenminister- und -Senatoren 
der Länder und der Bundesinnenmi¬ 
nister haben demnach mit ihrem Be¬ 
schluss vom 5. Dezember festgehalten, 
dass das vorgelegte Material V-Leute- 
frei ist. Doch eine vom Bundesinnen¬ 
minister erbetene entsprechende Be¬ 
stätigung wollten die Landesinnenmi¬ 
nister nicht geben. Die Überprüfung 
der Quellenrelevanz erfolgte nach An¬ 
gaben der Bundesregierung nicht mit¬ 
tels Offenlegung aller V-Leute in der 
NPD, sondern durch einen ,offenen 
und vertrauensvollen Informationsaus¬ 
tausch 4 zwischen den Sicherheitsbehör¬ 
den des Bundes und der Länder. Dieses 
Verfahren diente laut Bundesregierung 
dem Quellenschutz, also dem Schutz 
der Spitzel. Abgeschaltet wurden im 
Frühjahr auf Beschluss der Innenminis¬ 
terkonferenz nicht nur die Spitzel des 
Verfassungsschutzes, sondern auch die 
V-Leute der Polizeibehörden. 
Bedenklich ist allerdings, dass die Bun¬ 
desregierung weiterhin keine Angaben 
zur Anzahl der seit 2002 in der NPD 
und ihrem Umfeld eingesetzten V-Leu- 
te machen will, da dies ,die Funktions¬ 
fähigkeit der Verfassungsschutzbehör¬ 
den nachhaltig beeinträchtigen 4 würde. 
Es könnten dann Rückschlüsse gezo¬ 
gen werden, wie und in welchen Par¬ 
teiebenen die NPD vom Verfassungs¬ 
schutz überwacht wird 4 . Bekanntlich 
haben V-Leute die NPD nicht nur 
überwacht, sondern aktiv und in füh¬ 
render Stellung die hetzerische und 
vielfach gewaltbefördernde Politik der 
Partei mit betrieben. Die Bundesre¬ 
gierung muss endlich offenlegen, wie 
tief die Geheimdienste in den braunen 
Sumpf verstrickt sind.“ 

Strafbefehl wegen 
Leopard 2-Protest 

Wie das Komitee für Grundrechte aus 
Köln mitteilt, hat der Friedensaktivist 
Hermann Theisen aus Heidelberg aus¬ 
gerechnet am Menschenrechtstag, dem 
10.12.2012, einen Strafbefehl des Mün¬ 
chener Amtsgerichts erhalten, in dem 
er zur Zahlung einer Geldstrafe von 
50 Tagessätzen ä 30,-Euro aufgefordert 
wird. Der Vorwurf lautet „öffentliche 
Aufforderung zu Straftaten nach § 111 
StGB“. Theisen hatte im Juli vor den 
Panzerschmieden Krauss-Maffei Weg¬ 
mann (KMW) in München und Rhein¬ 
metall in Düsseldorf Flugblätter an die 
Angestellten verteilt, in denen diese zu 
Boykott- und Sabotagehandlungen ge¬ 
gen den geplanten Panzer-Deal aufge¬ 
fordert wurden. 

Die Staatsanwaltschaft Düsseldorf lei¬ 
tete daraufhin ein Ermittlungsverfah¬ 
ren ein und gab es nach Heidelberg, 
dem Wohnort von Theisen, ab. Von der 
Staatsanwaltschaft Heidelberg wurde 
das Verfahren wenig später eingestellt. 
Ganz anders sieht dies aber das Land¬ 
gericht München in seinem Beschluss 
über die Beschwerde gegen die Be¬ 
schlagnahme der Flugblätter: „Es sind 
(dringende) Gründe für die Annahme 
vorhanden, dass die Voraussetzungen 
für die Einziehung der Flugblätter nach 
§ 74 StGB vorliegen, da sie für die Be¬ 
gehung einer Straftat nach § 111 StGB 
bestimmt waren.“ Und im Strafbefehl 
des Amtsgerichts München heißt es 
folglich: „Sie beabsichtigten hierdurch, 
die Mitarbeiter der Firma Krauss- 
Maffei Wegmann dazu zu bringen, zur 
Durchsetzung Ihrer politischen Ziele 
Straftaten zum Nachteil ihres Arbeit¬ 
gebers zu begehen ...“ 

Der Heidelberger Rechtsanwalt Martin 
Heiming (Vorsitzender des Republika¬ 
nischen Anwältinnen- und Anwältever¬ 
eins) wird Theisen verteidigen und hat 
Einspruch gegen den Strafbefehl einge¬ 
legt, womit es nun am 14.2.2013 zu ei¬ 
ner Hauptverhandlung vor dem Amts¬ 
gericht München kommen wird. 


Club of Rome II 

Einsichten, Hoffnungen und Resignation eines Klima-Experten 


M an erinnert sich und denkt 40 
Jahre zurück: Der von Den¬ 
nis Meadow als Hauptautor 
verfasste Bericht des Club of Rome 
„The Limits of Growth“ (Grenzen des 
Wachstums) wird damals zu einer Art 
Jahrhundertbuch der Umweltbewe¬ 
gung. 

Seine enorme Breitenwirkung drückt 
sich auch in der enormen Kaufauflage 
von bislang 30 Millionen aus. Der in¬ 
haltliche Hauptimpuls, die Infragestel¬ 
lung eines für den Kapitalismus selbst¬ 
verständlichen Glaubens und Strebens 
nach immer mehr neuem Wachstum, 
erschütterte die Selbstgewissheit der 
bürgerlichen Ökonomie - ohne dass 
man die Autoren ernsthaft als Anti- 
Kapitalisten oder gar als „Sozialisten“ 
oder „Marxisten“ hätte einstufen kön¬ 
nen. 

Meadow hatte sich vor einigen Wochen 
anlässlich des Jahrestags des Erschei¬ 
nen des Berichts noch einmal zu Wort 
gemeldet und u.a. bedauert, dass man 
damals nicht über genauere Verfah¬ 
ren und Modelle für noch treffsichere¬ 
re Prognosen verfügt hätte. Dies habe 
sich aber innerhalb der vergangenen 
vier Dekaden zum Glück deutlich ge¬ 
bessert. 

Von uns Kommunisten und Marxisten 
war der damalige Bericht eher igno¬ 
riert oder bespöttelt worden, weil der 
„historische Optimismus“, mit dem wir 
seinerzeit an den „bevorstehenden Sieg 
des Sozialismus“ glaubten, sich schein¬ 
bar so gar nicht mit den „ viel zu pessi¬ 
mistischen“ Warnungen über die Ver¬ 
geudung und Endlichkeit der Naturres¬ 
sourcen sowie die immer bedrohlicher 
werdenden Umweltgefahren auf einen 
Nenner bringen ließen. 

Erst deutlich später begann sich unse¬ 
re Sicht zu ändern. Dazu beigetragen 
hatte 1984 - also noch vor dem Desas¬ 
ter von Tschernobyl“ - die unglaublich 
faktenreichen Analyse, die Fidel Castro 
als damaliger offizieller Sprecher der 
„Nichtpaktgebundenen Staaten“ unter 
dem Titel „... wenn wir überleben wol¬ 
len“ vorgelegt hatte. Castro hatte die¬ 
sen Bericht zur VII. Gipfelkonferenz 
der „Nichtpaktgebundenen“ mit Hilfe 
von Teams junger kubanischer Wissen¬ 
schaftler des Centro de Investigaciones 
de la Economia Mundial (Forschungs¬ 
zentrum für Weltwirtschaft) und des 
Centro de Investigaciones de la Eco¬ 
nomia Internacional (Forschungszen¬ 
trum für Internationale Wirtschaft der 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
der Universität Havanna) erstellt. He¬ 
rangezogen wurde damals als Quelle 
auch der erste „Club-of-Rome“-Be- 
richt, aber auch andere Analysen der 
„Römer“. 

Die „erdrückenden Probleme des an¬ 
gestauten Elends und der Rückstän¬ 
digkeit, eine riesige und für die große 
Mehrheit nicht bezahlbare Auslands¬ 
verschuldung, ein ungleiches und im¬ 
mer brutaleres Austauschverhältnis, 
die schreckliche Gefahr eines Atom¬ 
krieges, die alle Völker bedroht“ und 
andere Folgen der neokolonialen und 
kolonialen Ausbeutung von Mensch 
und Natur führten Castro damals zu 
der folgenden Einschätzung: „Die Re¬ 
alität und die Perspektiven sind insge¬ 
samt derartig düster, dass sie, wären wir 
unserer Ziele nicht sicher, Pessimismus 
und Mutlosigkeit hervorrufen könnten. 
... Heute sind wir mit den komplizier¬ 
testen, schwerwiegendsten und beängs¬ 
tigendsten Situationen konfrontiert, die 
es je in der Geschichte gegeben hat. 
Zum ersten Mal dringt die Frage in das 
Bewusstsein der Menschen ein, ob wir 
überleben werden oder nicht“ 

Und nun meldet sich just zur Jahres¬ 
wende erneut einer der damaligen Au¬ 
toren des Club of Rome zu Wort. An¬ 
lass war der bereits im Mai 2012 vom 
Club of Rome vorgestellte neue „Zu¬ 
kunftsreport 2052: A Global Forecast 
for the Next Forty Years“ (Eine globa¬ 
le Vorhersage für die nächsten 40 Jah¬ 
re). Der Bericht umfasst 35 Ausblicke 
von international führenden Wissen¬ 
schaftlern, Ökonomen und Zukunfts¬ 
forschern. Sein dokumentarischer und 
empirischer Wert wird kaum bestritten, 
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weil so zahlreiche Statistiken und Da¬ 
ten in die modernen Zukunftsmodelle 
eingearbeitet worden sind. Der Report 
fragt und bezweifelt, ob der Mensch 
überhaupt in der Lage sei zu überle¬ 
ben, ohne einen massiven Richtungs¬ 
wechsel. 

Einer der Hauptautoren des Reports 
ist der norwegische Wirtschaftsexper¬ 
te und Zukunftsforscher Prof. Jörgen 
Randers. Bei der Präsentation der Er¬ 
gebnisse in Rotterdam hatte er den neu¬ 
en Bericht so auf den Punkt gebracht: 
„Die Menschheit hat die Ressourcen 
der Erde ausgereizt und wir werden 
in einigen Fällen schon vor 2052 einen 
örtlichen Kollaps erleben. Wir stoßen 
jedes Jahr zweimal so viel Treibhaus¬ 
gas aus wie Wälder und Meere absor¬ 
bieren können.“ Er sagte für 2052 u.a. 
voraus: „Der Meeresspiegel wird wei¬ 
ter steigen, das Arktiseis im Sommer 
verschwinden und verändertes Wetter 
wird Landwirte und Urlauber treffen“ 
Die Emission der klimaschädlichen 
Treibhausgase werde bis 2030 zu¬ 
nächst noch weiter ansteigen, um dann 
bis 2050 auf das viel zu hohe heutige 
Niveau wieder abzusinken. Das werde 
aber nicht reichen, um einen weltwei¬ 
ten Temperaturanstieg von weniger als 
2 Grad zu garantieren. Pro Jahr werden 
doppelt so viel Treibhausgase ausgesto¬ 
ßen wie die Wälder und Meere absor¬ 
bieren können. 

Die „Club-of-Rome-II“-Forscher wei¬ 
sen nach, dass die Industrie schon heute 
keinen Gewinn mehr einfährt - wenn 
man die Umweltzerstörung als Scha¬ 
den gegenrechnen würde. Derzeit fehl¬ 
ten die Verlustangaben, die durch die 
Vergeudung und Zerstörung der „Ver¬ 
mögenswerte“ der Umwelt - Wasserres¬ 
sourcen, Bodenfruchtbarkeit, Lebens¬ 
qualität und stabiles Klima - entstehen. 
Das weltweite Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) werde künftig langsamer stei¬ 
gen. Bis 2052 würden zwar die Entwick¬ 
lungsländer aufholen, und deren Armut 
sich verringern. Gleichzeitig müssten 
die Menschen in den hochentwickelten 
Wirtschaftsnationen mit mehr sozialer 
und ökonomischer Ungleichheit rech¬ 
nen. Viele dieser Volkswirtschaften hät¬ 
ten ihr Entwicklungspotenzial ausge¬ 
schöpft; es gebe weniger Geburten, da 
die Verstädterung noch mehr zunehme. 
Nach der Einschätzung des Berichts 
werde die Weltbevölkerung kurz nach 
2040 bei 8,1 Milliarden ihren Höchst¬ 
stand erreichen und dann zurückgehen. 
Für etliche Journalisten - wie den da¬ 
maligen Stockholmer Berichterstat¬ 
ter der Hamburger „ZEIT“ - lautete 
das Urteil über den neuen Bericht so: 
- „Der Club of Rome zeichnet in einem 
Bericht ein erschreckendes Zukunfts¬ 
szenario. Die Trends sind plausibel, ihre 
Präsentation aber hysterisch. („ZEIT“- 
online vom 08. 05.2012). 

Jetzt legte „Hysteriker“ Randers zur 
Jahreswende in einem Interview mit 
der „Süddeutschen Zeitung“ noch ein¬ 
mal nach und verschärfte seine damali¬ 
gen Warnungen sogar noch. Unbelehr¬ 
bar hysterisch? Dieser Eindruck könn¬ 
te tatsächlich entstehen, wenn man sich 
nur auf die Schlagzeilen der Presse 
verließe: „Es helfen nur noch Katas¬ 
trophen“ so titelte etwas reißerisch das 
Münchner Blatt und zitierte Randers 


mit den Worten: „Wir bräuchten regel¬ 
mäßig wiederkehrende, immergleiche 
Katastrophen 44 Das muss zwangsläufig 
Distanzierungsreflexe auslösen. 
Randers hatte in diesem Kontext aber 
nur gesagt. „Alles deutet darauf hin, 
dass die Nationen insgesamt erst auf 
unwiderlegbare Schadensbeweise re¬ 
agieren. Australien wurde sieben Jahre 
lang von Dürren geplagt. Es sah so aus, 
als würde das etwas bewirken. Aber seit 
zwei Jahren regnet es da wieder. Also 
ist das Thema Klimawandel wieder 
vom Tisch 44 

Recht hat Randers wahrscheinlich mit 
seiner hier nicht zu diskutierenden 
Kritik an der australischen Klima- und 
Umweltpolitik. Geirrt hat er sich aber 
hinsichtlich der weiteren Dürre. Aus¬ 
traliens Wetter- und Hitzekatastrophen 
machen erneut Schlagzeilen. Mit Spit¬ 
zentemperaturen im derzeitigen aus¬ 
tralischen Frühling von über 48 Grad 
Celsius wurden neue fatale Rekorde 
aufgestellt. Riesige Wald- und Busch¬ 
brände mit erneut hohen Menschen - 
und Tierverlusten zeigen erneut die 
verheerenden Folgen des globalen Kli¬ 
mawandels. 

Spricht so ein Zyniker oder „Welt¬ 
untergangsprophet“? Nein. Randers 
macht auf ein zutiefst politisches Pro¬ 
blem aufmerksam und er ist damit ein 
wichtiger Zeuge auch für Marxisten 
und deren Kritik an den Auslösern 
des Klimawandels, der nicht einfach 
„anthropogen“ (also von „den“ Men¬ 
schen) - verursacht wird, sondern mit 
der kapitalistischen Produktionsweise 
zusammenhängt. 

Da ist der Hinweis von Randers umso 
aktueller aber auch umso frustrieren¬ 
der, dass „technisch“ der Klimawandel 
„eigentlich“ in den Griff zu bekommen 
sei. Man könnte durchaus bis 2050 die 
C0 2 -Emissionen um mehr als 60 Pro¬ 
zent zurückfahren. „Es wäre nicht ein¬ 
mal zu teuer, ein bis zwei Prozent des 
Bruttosozialprodukts würden reichen.“ 
Das werde aber trotzdem nicht passie¬ 
ren. Und dann spricht der Norweger 
„Tacheles“: „... der Kapitalismus funk¬ 
tioniert nun mal so, dass er schaut, wie 


„... der Kapitalismus funk¬ 
tioniert nun mal so , dass er 
schaut , wie man kurzfristig 
die höchsten Renditen erzie¬ 
len kann. (i 


man kurzfristig die höchsten Renditen 
erzielen kann.“ 

Solch klare Worte sind im Lager der 
bürgerlichen Klimapolitik-Kritiker 
nicht so häufig zu hören. Und das hebt 
Randers deutlich von vielen seiner Kol¬ 
leginnen und Kollegen ab. 

Er verweist mit Recht auch auf die Ver¬ 
antwortung jedes Einzelnen, wenn er 
problematisiert: „Wir alle sind nicht 
willens, heute kleine Opfere zu brin¬ 
gen, um die riesigen Opfer in 50 Jahren 
zu vermeiden. Wir könnten eine C0 2 - 
Steuer von hundert Euro pro Tonne 
einführen, das wäre gerecht und wäre 
vorausschauend, wird aber nie kom¬ 
men.“ Doch Randers lässt hier die na¬ 
heliegende Frage offen, wer denn diese 
Steuer zu verantworten und zu bezah¬ 
len hat. 

Das Verursacherprinzip, das hier zur 
Anwendung kommen müsste, bleibt 
ausgeklammert. Und er motiviert da¬ 
mit vor allem auch nicht zu neuen An¬ 
strengungen und Protesten einer sich 
noch mehr national wie auch internati¬ 
onal zu vernetzenden Bewegung gegen 
die Klimakatastrophe. 

So richtig es dann auch ist, dass er den 
Hinweis auf den Zuwachs des C0 2 - 
Ausstoßes in Indien und China schlag¬ 
kräftig mit dem individuellen Energie¬ 
konsum eines indischen, chinesischen 
und norwegischen Kindes quittiert 
und sagt: „Meine eigene Tochter ver¬ 
braucht fünfmal so viel wie ein Chi¬ 
nese. Solange sich das nicht ändert, 
brauchen wir nicht mit dem Finger auf 
Asien zu zeigen“, so wenig überzeugt 
sein Argument mit der „Schwerfällig¬ 
keit „unseres demokratischen Systems“, 


das sachgerechte Klimaentscheidungen 
ausschließe. 

Randers setzt seine Hoffnung auf einen 
„handlungsfähigen Staat und ein star¬ 
kes EU-Parlament“ - verkennt oder 
negiert absolut den Klassencharakter 
und Klassenauftrag dieser bürgerlichen 
Herrschaftsinstrumente - und schließt 
die einzige erfolgsversprechende Alter¬ 
native, die Entwicklung einer starken 
außerparlamentarischen Kraft und Be¬ 
wegung aus seinem von tiefer Frustra¬ 
tion geprägten Denken schließlich fast 
völlig aus. 

„Ich war so optimistisch Anfang der 
Siebziger! Als ,Limits of Growth 4 
(,Grenzen des Wachstums 4 ) rauskam, 
war ich 27 und dachte: So, jetzt ist klar, 
was zu tun ist, alles wird gut: Nichts 
wurde gut. Ich habe damals nicht ver¬ 
standen, dass wir selbst das größte Hin¬ 
dernis sind. Es ist lächerlich, auf die Po¬ 
litiker zu zeigen und zu sagen, sie seien 
schuld. Das sind wir schon selber. Ich 
habe irgendwann resigniert 44 
Ist das verständlich? Aus seiner indi¬ 
viduellen Sicht mag diese Schlussfol¬ 
gerung nach so vielen Jahren erlebter 
Frustrationen nachvollziehbar sein. Lo¬ 
gisch ist diese Schlussfolgerung jedoch 
nicht, weil er doch selbst die eigentlich 
politische Dimension des Kampfs für 
eine sicherere Zukunft eigentlich an¬ 
gedeutet hat. 

Umweltbewegung muss weitergeführt 
werden zu einer antikapitalistischen 
Bewegung. Umweltpolitik kann nur be¬ 
griffen werden als eine Entscheidung 
für einen antimonopolistischen und 
tendenziell antikapitalistischen Bruch 
mit der bisherigen Entwicklungs- und 
Profitlogik der kapitalistischen Öko¬ 
nomie. 

Deshalb können die Adressaten auch 
nicht primär EU-Behörden und Gremi¬ 
en sein, sondern in erster Linie doch nur 
diejenigen, die die diese Gesetzmäßig¬ 
keiten auch aus ihren eigenen zentra¬ 
len anderen Lebensbereichen, nämlich 
als Lohnabhängige; jeden Tag erfahren. 
Randers schlichte Aussagen „Wenn die 
eine Milliarde, die im Wohlstand lebt, 
ihren Lebensstandard ändert, wäre 
alles gut“ ignoriert und zerschlägt im 
Grunde die eigenen Erkenntnisse über 
die Systembedingtheit der Umweltpro¬ 
blematik. Schließlich landet er dann in 
einem fatalen Kultur- und Politikpessi¬ 
mismus, bei dem dann nicht viel mehr 
herauskommt, als die alte abgestan¬ 
den und falsche malthusianische Mär 
von der „Überbevölkerung“, die eine 
strengere Geburtenkontrolle erforder¬ 
lich mache. 

Dass der kluge und engagierte Wis¬ 
senschaftler dann mit der resignativen 
Schlussfolgerung aufwartet „aber das 
bedeutet eben auch, dass alles erst mal 
so weitergehen wird wie bisher, der 
Kapitalismus, der Raubbau, die Emis¬ 
sionen. .. 44 gibt seinem Abschlussappell 
„Engagieren Sie sich“ nicht gerade eine 
nachvollziehbare Orientierung, son¬ 
dern hinterlässt mehr Ratlosigkeit als 
Entschiedenheit. 

Wie anders ging und geht bis heute 
der Kommunist und Revolutionär Fi¬ 
del Castro mit der globalen Bedrohung 
um. In der Einleitung zu seiner ein¬ 
gangs erwähnten Systemanalyse mach¬ 
te auch er keinen Bogen um die poli¬ 
tischen Schwierigkeiten, die auf jene 
warten, die das System der Ausbeutung 
von Mensch und Natur nicht mehr hin¬ 
nehmen wollen und auch nicht können. 
„... so gigantisch die Schwierigkeit und 
Vielschichtigkeit der Aufgabe auch sein 
mag, eine pessimistische Haltung ein¬ 
zunehmen hieße, von vorneherein auf 
jegliche Hoffnung zu verzichten und 
die Niederlage - mit anderen Worten - 
das Ende resigniert hinzunehmen. Uns 
bleibt keine andere Wahl als zu kämp¬ 
fen und dabei auf die gewaltige morali¬ 
sche Fähigkeit der Menschheit und auf 
ihren eigenen Erhaltungstrieb zu ver¬ 
trauen, wenn wir die Hoffnung auf das 
Überleben hegen wollen.“ 

Und das macht wohl letztlich den ei¬ 
gentlichen politisch-moralischen Un¬ 
terschied zwischen linksbürgerlicher 
und marxistischer Umweltanalyse und 
-kritik aus. Hans-Peter Brenner 
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FDP in Panik 

Machtkampf, Intrigen, Gezänk 



S eit vielen Jahren beginnt die FDP 
das neue Jahr mit einem Dreikö¬ 
nigstreffen in Stuttgart. Dort, im 
Südwesten der Republik, wurden die 
Wurzeln des Liberalismus ausgemacht. 
In Baden-Württemberg erreichte die 
FDP viele Wahlerfolge. Doch auch 
dort gab es bei der Landtagswahl 2012 
einen regelrechten Absturz, mit Mühe 
und Not wurden neue Landtagsman¬ 
date errungen. Und die Prognosen für 
das Jahr 2013 sind für die FDP grot¬ 
tenschlecht. So sollte das diesjährige 
Dreikönigstreffen eine Wende bringen, 
einen Aufschwung für die gelben Mer- 
kelkoalitionäre. „In Stuttgart muss die 
richtige Weichenstellung für das Bun¬ 
destagswahljahr 2013 erfolgen“ forder¬ 
te der schleswig-holsteinische FDP- 
Chef Kubicki vorab. 

Die FDP hat in den letzten Jahren 
bekanntlich viele Wählerinnen und 
Wähler, Mitglieder und Mandatsträ¬ 
gerinnen und -träger verloren. Ein 
Teil ihrer Manager-, Medien- und Un¬ 
ternehmerfreunde hat sich von ihnen 
enttäuscht abgewandt. Und nun fürch¬ 
ten 13 Landtagsabgeordnete und zwei 
Landesminister in Hannover, dass 
auch sie nicht wiedergewählt werden 
könnten. Hinzu gezählt werden müs¬ 
sen einige Dutzend Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die um ihre gut be¬ 
zahlten Jobs fürchten. Noch schlimmer 
sieht das Szenario für die Bundestags¬ 
wahlen im Herbst aus, wo 93 Bundes¬ 
tagsabgeordnete, fünf Bundesminister 
und eine Heerschar von Zuarbeitern 
in Berlin auf der Strecke bleiben könn¬ 
ten. Das trifft Menschen hart, die vor 
allem an ihre Karrieren denken. Und 
so sind sie auf der Suche nach dem 
Schuldigen. 

So ist es nicht überraschend, dass 
der diesjährige FDP-Jahresauftakt in 
Stuttgart nicht zu einer selbstbewuss¬ 
ten Darstellung liberaler Politik wur¬ 
de. Es blieb weiterhin unklar: Was will 
die FDP? Wer braucht die FDP? Statt- 
dessen war die Panikstimmung und die 
Nervosität unter den Teilnehmern und 
Parteivorderen mit Händen zu greifen. 
Völlig losgelöst von der Stimmung im 
Lande und offensichtlich unter Wahr¬ 
nehmungsschwierigkeiten leidend be- 
zeichnete der Noch-Parteivorsitzen¬ 
de Rösler in seiner Rede die FDP als 
„wichtige Partei“ und - feierlich - als 
die „einzige Freiheitspartei in Deutsch¬ 
land“. Die FDP sei die treibende Kraft 
im Kampf gegen Versuche von SPD 
und Grünen, durch immer neue Steu¬ 
ern, Abgaben und Regelungen die Frei¬ 
heit der Bürger zu beschneiden. Die 
FDP sei „eine Stimme, die Toleranz 


und Vielfalt fordert“. Sie sei für alle 
da, die frei leben wollen. Die Kanzle¬ 
rin habe mit ihrer Feststellung recht, 
dass die schwarz-gelbe Regierung die 
erfolgreichste Regierung seit 1990 sei. 
Und an deren Erfolgen sei die FDP 
maßgeblich und sogar führend betei¬ 
ligt, meinte auch Fraktionschef Brüder- 
le. „Die Welt beneidet uns“ schwärmte 
er, so gut sei die christlich-liberale Ko¬ 
alition. Sein Erfolgsrezept, um aus dem 
gegenwärtigen Schlamassel zu kom¬ 
men, lautet ganz einfach: „Wir müssen 
an uns selbst glauben, dann glauben 
auch viele wieder an uns.“ 


Beherrschendes Thema ist 
die Frage, wie und wann man 
Philipp Rösler los wird 


Aber die Existenzkrise der FDP lässt 
sich nicht länger verbergen. Ausgerech¬ 
net der Entwicklungsminister, der mit 
Hilfe der Bundeswehr schon mal Tep¬ 
piche aus Afghanistan nach Deutsch¬ 
land schmuggelte, sprach aus, was vie¬ 
le in der FDP über den gegenwärtigen 
Zustand denken: „So wie jetzt kann es 
mit der FDP nicht weitergehen“. Viele 
Anhänger hätten derzeit „die Fahne 
eingerollt aus Enttäuschung“, meinte 
Niebel. Man müsse jetzt schnell Ent¬ 


scheidungen treffen über eine neue 
Führung, über eine Mannschaftsauf¬ 
stellung, die „nicht vom Ausgang von 
Landtagswahlen“ abhängig zu machen 
sei. Schon vor Beginn des Dreikönigs¬ 
treffens hatte die „Bildzeitung“ über 
Überlegungen in einigen FDP-Landes- 
verbänden berichtet, sofort nach den 
Landtagswahlen am 20. Januar in Nie¬ 
dersachsen einen Sonderparteitag ein¬ 
zuberufen. Dies sei notwendig, wenn 
Rösler trotz eines unbefriedigenden 
Wahlergebnisses als Parteichef wei¬ 
termachen wolle. Rösler selbst hatte 
in Kenntnis dieser Stimmen gegen¬ 
über der „Hannoverschen Allgemei¬ 
nen Zeitung“ geäußert, dass er trotz 
aller Kritik über einen Rücktritt nicht 
nachgedacht habe. Gerade in schwie¬ 
rigen Zeiten müsse man die Nerven 
behalten. 

Doch, wie das Dreikönigstreffen zeigte, 
gibt es keinerlei Nachdenken über die 
Politik der FDP. Beherrschendes The¬ 
ma ist die Frage, wie und wann man 
Philipp Rösler los wird und durch wen 
ersetzt. Es trifft einen Mann, der nach 
dem von Guido Westerwelle herbeige¬ 
führten Desaster, sich zur Führung der 
FDP bereit fand und nun seine Schul¬ 
digkeit getan zu haben scheint. Rösler 
fehle das Format dafür, die Liberalen 
aus der Krise zu führen, meint auch der 
Parteienforscher Jürgen Falter. „Herr 


Rösler ist ein ungemein angenehmer, 
charmanter, intelligenter Mann. Er 
bringt aber einfach in der Öffentlich¬ 
keit nicht das Gewicht auf die Waage, 
das man von einem Spitzenpolitiker 
erwartet“, sagte Falter vor dem Drei¬ 
königstreffen der Deutschen Presse- 
Agentur. „Er wirkt ja noch viel jün¬ 
ger als er ist, er wirkt wie ein Anfang- 
20-Jähriger. Den nehmen die Leute zu 
wenig ernst.“ Die heftigen Attacken ge¬ 
gen Rösler kurz vor der Landtagswahl 
in Niedersachsen zeigten, so Falter, 
dass die Partei sich angesichts schlech¬ 
ter Umfragewerte auf dem Weg „von 
der latenten Panik in die aktuelle Pa¬ 
nik“ befinde. 

Wie weit sich Menschen, die über vie¬ 
le Jahre diese Partei gehätschelt ha¬ 
ben, heute von ihr entfernt haben, 
zeigt ein Kommentar des Politik-Res¬ 
sortleiters der „Frankfurter Allgemei¬ 
nen Zeitung“, Volker Zastrow. Er ist 
voller Häme über ein „Froschkönigs¬ 
treffen“ und schlägt vor, es künftig aus- 
fallen zu lassen. „Die FDP würde ins¬ 
gesamt weniger wahrgenommen, und 
das wäre entschieden besser für sie. 
Es ist nämlich anders als früher noch: 
Aufmerksamkeit schadet der FDP 
wie gar nichts anderes, sie sieht schon 
seit Jahren um Längen besser aus, 
wenn man nicht so genau hinguckt.“ 

RolfPriemer 


Kalter Klassenkampf im Jobcenter 

Wie „Unzumutbarkeit und Sittenwidrigkeit“ umgangen werden 



Bundeskanzlerin Merkel (CDU) 
lobt sich dezent: Noch nie habe es in 
Deutschland seit der „Wiederverei¬ 
nigung“ so viele Arbeitsplätze gege¬ 
ben. Schweigsamer wird sie, wenn es 
um die arbeitsvertragliche Qualität 
neuer Jobs geht. Totenstille herrscht 
schließlich, weil der kalte Klassen¬ 
kampf im Jobcenter zwischen Mathe¬ 
matik und Moral vollkommen ausge¬ 
spart wird. 

Konkret: Offiziell gibt es rund 2,8 Mil¬ 
lionen Arbeitslose. Die Rechnung wird 
aber erst richtig, wenn berücksichtigt 
wird, dass 6,1 Millionen Leistungsbe¬ 
rechtigte in der Grundsicherung sind. 
Annelie Buntenbach (DGB) stellte 
schon vor knapp einem Jahr fest, dass 
im Zuge von „Zehn Jahre Hartz-Ge¬ 
setze“ jeder Fünfte zum Niedriglohn 
arbeiten muss. In der Nachbarschaft: 
Ein-Euro-Jobs, Praktika, Scheinselb¬ 
ständigkeit, Befristung, Geringfügig¬ 
keit, Teilzeit ... 

Die Bundesagentur für Arbeit kennt 
die Ursachen für die Arbeitslosigkeit: 
„Ursächlich für die jüngste Entwick¬ 
lung war die Tatsache, dass der Ar¬ 
beitsmarkt für Arbeitslose weniger auf¬ 
nahmefähig geworden ist.“ Ein Wetter¬ 
frosch hätte gesagt: „Ursache für den 
Regen ist die extreme Feuchtigkeit.“ 


Bei der Arbeitsvermittlung spielen zwei 
Begriffe eine wichtige Rolle, wenn es 
um die mathematische Verhübschung 
der Statistiken geht: Die Zumutbarkeit 
und die moralische Sittenwidrigkeit ei¬ 
nes Arbeitsvertrages. Das Arbeitsamt 
Düsseldorf definiert die Zumutbarkeit: 
Wer als Arbeitssuchender Leistungen 
der Grundsicherung bezieht, ist „ver¬ 
pflichtet, jede Arbeit anzunehmen, zu 
der Sie in der Lage sind.“ Zumutbar ist 
auch, dass ein Lohn unter Tarif bezahlt 


wird. Der Lohn kann auch mal „unter 
dem ortsüblichen Entgelt“ liegen. 
Damit gerät die „Zumutbarkeit“ in ei¬ 
nen Konflikt mit den „guten Sitten“, 
denn der Paragraph 138 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuches (BGB) legt fest: 
„Ein Rechtsgeschäft, das gegen die 
guten Sitten verstößt, ist nichtig.“ Dies 
trifft zu, wenn „jemand unter Ausbeu¬ 
tung der Zwangslage, der Unerfahren¬ 
heit, des Mangels an Urteilsvermögen 
oder der erheblichen Willensschwäche“ 


Vorteile erzielt, „die in einem auffäl¬ 
ligen Missverhältnis zu der Leistung 
stehen.“ Dieser „jemand“ ist der Aus¬ 
beuter, die Ausgebeuteten sind die vom 
Jobcenter vermittelten Kolleginnen 
und Kollegen. 

Sittenwidrigkeit liegt vor, wenn gegen 
„das Anstandsgefühl aller billig und 
gerecht Denkenden“ verstoßen wird. 
Dazu gehört, dass der Tariflohn oder 
wie im Bau- und Reinigungsgewerbe 
der Mindestlohn eingehalten werden. 
Ist ein Unternehmen nicht an Tarif- 
und Mindestlöhne gebunden, kann 
dennoch nicht frei gegen die „guten 
Sitten“ verstoßen und der Lohn im Kel¬ 
ler angesiedelt werden: Um mehr als 
ein Drittel gegenüber dem anderswo 
geltenden Tariflohn darf nicht gesenkt 
werden. Siehe: Arbeitsgericht Wupper¬ 
tal, Az.: 7 Ca 1177/08). Aber zum Bei¬ 
spiel 25 Prozent Lohnminderung sind 
durchaus legal. 

Als „nicht sittenwidrig“ entdeckte die 
Freie Presse einen Stundenlohn von 
3,05 Euro für Friseure. Dieses Entgelt 
entspreche dem Branchentarifvertrag 
für Brandenburg. Pläne für eine weite¬ 
re legale Absenkung um bis zu einem 
Drittel dieses Betrages auf 2,02 Euro 
pro Stunde sind bislang nicht an die Öf¬ 
fentlichkeit gedrungen. Uwe Koopmann 


Bündnis für 
Existenzminimum 

Bereits im letzten Dezember hat sich 
das „Bündnis für ein menschenwürdi¬ 
ges Existenzminimum“ der Öffentlich¬ 
keit vorgestellt. Es ist wohl ein Novum 
in der Geschichte der Bundesrepub¬ 
lik Deutschland, dass Erwerbslose ge¬ 
meinsam mit Gewerkschaften, Wohl¬ 
fahrtsverbänden, Sozialverbänden, 
Bauern- und Umweltverbänden For¬ 
derungen für ein menschenwürdiges 
Existenzminimum formulieren. 

Anlass ist die oftmals prekäre Lage 
von Millionen Betroffenen, die trotz 
wachsendem gesellschaftlichen Reich¬ 
tums an permanenten Geldsorgen und 
gesellschaftlicher Ausgrenzung leiden. 
Das Bündnis für ein menschenwürdi¬ 
ges Existenzminimum will eine brei¬ 
te gesellschaftliche Debatte darüber 
anstoßen, was erforderlich ist, um ein 
gutes Leben für alle Menschen zu er¬ 
möglichen. Näheres auf der Bündnis¬ 
webseite unter: http://www.menschen- 
wuerdiges-existenzminimum.org/. 

Mössingen erinnert 
an 1933 

„Politischer Streik hätte Hitler gestürzt 
und den Krieg verhindert!“ Unter die¬ 
sem Motto rufen Gewerkschafter, An¬ 
tifaschisten und Demokraten zu einer 
Demonstration durch Mössingen auf, 
die auch an eine Aktion gegen die Fa¬ 
schisten am 31.1.1933 erinnern soll. Im 
Demo-Aufruf heißt es u.a.: 

„,Heraus zum Massenstreik! 4 Unter 
dieser Losung zogen am 31. Januar 1933 
achthundert Demonstrantinnen und 
Demonstranten durch Mössingen. So¬ 
eben war die Macht im Staat an Hitler 
übertragen worden. Diesen Verbrecher 
zu stürzen, war ihr Ziel. Darum folg¬ 
ten sie dem Streikaufruf der damaligen 
Kommunistischen Partei, auch Männer 
und Frauen aus der Sozialdemokratie. 
Viele waren in der Gewerkschaft. So 
früh und so einhellig wie in Mössingen 
regte sich nirgendwo im Land der Pro¬ 
test gegen die Nazidiktatur ... 

Zum 80. Jahrestag wollen wir am 2. Fe¬ 
bruar 2013 an diese mutigen Mössin- 
gerinnen und Mössinger erinnern. Sie 
riskierten viel und wussten das. Über 
einhundert Menschen aus Mössingen, 
Nehren, Talheim, Belsen, Bodelshausen 
und anderen Nachbarorten standen da¬ 
nach vor Gericht - wegen „Hochver¬ 
rat“ und „Landfriedensbruch“. Ohne 
große Worte zeigten sie in jener Zeit 
mehr politische Weitsicht als viele an¬ 
dere. Sie praktizierten Solidarität und 
Verständnis füreinander. Sie ließen sich 
nicht gegeneinander ausspielen. An ih¬ 
nen prallte auch die rassistische Hetze 
der Nazis ab. Und sie wussten: Hitler 
bedeutet Krieg! 

Daran wollen wir anknüpfen. Unse¬ 
re heutige Gesellschaft ist viel bun¬ 
ter als damals, und das ist gut so. Was 
wir nicht brauchen, sind Neonazis und 
ihre Aufmärsche. Sie terrorisieren Mi- 
grantlnnen und Flüchtlinge. Sie sehen 
sich bestärkt durch eine Politik, die be¬ 
hauptet, das Boot sei „voll“ und Musli¬ 
me gefährlich. Setzen wir also ein Zei¬ 
chen gegen Ausgrenzung und Rassis¬ 
mus! Faschismus ist keine politische 
Meinung, sondern ein Verbrechen, das 
schon einmal die ganze Welt ins Elend 
gestürzt hat. Die NPD gehört also auf¬ 
gelöst und verboten. Und es muss da¬ 
bei bleiben, was nach 1945 galt: „Von 
deutschem Boden darf nie mehr Krieg 
ausgehen.“... Millionenfach wurde die 
Menschenwürde in den Jahren der Na¬ 
zidiktatur mit Füßen getreten. Auch für 
die Würde jedes Menschen gingen die 
800 Mössingerinnen und Mössinger 
am 31. Januar 1933 auf die Straße. Für 
sie gab es eine Alternative zu Hitler. 
Erinnern wir uns daran, wenn uns heu¬ 
te gesagt wird, es gebe keine Alterna¬ 
tive zu den Zwängen einer globalen 
Marktwirtschaft. 

Empört euch! Für ein uneingeschränk¬ 
tes Versammlungs- und Streikrecht! 
Für eine Demokratisierung der Wirt¬ 
schaft! 

Nie wieder Faschismus und Krieg! 

Auf nach Mössingen - 2. Februar 2013, 
14.00 Uhr, Jakob-Stotz-Platz.“ 

Zu den Erstaufrufern gehören der Lan¬ 
desverband der Partei „Die Linke“ Ba- 
den-Würtemberg, die Informationsstel¬ 
le Militarisierung Tübingen und die 
SDAJ Tübingen. 
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Banker verknackt 

Zwei ehemalige Bosse der isländischen 
Glitnir-Bank sind jetzt vor dem Gericht 
in Reykjavik wegen Betrugs im Zusam¬ 
menhang mit dem Bankenkrach von 
2008 verurteilt worden. Der Urteils¬ 
spruch für Larus Welding und Gud- 
mundur Hjaltason lautete am 29. De¬ 
zember auf neun Monate Gefängnis. 
Die Anklage war wegen der Vergabe 
eines Kredits erhoben worden, mit dem 
ein Anteilseigner der Glitnir-Bank ei¬ 
nen Kredit zurückgezahlt hat, den er 
bei der Morgan-Stanley-Bank aufge¬ 
nommen hatte, was Glitnir schließlich 
53 Millionen Euro gekostet hat. Die 
beiden Angeklagten bestritten jedes 
Fehlverhalten. Der Vertreter der An¬ 
klage, Holm Steinn Sigurdsson, zeigte 
sich gegenüber den Medien enttäuscht 
vom Strafmaß. Er hatte eine Freiheits¬ 
strafe von fünf Jahren beantragt. 

Einigung im Ölstreit 

Die Regierungen des Sudan und des 
Südsudan haben sich auf die zügige Um¬ 
setzung eines Ölabkommens verstän¬ 
digt. Bereits im September hatten sich 
die beiden Staaten auf die Demilitari- 
sierung der gemeinsamen Grenze und 
den Transport von Öl aus dem Südsudan 
durch die Pipelines des Nordens geei¬ 
nigt. Bislang war der Vertrag allerdings 
noch nicht umgesetzt worden. 

Grenzwall Israel/Syrien 

Der israelische Premierminister Netan¬ 
jahu hat angekündigt, einen „Sicher¬ 
heitszaun“ entlang der Grenze zu Sy¬ 
rien errichten zu lassen. Syrien werde 
bereits von radikalislamistischen Grup¬ 
pierungen kontrolliert, die die Regie¬ 
rungstruppen verdrängt hätten, sagte er 
zur Begründung. Der Zaun auf den Go¬ 
lanhöhen wird laut dem Regierungschef 
nach demselben Projekt konzipiert wie 
schon der 230 Kilometer lange Sperr¬ 
wall, den Israel vor kurzem an der 
Grenze zu Ägypten aufgebaut hat. Die 
„Mauer“ zu Ägypten schließt angeblich 
„die Hauptschmuggelwege“ nach Israel 
und soll illegale Migration aus Afrika 
sowie „Extremistengruppen“ aufhalten. 
Obwohl sich Israel und Syrien formell 
im Kriegszustand befinden, war es an 
der gemeinsamen Grenze jahrzehnte¬ 
lang ruhig. Ende 2012 näherten sich 
die Kampfschauplätze des Syrien-Kon¬ 
flikts unmittelbar der Grenze zu den 
von Israel kontrollierten Territorien, 
das mehrmals von verirrten Minen und 
Geschossen getroffen wurde. 

Cameron überdenkt 
britische Rolle in der EU 

Angesichts der zunehmenden Integra¬ 
tion innerhalb der Eurozone will der 
britische Premierminister David Ca¬ 
meron die Rolle seines Landes in der 
EU neu definieren. Seine Regierung 
prüfe bereits, ob es möglich sei, eini¬ 
ge Kompetenzen wieder von Brüssel 
nach London zurückzuholen. Ein Aus¬ 
tritt aus der EU sei allerdings „nicht das 
Richtige für Großbritannien“. Der Re¬ 
gierungschef will noch in diesem Monat 
eine Grundsatzrede über „Europa“ hal¬ 
ten. Cameron erklärte zudem, bis 2020 
als Premierminister an Bord bleiben zu 
wollen. „Ich will bei der nächsten Wahl 
kämpfen, gewinnen und dienen“, sagte 
er. Jüngste Umfragen sehen Camerons 
Konservative hinter der Labour Party. 

Türkei hebt 
Bücherverbot auf 

Seit dem vergangenen Wochenende 
sind Tausende marxistische und an¬ 
dere bislang verbotene Bücher in der 
Türkei wieder legal. Darauf wies Metin 
Celal Zeynioglu vom Türkischen Ver¬ 
legerverband TYB hin. Hintergrund ist, 
dass das türkische Parlament im vergan¬ 
genen Juli ein Gesetz verabschiedet hat, 
demnach alle vor dem Jahr 2012 erlas¬ 
senen Verbote oder Einschränkungen 
für den Verkauf und Vertrieb von Pub¬ 
likationen auslaufen, sofern die Verbo¬ 
te nicht innerhalb von sechs Monaten 
durch einen Richter bekräftigt werden. 
Dieser Zeitraum ist jetzt abgelaufen, 
ohne dass es eine juristische Entschei¬ 
dung gegen ein Buch gegeben hätte. 
Damit dürfen in der Türkei künftig 
etwa Lenins „Staat und Revolution“ so¬ 
wie Berichte über die Menschenrechts¬ 
lage in der Türkei oder die kurdische 
Frage wieder vertrieben werden. Insge¬ 
samt handelt es sich um nicht weniger 
als 23 000 Werke. 


Stacheldraht gegen Asylsuchende 


Schutz der Außengrenzen“ des Schengen-Raums schreitet voran 



.Menschenunwürdige“ und „indiskutable“ Haftbedingungen. 


v 

enau 10 365 Meter lang und 4 
Meter hoch ist der neue Zaun 
(u. a. NATO-Bandstacheldraht), 
den die griechische Regierung im 
Nordosten in der Präfektur Evros er¬ 
richten ließ, um Asylsuchende, die sich 
aus der Türkei nähern, vom Staatsge¬ 
biet fern zu halten. 

Drei Millionen Euro wurden dafür aus¬ 
gegeben. Die ursprüngliche Planung 
war auf fünf Millionen Euro angelegt. 
Die Konstruktion sollte in einem Jahr 
beendet sein. Begonnen wurde unter 
Christos Papoutsis (PASOK), Minister 
für zivile Verteidigung. Der Zaum wur¬ 
de genau an der Stelle errichtet, wo der 
reißende Evros zwischen Nea Vissi und 
Kastanies nicht die Grenze bildet. 

Der Zaun stellt eine weitere Sperre für 
die Flüchtlinge dar, die den Grenzfluss 
Evros nicht bei Todesgefahr durchque¬ 
ren wollten, die nicht in den Fluten er¬ 
trinken, nicht durch die internationale 
Grenztruppe „Frontex“ verhaftet, auf 
der Flucht erschossen oder von Land¬ 
minen zerfetzt werden wollen. Im Jahr 
2001 wurden rund 23 000 Flüchtlinge 
verhaftet. Im vergangenen Jahr sollen 
es 47 000 gewesen sein. 90 Prozent der 
Flüchtlinge suchen diesen Weg in die 
EU. Der Weg aber ist versperrt. 46 000 
Asylanträge harren der Bearbeitung. 
Die Flüchtlinge wurden von der Gren¬ 
ze über 30 Kilometer in ein bewachtes 
Lager in dem Städtchen Fylakio depor¬ 
tiert. Die „Europäische Agentur für die 
operative Zusammenarbeit an den Au¬ 
ßengrenzen“ (Frontex) registriert die 
Flüchtlinge. „Human Rights Watch“ kri¬ 
tisiert besonders die Haftbedingungen 
von Kindern und Jugendlichen. Die Um¬ 
stände gelten als „menschenunwürdig“ 
und „indiskutabel“. Einer der Drahtzie¬ 


her war der ehemalige EU-Kommissar 
und „Minister für Schutz des Bürgers“ 
Christos Papoutsis (PASOK). 

Sind der unbezwingbare Zaun und das 
Lager doch überwunden, wartet ein 
Leben in der Illegalität: Aus Flüchtlin¬ 
gen werden Ausgebeutete, häufig in der 
Zwangsprostitution. Den polizeilichen 
Rahmen schafft Frontex. 

Der Einsatz ist ein Gewinn für die Ab¬ 
schottungspolitik der Bundesregierung, 
denn schon am 20. April letzten Jahres 
ließ sie in der Bundespressekonferenz 
verlauten, dass es „ganz entscheidend 
darauf ankommt, den Schutz der Au¬ 
ßengrenzen Europas - gemeint sind 
in diesem Fall die Außengrenzen des 
Schengen-Raumes - zu verbessern. 
Dort, nämlich an den Außengrenzen 
des Schengen-Raumes, liegt der Schlüs¬ 
sel für wirkliche Fortschritte bei der 
Bekämpfung der illegalen Migration, 
und auch dafür wird sich die Bundes¬ 
regierung weiter in Brüssel einsetzen.“ 


Und kurz darauf, am 11. Juni 2012, ließ 
die Regierung verlauten, dass der neue 
Frontex-Verhaltenskodex Maßnahmen 
aufführe, die es „schutzbedürftigen Per¬ 
sonen ermöglichen, ein Asylbegehren 
bei der jeweils zuständigen nationalen 
Stelle vorzutragen, Personen Zugang 
zu medizinischen Hilfseinrichtungen 
zu verschaffen und bestimmte Perso¬ 
nengruppen (...) in besondererWeise 
zu betreuen“. 

Zu diesen Personengruppen zählen der 
Vorlage zufolge unter anderem Frau¬ 
en, unbegleitete Minderjährige, Behin¬ 
derte oder mutmaßlich Opfer sexueller 
Ausbeutung beziehungsweise des Men¬ 
schenhandels. Das passt so gar nicht 
zum neuen Zaun. 

Die Kosten für den Stacheldrahtzaun 
sind übrigens Peanuts im Frontex- 
Haushalt, der 2005 noch 6,2 Millionen 
Euro betrug. Und zwischenzeitlich die 
80-Millionen-Euro-Grenze überstieg. 

Uwe Koopmann 



„Weihnachtsgeschenke“ in Frankreich: 

Reichensteuer annulliert und Großauftrag für Werftindustrie 


Eigentlich sollte in Frankreich die kon¬ 
servative UMP die Opposition gegen 
die sozialistische Regierung Ayrault 
führen. Aber die ist in einem selbstmör¬ 
derischen Hahnenkampf um die Nach¬ 
folge von Nicolas Sarkozy verstrickt. 
Die beiden bis zur Selbstzerfleischung 
erschöpften Gockel, Ex-Premierminis- 
ter Francois Fillon, der seine Schar in 
einer Fraktionsgemeinschaft RUMP 
versammelte, und der in einer dubiosen 
Mitgliederbefragung erwählte, selbster¬ 
nannte Präsident der UMP, Jean-Fran- 
cois Cope, haben eine Kampfpause ein¬ 
gelegt bis zu einem neuen Wahlgang im 
nächsten Jahr - wenn nicht doch Sar¬ 
kozy wieder einsteigt. 

Rechtsaußen Front National sieht 
die Saat ihrer Strategie der „Entdia- 
bolisierung“ langsam aufgehen: Die 
vor einigen Monaten vom damaligen 
UMP-Generalsekretär Cope in Auf¬ 
trag gegebenen repräsentative Befra¬ 
gung der Sympathisanten von UMP 
zeigte eine frappierende Übereinstim¬ 
mung der politischen Zielsetzungen 
von UMP und FN - mit Ausnahme 
in der Europa-Politik. Die UMP ist 
entschieden nach rechts gerückt. Ein 
Drittel der befragten UMP-Anhänger 
würden bei der nächsten Wahl eine 
Allianz mit der Front National be¬ 
fürworten. Die Front National setzt 
darauf, dass die UMP sich in einigen 
Regionen für eine Zusammenarbeit 
öffnet, wenn sie nicht gar auseinan¬ 
derfällt. 2014 stehen in ganz Frank¬ 
reich Kommunalwahlen an. 

Und der Unternehmensverband ME- 
DEF befindet sich im von der Regie¬ 
rung initiierten „sozialen Dialog“ mit 
den Gewerkschaften und arbeitet auf 
eine „Modernisierung“ des Arbeitsge¬ 
setzbuches, sprich Flexibilisierung des 
Arbeitsrechts ä la Ex-Kanzler Schröder 
hin, um die „Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft“ wiederzugewinnen. Noch 
stehen die Gewerkschaften zusammen 
und machen Front dagegen. 

Aber worauf sich die Rechte Frank¬ 
reichs medienwirksam eingeschossen 
hat, ist neben der Frage der Wettbe¬ 
werbsfähigkeit, d.h. der neoliberale 
Umbau Frankreichs, die auf drei Jahre 
angelegte „Solidaritäts-Sonderabgabe“, 


in Deutschland einfach „Reichensteu¬ 
er“ genannt. Und die Rechte konnte 
sich auf den Conseil Constitutionnel 
verlassen (mit Ex-Präsident Sarkozy 
als neuestem Mitglied): Die 75-Pro- 
zent-Steuer, ein Zugpferd während 
des Präsidentenwahlkampfs, ist an¬ 
nulliert. Die „Opposition hat auf eine 
Zensur gehofft“ sagte Premierminister 
Jean-Marc Ayrault der Agentur AFP. 
Bernard Arnault, der reichste Franzo¬ 
se, wird wohl trotzdem weiter versu¬ 
chen, die belgische Staatsbürgerschaft 
zu erlangen. Und der Schauspieler De- 
pardieu, der sich medienwirksam zum 
russischen Bürger machen ließ, wird 
trotzdem weiterhin französische Filme 
machen. Aber die Profi-Fußball-Liga 
hat sich zu früh gefreut: Die Regie¬ 
rung wird einen „Mechanismus finden, 
um die Steuer wieder einzuführen und 
gleichzeitig mit der Entscheidung des 
Verfassungsrates konform zu gehen“, 
und die Steuer wird „in jedem Fall auf 
die Einkommen von 2013 angewandt“. 
Die Beliebtheit von Präsident Hollan¬ 
de ist stark gesunken, sogar Ex-Präsi¬ 
dent Sarkozy sei doppelt so wirkungs¬ 
voll gewesen, so eine aktuelle Umfrage 
für den Privatsender i-tele. 

Der Bruch des Wahlversprechens, die 
Europa-Verträge neu zu verhandeln 
und der 20 Mrd. Euro schwere Steu¬ 
ernachlass für französische Unterneh¬ 
men, die Erhöhung der Mehrwertsteu¬ 
er und der als „Verrat“ an den lothrin¬ 
gischen Stahlwerkern gebrandmarkte 
Deal mit ArcelorMittal wird Hollande 
von links vorgeworfen, von rechts ins¬ 
besondere das versprochene Kommu¬ 
nalwahlrecht für alle Ausländer und die 
Ermöglichung der Ehe zwischen Ho¬ 
mosexuellen, aber vor allem spricht 
aus den Umfragen die Sorge über die 
in den vergangenen 19 Monaten auf 
nunmehr 3,1 Millionen ununterbro¬ 
chen angestiegene Arbeitslosigkeit - 
für die Hollande im kommenden Jahr 
eine Trendwende prognostiziert, was 
aber Bernard Thibault, der scheiden¬ 
de Vorsitzende der Gewerkschaft CGT, 
begründet anzweifelt. 

Von daher ist zu verstehen, dass der PS- 
Vorsitzende Harlem Desir sehr hart auf 
einen den Bruch von vier Wahlverspre¬ 


chen reklamierenden, kabarettistisch 
aufgemachten Video-Clip reagiert, den 
die PCF auf ihrer Web-Seite zeigt. Er 
stellt die PCF in die Oppositionsecke 
zusammen mit der Rechten und stellt 
die politische Zusammenarbeit, die vie¬ 
lerorts gut funktioniert, für die Kom¬ 
munalwahl 2014 in Frage. Die PCF be¬ 
tont ständig, dass sie sich gerade nicht 
als Opposition verstehe, sondern als 
Teil der linken Mehrheit. Sie stimmte 
allerdings im Senat gegen die Austeri- 
tätspolitik, so dass vor allem die Bud¬ 
getgesetze dort blockiert wurden und 
in der Nationalversammlung erneut 
beschlossen werden mussten - und die 
Geschlossenheit der Regierungsfrakti¬ 
on zeigte erste Risse. Aber auch inner¬ 
halb der Regierung Ayrault kriselt es 
unterschwellig. Der grüne Koalitions¬ 
partner EELV stellt sich nicht nur in 
der Frage des Großflughafens Nantes 
quer, sondern forciert auch die Debatte 
des Atomausstiegs in der Energiever¬ 
sorgung, bei dem sich die PS als schwer¬ 
hörig erweist. Auch der Minister für 
die Reindustrialisierung, Montebourg, 
wagte es, entgegen der Aussagen sei¬ 
ner Chefs, Wirtschaftsminister Mosco- 
vici und Premierministers Ayrault, die 
zeitweilige Verstaatlichung des Stahl¬ 
unternehmens ArcelorMittal erneut in 
die Debatte zu bringen - wohl um der 
Stimmung in der Sozialistischen Partei 
Rechnung zu tragen, insbesondere in 
Lothringen, wo die PS (mit der PCF) 
die Mehrheit im Regionalrat stellt, aber 
auch weil sich dort selbst die konserva¬ 
tiven Abgeordneten für eine Nationali¬ 
sierung aussprachen. 

Da kommt ein Großauftrag der ame¬ 
rikanischen Royal Caribbean Interna¬ 
tional für die darbende französische 
Werftindustrie gerade recht: der Bau 
des größten Kreuzfahrtschiffs mit der 
Option eines zweiten, der wie Premier 
Jean-Marc Ayrault sagte, „einen Atem¬ 
zug Sauerstoff“ verschafft. Wohingegen 
der finnische Wirtschaftsminister „sich 
über die Natur der Unterstützung der 
französischen Behörden“ für die STX- 
Werft in Saint-Nazaire wundert, die ge¬ 
genüber die STX-Werft in Turku (Finn¬ 
land) bevorzugt wurde. 

Georges Hallermeyer 


Kommunique der 
Regierung Venezuelas 

In einem Kommunique hat Venezuelas In¬ 
formationsminister Ernesto ViHegas in ei¬ 
ner über alle Rundfunk- und Fernsehsen¬ 
der des südamerikanischen Landes am 
Montagabend (Ortszeit) überden Gesund¬ 
heitszustand von Präsident Hugo Chävez 
informiert, der sich in Havanna von einer 
am 1i. Dezember erfolgten Krebsoperati¬ 
on erholt. Der Staatschef befinde sich in 
„Stationärzustand“. Die Behandlung wer¬ 
de permanent und streng fortgesetzt und 
der Patient spreche auf sie an. 

Das Kommunique lautet: 

Die Regierung der Bolivarischen Repub¬ 
lik Venezuela informiert das venezolani¬ 
sche Volk und die übrigen Geschwister¬ 
völker über die klinische Entwicklung des 
Präsidenten Hugo Chävez nach dem chi¬ 
rurgischen Eingriff, der am vergangenen 
11. Dezember vorgenommen wurde. 

Die Bolivarische Regierung hält ständi¬ 
gen Kontakt mit dem Ärzteteam, das den 
Comandante Chävez betreut, sowie mit 
den Familienangehörigen, die ihn in sei¬ 
nem postoperativen Prozess in Havanna, 
Kuba, begleiten. 

Der Präsident befindet sich im Verhältnis 
zum jüngsten Bericht, in dem über die At¬ 
mungsinsuffizienz informiert wurde, mit 
der Comandante Chävez in Folge einer in 
der postoperativen Phase aufgetretenen 
Lungeninfektion konfrontiert ist, in einem 
Stationärzustand. Die Behandlung wird in 
permanenter und strenger Weise ange¬ 
wandt und der Patient spricht auf sie an. 
Die Bolivarische Regierung unterstreicht 
ihre Verpflichtung, das venezolanische 
Volk über die Gesundheit des Comandan¬ 
te Präsident informiert zu halten und lädt 
es dazu ein, nicht auf die Botschaften der 
psychologischen Kriegführung zu hören, 
die vom Ausland aus versuchen, die vene¬ 
zolanische Familie zu stören. (... 

Es lebe Chävez! 

Caracas, 7. Januar 2013 


Russisch-indisches 

Treffen 

Abkommen unterzeichnet 

„Russland und Indien sind beunruhigt 
über die immer schlechter werdende 
Sicherheitssituation und die fortge¬ 
setzte Gewalt in Syrien und rufen alle 
Parteien auf, die Gewalt zu beenden 
und an einem gesamtnationalen Dialog 
teilzunehmen, um den Konflikt fried¬ 
lich auf der Grundlage der internatio¬ 
nal vereinbarten politisch-rechtlichen 
Grundlage einschließlich der Resoluti¬ 
onen des UN-Sicherheitsrats Nr. 2042 
und 2043 und des Genfer Kommuni¬ 
ques der Aktionsgruppe beizulegen“, so 
der russische Präsident Wladimir Putin 
und der indische Premierminister Man- 
mohan Singh in einer gemeinsamen Er¬ 
klärung nach ihrem Gespräch in Neu- 
Delhi Ende Dezember. 

Russland und Indien erkennen weiter¬ 
hin das Recht des Iran auf zivile Atom¬ 
forschungen an. Wie aus der gemeinsa¬ 
men Erklärung zu den Ergebnissen des 
offiziellen Besuchs des russischen Prä¬ 
sidenten Wladimir Putin in Indien her¬ 
vorgeht, rufen die Länder zugleich Te¬ 
heran auf, sich von den entsprechenden 
Resolutionen des UNO-Sicherheitsra¬ 
tes leiten zu lassen und mit der Interna¬ 
tionalen Atomenergieagentur (IAEA) 
zusammenzuarbeiten. 

Indien kauft von Russland militärische 
Luftfahrzeuge für insgesamt rund 2,9 
Milliarden US-Dollar. Zwei diesbezüg¬ 
liche Verträge sind am Montag in Neu- 
Delhi unterzeichnet worden. Es han¬ 
delt sich um 71 Hubschrauber des Typs 
Mi-17B5 im Gesamtwert von 1,3 Milli¬ 
arden US-Dollar sowie Montagesätze 
für 42 Jagdflugzeuge des Typs Su30M- 
KI im Gesamtwert von 1,6 Milliarden 
US-Dollar. 

Am Rande des russisch-indischen Gip¬ 
feltreffens wurden auch weitere Ab¬ 
kommen zustande gebracht, darunter 
eines über die Gründung eines Ge¬ 
meinschaftsunternehmens zur Produk¬ 
tion von Hubschraubern sowie über die 
Aufnahme der gemeinsamen Produkti¬ 
on von militärischem Gerät. Eines der 
wichtigsten Projekte in diesem Bereich 
ist die Produktion eines neuartigen rus¬ 
sischen Jagdflugzeuges der fünften Ge¬ 
neration. Quelle: RIA Nowosti 
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Die Bourgeoisie als Gewinner 

Zehn Jahre Linksregierungen in Brasilien - eine Bilanz von links 


A m 1. Januar j ährte sich der erst¬ 
malige Regierungsantritt eines 
Präsidenten der Arbeiterpartei 
(Partido dos Trabalhadores - PT) zum 
zehnten Mal. Lula da Silva hatte die 
Wahlen im Oktober 2002 in der Stich¬ 
wahl deutlich gewonnen und übernahm 
ein großes Land mit ebenso großen 
Problemen. 

Dass Lula seit seinem ersten Ver¬ 
such 1989 erstmals eine Wahl gewin¬ 
nen konnte (und danach auch die im 
Jahr 2006) hing mit einem historischen 
Bündnis seiner im Diktaturwiderstand 
1980 gegründeten PT mit dem national 
ausgerichteten brasilianischen Kapital, 
also der klassischen Bourgeoisie, zu¬ 
sammen. Damals wurde der Textilun¬ 
ternehmer Jose Alencar Vizepräsident 
und damit Repräsentant derjenigen 
Wirtschaftskreise, die sich berechtig¬ 
te Angst vor einem Durchmarsch der 
„Amerikanischen Freihandelszone“ 
(ALCA) machen mussten. Nicht mit 
den üblichen Partnern von rechts, son¬ 
dern nur mit Lulas PT - damals nach 
drei Niederlagen schon mit gemäßig¬ 
ter Programmatik - war ALCA zu 
verhindern. Die PT verbündete sich 
also mit mehreren Parteien der bür¬ 
gerlichen „Mitte“ (PMDB, PTB, PP) 
und auch konservativen Kräften. Um 
regieren zu können war das auch not¬ 
wendig, denn im Parlament kam die 
PT nicht über ein Fünftel der Abge¬ 
ordneten hinaus. 

Die PT kann mit den Präsidenten 
Lula da Silva und Dilma Rousseff 
(seit 2011) im Rahmen des bürgerli¬ 
chen Politikbetriebs manche Erfolge 
vorweisen. Die so genannte C-Klasse 
(die Unterschichten) konnten in Tei¬ 
len einen sozialen Aufstieg erleben. 
Die Null-Hunger-Programme zeitig¬ 
ten in dieser Hinsicht tatsächliche 
Erfolge für dreißig Millionen Men¬ 
schen; die Binnenkaufkraft stieg an. 
Aber dennoch - oder deshalb - ist in 
Brasilien die politische, wirtschaftli¬ 
che und ideologische Hegemonie der 
Bourgeoisie in stetigem Aufwärtstrend. 
Der Philosophieprofessor Jose Renato 
Rodrigues sieht die Begründung in der 
mit der politischen Übernahme der ge¬ 
sellschaftlichen Widerstandsbewegun¬ 
gen der achtziger und neunziger Jahre 
durch die PT einhergehenden „Suche 
nach einem Ausgleich zwischen Kapi¬ 
tal und Arbeit“ als ihrem Ziel, in kla¬ 
rer Abgrenzung zu den KPen, die auf 


den Kampf gegen das Kapital setzten. 
Mit einer bürgerlichen Denkweise war 
es dann auch möglich, den in den letz¬ 
ten zehn Jahren aufgestiegenen Bevöl¬ 
kerungsteil sich selbst willig als „Teil 
der bürgerlichen Ordnung“ einord- 
nen zu lassen. Grundsätzlich hande¬ 
le es sich bei Brasilien - so Professor 
Rodrigues - um eine Klassendiktatur 
der Bourgeoisie. Nach der Überwin¬ 
dung der militärischen Diktatur ab 
1986 bleibe es im Kapitalismus doch, 
unabhängig von der Regierungsform, 
bei dieser bürgerlichen Klassendikta¬ 
tur, in der „die Politiker/innen über die 
Parteien, manchmal auch über links¬ 
gerichtete, Finanzierung durch Un¬ 
ternehmen erhalten“. Das sei Teil der 
bürgerlichen Politikkultur im Allge¬ 
meinen und daher mitnichten nur in 
Brasilien anzutreffen. 

Die mit der 2002 gelungenen Regie¬ 
rungsübernahme der PT verbundenen 
Hoffnungen auf Reformen innerhalb 
des PT-Konzepts der „demokratisch¬ 
volksnahen Regierung“ blieben aber 
weitgehend aus. Das hängt vor allem 
mit der ausgebliebenen Mobilisierung 
der Arbeitermassen der Industriezen¬ 


tren zusammen, aus der sich die PT- 
Wählerschaft rekrutiert. So waren auch 
die gesellschaftlichen Reformen nicht 
möglich, so Jose Renato Rodrigues. 
Außenpolitisch hielt sich die PT-Re- 
gierung Lulas in Äquidistanz zu den 
Prozessen in Venezuela, Ecuador und 
Bolivien; und zu ALBA war es sogar 
weniger als das. Die Vereinbarungen 
mit dem Internationalen Währungs¬ 
fonds wurden eingehalten, und das 
Kapital erlebte nach allen verfügbaren 
Daten unter Lula und heute mit Präsi¬ 
dentin Rousseff keine schlechtere Zeit 
als unter dem neoliberalen Vorgänger 
Fernando Henrique Cardoso. Im Ge¬ 
genteil haben einige kluge außenpoli¬ 
tische Vereinbarungen im Rahmen der 
BRICS-Schwellenländerpolitik neue 
Märkte eröffnet. 

Zur Bilanz der zehn PT-Jahre gehört 
auch zu sehen, dass die PT mit ihrer 
Wirtschaftspolitik keineswegs über¬ 
rascht habe, sondern die Problematik 
schon weit davor gelegen habe, so Jose 
Renato Rodrigues, der auch Mitglied 
des ZK der Brasilianischen Kommunis¬ 
tischen Partei (PCB) ist. Als die beiden 
KPen noch in der Illegalität kämpften, 


erlangte die PT schon legalen Status 
und nahm an Kommunalwahlen teil. 
Antikommunistische Kräfte inner¬ 
halb der PT trugen zur Verfälschung 
der Geschichte der Arbeiter- und Wi¬ 
derstandskämpfe bei. Letztlich wurde 
in jener Zeit bereits das Konzept der 
bürgerlichen Gewerkschaften und des 
Bürgertums als Ziel eingeführt. Konse¬ 
quent war damit die Überführung des 
Gewerkschaftsdachverbandes CUT in 
die „Internationale Konföderation frei¬ 
er Gewerkschaftsorganisationen“. 
Grundsätzlich müssen in Brasilien die 
„Bewegungslosigkeit und Apathie der 
Arbeiterklasse überwunden und die 
verschiedenen, voneinander isolierten 
Kämpfe, die mit der aktuellen bürger¬ 
lichen Ordnung anecken, zusammenge¬ 
führt werden“. Viele Streiks sind spon¬ 
tan und richtungslos. Dabei komme 
es darauf an, dass diese Kämpfe dann 
nicht in den Händen derjenigen ver¬ 
blieben, die an die zweijährlichen Wah¬ 
len glaubten ohne zu versuchen die 
Kräfteverhältnisse zu Gunsten der Ar¬ 
beiterschaft zu verändern. Denn über 
Wahlen ist noch kein Gesellschaftssys¬ 
tem abgelöst worden. Günter Pohl 



Gegen Krisenfolgen und Kapitalismus 

33. Kongress der Kommunistischen Partei Luxemburgs 


„Zusammen gegen Krise, Sozialabbau 
und Kapitalismus - der Mensch vor 
dem Profit“, unter diesen Losungen 
fand der 33. Kongress der Kommunisti¬ 
schen Partei Luxemburgs im Dezember 
in Differdingen statt. Neben Änderun¬ 
gen des Statuts beschloss er nach dem 
Referat des erneut zum Präsidenten 
gewählten Ali Ruckert, Berichten und 
einer lebhaften Diskussion drei Reso¬ 
lutionen für die künftige politische Ar¬ 
beit und wählte die Leitungsgremien. 
Zahlreiche kommunistische und Arbei¬ 
terparteien hatten Grußschreiben ge¬ 
schickt. Die Partei der Arbeit Belgiens 
PTB und die DKP, mit denen die KPL 
seit Jahren eng zusammenarbeitet, wa¬ 
ren durch Delegationen vertreten. 

Als wesentliche Momente der internati¬ 
onalen Lage benannte Ruckert die tiefe 
strukturelle Krise des Kapitalismus und 
die Angriffe auf alle Errungenschaften 
der Arbeiterbewegung, aber auch den 
Widerstand dagegen, von den bürgerli¬ 
chen Medien oft verschwiegen und ver¬ 
fälscht dargestellt. Er sah die Gefahren 
gesellschaftlichen und zivilisatorischen 
Rückschritts, aber auch große Chancen 
für fortschrittliche und revolutionä¬ 
re Veränderungen. Die Krise sei nicht 
Folge von Gier oder Schlechtigkeit ein¬ 
zelner Kapitalisten, sondern Ausdruck 
der Geburtsfehler des Systems, die sie 
zur rücksichtslosen Jagd auf Maximal¬ 
profite zwinge. Ruckert erinnerte an die 
„Rettung“ der Banken Fortis und De- 
xia. Allein für letztere habe der Staat 


mit etwa 10 Prozent des Bruttoinlands¬ 
produkts, ca. 4 Mrd. Euro, gebürgt. 
Trotz Illusionen der Herrschenden habe 
die Krise auch Produktion und Handel 
erreicht, insbesondere die früher in Lu¬ 
xemburg dominierende Stahlindustrie 
mit ihren Zulieferern. Die Folgen da¬ 
von, wie wachsende Arbeitslosigkeit, 
real ca. 10 Prozent, Rentenkürzungen, 
weniger Massenkaufkraft, schlechtere 
berufliche Ausbildung und Zukunfts¬ 
chancen für die Jugend, Privatisierun¬ 
gen selbst in der Kleinkinderbetreuung 
schilderten Delegierte sehr detailliert. 
Kritisch setzte sich der Kongress mit 
den steigenden Rüstungskosten und der 
Beteiligung Luxemburgs am Afghanis¬ 
tankrieg auseinander. Wichtige Beispie¬ 
le für das Agieren der Gegenkräfte sei¬ 
en die großen Kämpfe vor allem in den 
südlichen Ländern der EU ebenso wie 
fortschrittliche Bewegungen in der ara¬ 
bischen Welt und in Lateinamerika und 
das Beispiel des sozialistischen Kubas. 
Ruckert forderte die Vergesellschaf¬ 
tung des Stahlkonzerns Arcelor-Mittal, 
sonst drohe der ganze Süden des Lan¬ 
des zum Armenhaus zu werden. Aber 
auch die der gesamten Energiewirt¬ 
schaft, der Luxemburger Bank- und 
Versicherungskonzerne und strategisch 
wichtiger Betriebe wie die Luxair und 
Cargolux, welche die Regierung schon 
dem Scheich von Katar für 30 Silberlin¬ 
ge ausgeliefert habe. 

„Für die Kommunisten ... ist es klar, 
dass die KPL auch in Zukunft die Akti¬ 


onen aller Gewerkschaften ..., die dar¬ 
auf ausgerichtet sind, die Arbeitsplätze 
sowie die sozialen und wirtschaftlichen 
Interessen der arbeitenden Menschen 
zu verteidigen, unterstützen wird, so 
wie sie das bisher auch getan hat.“ Dazu 
gehöre die Auseinandersetzung mit der 
Ideologie der Sozialpartnerschaft, da¬ 
mit Gewerkschaften wieder wie früher 
„gegen die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen ankämpfen und 
damit auch gegen das System, das ohne 
Ausbeutung nicht bestehen kann, den 
Kapitalismus.“ 

An der Notwendigkeit des revolutio¬ 
nären Bruchs mit den kapitalistischen 
Eigentums- und Machtverhältnissen 
besteht in der KPL kein Zweifel: „Der 
Sozialismus, der durch die Vergesell¬ 
schaftung der wichtigsten Produkti¬ 
onsmittel, durch Planwirtschaft, soziale 
Gerechtigkeit und demokratische Kon¬ 
trolle der Wirtschaft und aller staatli¬ 
chen Institutionen durch die Arbeiter 
und Lohnabhängigen gekennzeichnet 
ist, ist die einzige Alternative zum Ka¬ 
pitalismus - auch hier in Luxemburg.“ 
In der Aussprache konnte auf langjäh¬ 
rige Mitarbeit in fortschrittlichen Orga¬ 
nisationen der Frauen und der Rentner 
ebenso verwiesen werden wie aktuell 
auf die Stärkung der „Jonk Kommu¬ 
nisten“ und der gesamten Partei durch 
neue junge Mitglieder und den Einzug 
in die Gemeindeparlamente von Esch/ 
Alzette, Differdingen und Rümelin- 
gen. Die (Tages-)“Zeitung vum Let- 


zebuerger Vollek“ konnte ihre Rolle 
als Sprachrohr der KPL ausbauen und 
erscheint seit dem Kongress farbig. 
Wichtig für die weitere Stärkung der 
Partei sei eine stärkere Nutzung ihrer 
marxistischen Bildungsangebote, so der 
wiedergewählte Vizepräsident Gilbert 
Simonelli. Die Aufgabe nicht unter¬ 
schätzend, geht die KPL optimistisch 
ins Jahr 2013 mit dem Ziel, bei den 
Parlamentswahlen endlich wieder mit 
mindestens einem Abgeordneten in die 
Chamber einzuziehen. 

Die gewachsene enge Verbundenheit 
im gemeinsamen Kampf betonte ne¬ 
ben Bert de Beider von der PTB Volker 
Metzroth als Mitglied des Sekretariats 
des PV der DKP in seinem Grußwort. 
Die DKP war zudem durch Julia Mo- 
nossowa (Rheinland-Pfalz) und Volker 
Jung (Saarland) vertreten. 

Die drei in der Diskussion ergänzten 
Resolutionen befassten sich mit der 
Krise des Kapitalismus und den Auf¬ 
gaben der Kommunisten, dem Kampf 
der Kommunisten für Frieden und in¬ 
ternationale Solidarität und dem Recht 
auf Arbeit als einem Menschenrecht. 

Volker Metzroth 

[Eine Zusammenfassung der Veröffentlichun¬ 
gen der KPL zu ihrem Kongress - Pressebe¬ 
richte, Auszüge aus Referat und Diskussion, 
Grußworte und -schreiben, Text der Resoluti¬ 
onen - ist von kommunisten.de abrufbar oder 
kann bei DKP-KH@gmx.de als E-Mail ange¬ 
fordert werden] 


Irland übernimmt 
EU-Ratspräsidentschaft 

Neujahrsbotschaft der 
Kommunistischen Partei an die 
arbeitenden Menschen Irlands 

Am 1. Januar hat Irland offiziell die 
Ratspräsidentschaft der EU von Zy¬ 
pern übernommen. Aus diesem An¬ 
lass erklärte die Kommunistische Par¬ 
tei Irlands in einer „Neujahrsbotschaft 
an die arbeitenden Menschen“, dass 
es dringend notwendig sei, eine breite 
Front des Widerstands gegen die Aus- 
teritätspolitik zu bilden. 

„Wenn das alte Jahr sich aus unserer 
Erinnerung verabschiedet, können wir 
das neue Jahr mit einem gewissen Grad 
an Optimismus eröffnen. 2012 gab es 
zahlreiche Protestaktionen und De¬ 
monstrationen im gesamten Land, von 
Belfast bis Cork, von Galway bis Dub¬ 
lin, mit denen die arbeitenden Men¬ 
schen sich gegen die Schließung von 
Krankenhäusern und gegen Kürzungen 
bei Dienstleistungen zur Wehr setzten. 
Die große Demonstration in Dublin ge¬ 
gen den Staatshaushalt war ein wichti¬ 
ger Anfang und zeigte die Bedeutung 
einer geeinten Kampagne, des Zusam¬ 
menführens der unterschiedlichen Sor¬ 
gen der Menschen auf einem gemein¬ 
samen Weg. Sie zeigte, daß Aktions¬ 
einheit unsere Stärke ist und weiter 
aufgebaut werden muss. 

Heute wurden wir Zeugen eines Spek¬ 
takels mit Fahnenwedeln und Reden, 
um den Beginn der irischen Ratsprä¬ 
sidentschaft der EU zu begehen sowie 
40 Jahre Mitgliedschaft in diesem im¬ 
perialen Klub, mit Selbstbeweihräuche¬ 
rung eines politischen Establishments, 
das weit davon entfernt ist, eine Poli¬ 
tik zu betreiben, die den Ansprüchen 
des irischen Volkes entspricht. Sie wer¬ 
den sich weiterhin brüsten beim Lob¬ 
preisen ihrer EU-Lehrmeister, um zu 
zeigen, was für große ,Europäer 4 sie 
sind, während die Last der Schulden 
immer schwerer wird, die sich auf den 
Schultern nicht nur der irischen, son¬ 
dern auch auf denen der griechischen, 
portugiesischen, spanischen und italie¬ 
nischen Arbeiter anhäuft. Das Hissen 
der EU-Fahne über Dublin zeigt er¬ 
neut, dass sich nur wenig geändert hat, 
und es ist ein weiterer Ausdruck ihrer 
Machtlosigkeit. (...)“ 

Angesichts eines weiteren Jahres der 
Austerität erinnern die irischen Kom¬ 
munisten an die machtvolle Bewegung 
des Jahres 1913, als sich die Iren unter 
ungleich komplizierteren Bedingungen 
gegen die in Dublin Herrschenden zur 
Wehr setzten, die ihrerseits von den 
Herrschenden des britischen Empire 
unterstützt wurden und damit „eine 
ruhmreiche Seite in der Geschichte der 
irischen Arbeiterklasse geschrieben ha¬ 
ben“. Der Geist des Jahres 1913 müs¬ 
se nun wiederbelebt werden, schreibt 
die KP Irlands. Die Demonstration am 
9. Februar, zu der die Gewerkschaft 
ICTU aufgerufen hat, müsse macht¬ 
voll und kämpferisch vorbereitet und 
zu einem Aktionstag gegen die fürch¬ 
terlichen Schulden werden. Es komme 
darauf an, dass die Gewerkschaftsbe¬ 
wegung die wachsende Unzufrieden¬ 
heit der Arbeiter in eine selbstbewusste 
Bewegung der Arbeiterschaft umsetzt. 
„Wir müssen einen vereinten Wider¬ 
stand des Volkes aufbauen gegen die 
massiven Schulden, in dem die vielen 
lokalen Kampagnen im ganzen Land 
gebündelt werden und die Ablehnung 
der Menschen gegenüber den riesigen 
Opfern zum Ausdruck kommt, die ih¬ 
nen aufgeladen werden, um das Diktat 
der großen Monopole und Finanzhäu¬ 
ser EU-Europas zu erfüllen, und wir 
müssen gegen die innere und äußere 
Troika mobilisieren.“ 

Die KP Irlands ruft dazu auf, das Jahr 
2013 zu einem Jahr zu machen, in dem 
sich die Arbeiter der gesamten EU die 
Hände reichen und gemeinsam den 
Kampf um die nationale Souveränität, 
die nationale Demokratie und die Rech¬ 
te der Arbeiter aufnehmen. Das inhu¬ 
mane und ausbeuterische System müs¬ 
se überwunden werden zugunsten eines 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Systems auf der Grundlage der Solidari¬ 
tät, der Gerechtigkeit und des Friedens. 
Das Jahr 2013 solle zu einem Jahr wer¬ 
den, in dem die arbeitenden Menschen 
Irlands ihr Land zurückerobern. 

ZLV/bro 
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US-Hafenarbeiter vor 
Streik um ihre Rechte 



Opposition tut not! 

Wahlen in Niedersachsen - Kein Wandel in Sicht 


Nur wenige Tage vor einem möglichen 
Streik von 14 500 Arbeitern in 14 Hä¬ 
fen entlang der östlichen und der Golf¬ 
küste der USA haben die Gewerk¬ 
schaft Internationaler Hafenarbeiter 
(ILA) und die U.S. Maritime Alliance 
(USMX) - die Herren der Häfen - eine 
weitere zeitweilige Verlängerung ihrer 
bisherigen Tarifverträge bis zum 6. Fe¬ 
bruar vereinbart. Die vorhergehende 
Verlängerung wäre Mitternacht des 
29. Dezembers des vergangenen Jah¬ 
res abgelaufen. 

Die Streikdrohung durch die ILA, es 
wäre der erste großer Streik der Hafen¬ 
arbeiter an der Ostküste der USA seit 
1977, erschüttert das betroffene Groß¬ 
kapital. Eine Gruppe von mehr als 100 
Unternehmensbesitzern, darunter auch 
Floridas Gouverneur Rick Scott, sand¬ 
te Anfang Dezember an Präsident Ba¬ 
rack Obama einen Brief, in dem sie ihn 
zur Anwendung einer Ermächtigung 
von 1947 (Taft-Hartley-Gesetz) auf¬ 
riefen, nach der der Präsident den dro¬ 
henden Streik verbieten könnte. Präsi¬ 
dent George W. Bush etwa nutzte diese 
Ermächtigung im Jahre 2002, um aus¬ 
gesperrte Arbeiter der Gewerkschaft 
Internationaler Hafen- und Lagerar¬ 
beiter zur Wiederaufnahme der Arbeit 
für die West Coast Holiday Cargo zu 
zwingen. 

Die Arbeiter, die in den Docks die 
Container von den Schiffen aus aller 
Welt entladen, arbeiten an einer kri¬ 
tischen Stelle der globalen kapitalisti¬ 
schen Ökonomie und haben eine zent¬ 
rale Rolle in der weltweiten Bewegung 
von Waren und Gütern. Im vergange¬ 
nen Jahr haben die Arbeiter der be¬ 
troffenen 14 Häfen der Ost- und Golf¬ 
küste - von Boston bis Baltimore, von 
Wilmington bis Savannah, von Miami 
bis Houston - 110 Millionen Tonnen 
Frachtgut bewegt. Im Jahre 2011 gin¬ 
gen durch den Hafen von New York 
und New Jersey Güter im Wert von 
mehr als 208 Mrd. US-Dollar, was die¬ 
sen Hafen zum größten der Ostküste 
und zum drittgrößten des ganzen Lan¬ 
des machte. 

Den Kern der sich zur Zeit in einer 
Sackgasse beündenden Verhandlun¬ 
gen bilden die Forderungen der USMX 
nach großen Zugeständnissen in ei¬ 
nem Schlüsselbereich, der bekannt ist 
als Container-Nutzungsgebühr und die 
Manteltarif-Lohnskala umfasst, die ei¬ 
nen garantierten 8-Stunden-Arbeitstag 
einschließt. USMX möchte die die Nut¬ 
zungsgebühren der Container drastisch 
kappen und am liebsten ganz abschaf¬ 
fen. In einer Erklärung vom 27. De¬ 
zember zur jüngsten Verlängerung der 
Laufzeit des bestehenden Tarifvertra¬ 
ges gab die ILA bekannt, dass es in 
den Verhandlungen mit der USMX in 
dem Schlüsselbereich der Container- 
Nutzungsgebühr gewisse Fortschritte 
gegeben habe. 

Während des bisherigen Verlaufs der 
Verhandlungen hat die USMX eine 
verlogene Propagandakampagne gegen 
die Hafenarbeiter hinsichtlich der Löh¬ 
ne und des Beschneidens der Contai¬ 
nergebühren betrieben, in der sie ver¬ 
suchte, die Arbeiter als „überbezahlt“ 
darzustellen. Diese fadenscheinige Ar¬ 
gumentation wird von allen Unterneh¬ 
mensbossen bei Gewerkschaftskämp¬ 
fen aus der Trickkiste gezogen. Für die 
USMX ist sie nur eine Verschleierung 
der Anstrengungen, noch mehr Proüt 
auf dem Rücken der Hafenarbeiter zu 
erwirtschaften. 

In den 1960er Jahren gab es im Hafen 
von New York und New Jersey fast 
35 000 Hafenarbeiter. Heute sind es 
noch 3 500 - ein Zehntel. Gleiches gilt 
für die Häfen entlang der ganzen Küs¬ 
te. Dieser dramatische Rückgang ist 
der Einführung der standardisierten 
Stahlcontainer geschuldet, die vielfäl¬ 
tige Automatisierungen mit sich brach¬ 
te. Dies führte zu der massenhaften Ab¬ 
nahme der Arbeiter in den Häfen und 
zu weniger Arbeitszeit für die verblie¬ 
benen Hafenarbeiter. 

Die ILA setzte die Containergebühren 
in den 1960er Jahren durch. Sie sind ein 
kleiner Betrag, der abhängig von der 


Tonnenzahl der Fracht ist, die von den 
Mitgliedern der ILA bewegt wird. Die 
Gebühren werden dann wieder auf die 
Arbeiter verteilt. Die Container-Nut¬ 
zungsgebühr ermöglicht es den Ha¬ 
fenarbeitern, einen kleinen Anteil der 
enormen Proüte zu erhalten, welche 
die Bosse einstreichen. Ein Beschnei¬ 
den der Nutzungsgebühren oder gar 
ein Streichen würde die Löhne der Ha¬ 
fenarbeiter erheblich verkleinern. 

Die speziüschen Erfahrungen der Ha¬ 
fenarbeiter mit der Container-Techno¬ 
logie sind nur ein weiteres Beispiel der 
allgemeinen Entwicklungen, die die 
Arbeiter in verschiedenen Industrien 
und Bereichen der Wirtschaft in den 
vergangenen Jahrzehnten gemacht ha¬ 
ben. Die Unternehmensführungen ha¬ 
ben immer größere technologische Ver¬ 
änderungen vorgenommen und so die 
Produktivität der Arbeit erhöht. Diese 
Entwicklungen haben im Ganzen ge¬ 
sehen und wegen der Gier der Unter¬ 
nehmensführungen nach höheren Pro¬ 
fiten in der Regel stets die Löhne nach 
unten gedrückt, als dass sie etwas zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen 
der Arbeiter beigetragen hätten. 
Durch die Hafenanlagen von Balti¬ 
more gingen im Jahre 2011 Frachtgü¬ 
ter im Rekordwert von 51,4 Mrd. US- 
Dollar, das waren 24 % mehr als im 
Jahre 2010. Und in den ersten 6 Mona¬ 
ten von 2012 bewältigten die Arbeiter 
in den öffentlichen Hafenanlagen von 
Baltimore 4,8 Mio. Tonnen Fracht, 10 % 
mehr als im Vergleichszeitraum von 
2011 und wieder ein Rekordwert. Im 
Hafen von Wilmington (North Caroli¬ 
na) wurde 2011 die Rekordzahl von 461 
Schiffen mit einer Fracht von 4,4 Mio. 
Tonnen abgefertigt. Trotz der gewalti¬ 
gen Verringerung der Arbeitskräfte ha¬ 
ben die Hafenarbeiter mehr Güter als 
je zuvor bewegt. 

Die ILA berichtete zudem, dass im 
letzten Jahr (2012) 15 Hafenarbeiter 
bei ihrer gefährlichen Arbeit getötet 
wurden. Die mit der Automatisierung 
und der Container-Technologie einher¬ 
gehende Antreiberei hat diese Gefah¬ 
ren unzweifelhaft vergrößert. 

Die Erweiterung der Panama-Kanals 
wird noch mehr Schiffe in die Häfen 
der Ostküste bringen. Und angesichts 
der sich vertiefenden kapitalistischen 
Krise und der Offensive der Unterneh¬ 
mensbosse gegen die Arbeiter überall 
im Lande versucht die USMX das zu¬ 
rückzunehmen, was die Gewerkschaft 
durch die Container-Nutzungsgebühr 
erkämpft hatte. Bisher hat sich die ILA 
jedoch entschlossen gezeigt, um diese 
zentrale Errungenschaft zu kämpfen. 
Ein möglicher Streik der ILA entlang 
der ganzen Küste würde besonders zur 
jetzigen Zeit große Auswirkung auf die 
ganze Arbeiterbewegung der USA ha¬ 
ben. Daher verdient der Verlauf des 
jetzigen Kampfes bis zum verlänger¬ 
ten Tarifende am 6. Februar anhalten¬ 
de Aufmerksamkeit. 

„Die laufenden Verhandlungen zwi¬ 
schen der ILA und der Maritime Al¬ 
liance sind für die Zukunft der Arbei¬ 
terbewegung der USA hinsichtlich des 
Widerstands gegen Erpressungen in 
Tarifverhandlungen von hoher Bedeu¬ 
tung“, sagte Saladin Muhammad, ein 
Federführer der „Südlichen Versamm¬ 
lung der Arbeiter“. „Ergänzend zu den 
Strategien der Unternehmen, überall 
im Lande Gesetze über das Recht auf 
Arbeit zu beseitigen, ist der Aufruf des 
Gouverneurs von Florida an Präsident 
Obama zur Anwendung des Taft-Hart- 
ley-Gesetzes - also zur Beschneidung 
des Streikrechtes der ILA - ein weite¬ 
rer Teil der Unternehmensstrategien 
zur Schwächung der Macht der Arbei¬ 
terbewegung und um letztere in einer 
Position von begrenzten und sparorien¬ 
tierten Tarifverhandlungen zu halten. 
Die „Südliche Vereinigung der Ar¬ 
beiter“ hat als Teil des Abwehrkamp¬ 
fes eine Petition an Präsident Obama 
angestoßen, das Taft-Hartley-Gesetz 
nicht gegen den möglichen Streik der 
ILA anzuwenden. 

Aus: kommunisten.de, Quelle: Workers World (red. gek.) 


Das große Wahljahr 2013 ist angebro¬ 
chen, alle reden vom Wechsel - wir 
nicht! Niedersachsen macht am 20. Ja¬ 
nuar den Anfang, es folgen die Wah¬ 
len zum Bayerischen Landtag und 
zum Bundestag. Die Spitzenkandida¬ 
ten werden gekürt und ihre Beliebtheit 
demoskopisch gewogen. Das virtuelle 
Koalitionsroulette dreht sich um alle 
Farben, nur von Programmen ist we¬ 
nig zu sehen. 

In Niedersachsen stehen die Zeichen 
auf „Rot-Grün“, weil die FDP nachhal¬ 
tig schwächelt. Aber was wäre von die¬ 
sem Wechsel zu erwarten? 

★ Wenn VW Schnupfen hat, hat jede 
mögliche Regierung Grippe. 

★ Alternative Energiequellen sind 
Trumpf. Für die FDP war es Biogas, 
weil die Großagrarier davon profitie¬ 
ren, egal wie sehr die Mais-Monokultur 
die Umwelt zerstört. 

★ Für Windenergie sind beide großen 
„Volksparteien“ und die „Grünen“, 
den Ausbau der Stromnetze sollen al¬ 
lerdings die kleinen Verbraucher be¬ 
zahlen. 

★ Lohnabbau durch Hartz IV und 
„Flexibilisierung des Arbeitsmark¬ 
tes“ haben auch alle möglichen Regie¬ 
rungsparteien mitgetragen. Ein „Min¬ 
destlohn“ würde die Entwertung der 
Arbeitskraft nicht aufhalten, wenn die 
Gewerkschaften ihn nicht zum Aus¬ 
gangspunkt ihrer Tarifpolitik machen 
würden, wie etwa in Frankreich. 

★ Beim Ausbau der Verkehrsinfra¬ 
struktur gilt allgemein das Konkurrenz¬ 
prinzip. Der neue Tiefwasserhafen in 
Wilhelmshaven soll die neueste Gene¬ 
ration der Containerschiffe anziehen, 
Hamburg und Bremen werden des¬ 
halb ihre Fahrrinnen weiter ausbaggern 
und auch in Rotterdam wird man nicht 
schlafen. Umweltschutz? Fehlanzeige! 


★ Um Bundeswehrstandorte und 
Übungsplätze kämpfen alle Kreise 
und Gemeinden - gleich welcher po¬ 
litischen Couleur. (Die Grünen sorgen 
sich allenfalls um seltene Pflanzen und 
Tiere, aber die sind ja in Bergen-Hoh- 
ne nicht so schlecht aufgehoben.) Nie¬ 
dersachsen wird also einer der Haupt¬ 
standorte für die Waffenerprobung 
und Hauptbasis für Auslandseinsätze 
der Bundeswehr bleiben - zu Wasser, 
zu Lande und in der Luft! 

Bleibt die Endlagerfrage für den 
Atommüll: Beispielhaft ist der Wider¬ 
stand und der zivile Ungehorsam rund 
um Gorleben und im ganzen Land, ge¬ 
tragen von vielen sozialen Schichten 
und politischen Kräften. Wir sollten 
dabei aber nicht vergessen, dass die 
gesamte Kernenergie mit ungeheuren 
Subventionen im Interesse der Groß¬ 
konzerne entwickelt wurde, das Pro¬ 
blem der Müllentsorgung blieb dabei 
nicht berücksichtigt und ist nach wie 
vor ungelöst. Jedes mögliche „Endla¬ 
ger“ ist deshalb zurzeit Pfusch zu Las¬ 
ten der Anwohner und kommender 
Generationen. Auch diese Kosten wer¬ 
den die kleinen Verbraucher zahlen, 
genauso wie die des „Ausstiegs und 
Umstiegs“ auf alternative Energien. 
Derzeit ist keine Koalition in Sicht, 
die von sich aus daran etwas ändern 
würde! 

Großen Streit gibt es allerdings um die 
Schulpolitik. Die regierende Koalition 
bedient die Interessen ihrer Stamm¬ 
wählerschaft, indem sie das Gymnasi¬ 
um unter Artenschutz stellt, ungeachtet 
aller sozialen und finanziellen Kosten! 
Möglichst schnell zum Abitur mit mög¬ 
lichst wenig Kontakt zu Kindern aus 
Migrantenfamilien und anderen Ange¬ 
hörigen der Unterschicht! („Spiel nicht 
mit den Schmuddelkindern ...“). SPD 


und Grüne haben da eher gemäßigte 
Vorstellungen: Sie wollen wenigstens 
die Neugründung von Gesamtschulen 
erleichtern und die Ausstattung von 
Ganztagsschulen verbessern. Aber was 
das kosten darf, darüber wird durch den 
„Fiskalpakt“ entschieden, denn die Sa¬ 
nierung angeschlagener Banken geht 
auch bei ihnen vor. 

Wozu also wählen? Da gibt es ja noch 
„Die Linke“. Sie hat in der letzten 
Wahlperiode in vielen Punkten solide 
Oppositionsarbeit geleistet, die richti¬ 
gen Fragen gestellt und auf deren Be¬ 
antwortung gedrungen. Genannt seien 
hier nur ihr demonstratives Auftreten 
gegen die fortschreitende Militarisie¬ 
rung der Gesellschaft, für die Verteidi¬ 
gung demokratischer Rechte und gegen 
die Machenschaften der „Verfassungs¬ 
schützer“. Für soziale und politische 
Bewegungen ist ein solcher Stützpunkt 
im Parlament immer wichtig. Die Kam¬ 
pagne „Volksbegehren für gute Schu¬ 
len“ konnte sich in den letzten Jahren 
zwar auf alle Oppositionsparteien stüt¬ 
zen, aber was würde „Rot-Grün“ davon 
umsetzen? Nach der Wahl wäre vor der 
Kampagne, denn auch dann wird es um 
Geld gehen (s.o.). Als einzige Stütze im 
Parlament bliebe dann eine linke Op¬ 
positionsfraktion ! 

Sicher, in der Linkspartei und ihren 
Parlamentsfraktionen gab und gibt es 
starke Kräfte, die die Nähe zu den herr¬ 
schenden Parteien suchen, um koali- 
tionsfähig zu bleiben oder zu werden. 
Der Rauswurf unserer Genossin Chris¬ 
tel Wegner aus der Fraktion gleich nach 
der letzten Wahl war dafür ein beschä¬ 
mendes Beispiel! 

Dennoch, diese Opposition ist besser, 
als keine Opposition! Also wählen ge¬ 
hen und links wählen! 

Reinhold Weismann-Kieser 



Landstagswahlen hin oder her-Widerstand bleibt auch in Niedersachsen in jedem Fall auf der Tagesordnung. 
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M itten im Feuer der November¬ 
revolution wurde unter Füh¬ 
rung von Karl Liebknecht 
und Rosa Luxemburg in Berlin um die 
Jahreswende 1918/1919 die Kommu¬ 
nistische Partei Deutschlands gegrün¬ 
det. Die Konterrevolution erkannte die 
Gefahr, die ihr mit der Gründung der 
KPD entstanden war. Mit der Rücken¬ 
deckung rechter sozialdemokratischer 
Führer ging die imperialistische Reak¬ 
tion dazu über, den Mord an den Füh¬ 
rern der KPD zu organisieren. 
Zunächst wurde unter dem Deckman¬ 
tel scheinheiliger Parolen zur angeb¬ 
lichen Wahrung von Ordnung und Si¬ 
cherheit, zur Verhinderung von Anar¬ 
chie eine unvorstellbare Mordhetze 
entfacht. Von den Anschlagsäulen und 
aus den Spalten der konterrevolutionä¬ 
ren Blätter schrie es in den blutigen Ja¬ 
nuartagen 1919 in Berlin: „Schlagt ihre 
Führer tot! Tötet Liebknecht!“ Die von 
den rechten sozialdemokratischen Füh¬ 
rern, wie Ebert und Scheidemann, noch 
zu Beginn der Novemberrevolution zur 
Irreführung der Massen gemachten 
Versprechungen über Demokratie und 
bürgerlichen Parlamentarismus wur¬ 
den durch den weißen Terror endgül¬ 
tig als Phrasen entlarvt. Nun zeigte die 
Konterrevolution ihr blutiges Gesicht. 
Trotz aller Verfolgungen und des grau¬ 
samen Terrors in den Januartagen 1919 
arbeiteten Karl Liebknecht und Rosa 
Luxemburg weiter. Es wurde auch da¬ 
für gesorgt, dass unter ihrer Redaktion 
die Zeitung „Die Rote Fahne“ weiter 
erscheinen konnte. In seinem letzten 
Artikel, „Trotz alledem!“, der am Tage 
seiner Ermordung erschien, schrieb 
Karl Liebknecht prophetisch die Wor¬ 
te: „Die Geschlagenen von heute wer¬ 
den die Sieger von morgen sein. Denn 
die Niederlage ist ihre Lehre ... Noch 
ist der Golgathaweg der deutschen Ar¬ 
beiterklasse nicht beendet - aber der 
Tag der Erlösung naht.... Himmelhoch 
schlagen die Wogen der Ereignisse - 
wir sind es gewohnt, vom Gipfel in die 
Tiefe geschleudert zu werden. 


Bild i: Januar 1919 - gefangene 
Spartakuskämpfer. 

Bild 2: Nach der Verhaftung von Rosa 
und Karl am 15. Januar, 21.30 Uhr. 

Bild 3: Die Gräber von Rosa, Karl und 
anderer ermordeter Revolutionäre im 
Jahr 1919. 

Bild 4: Das Revolutionsdenkmal von 
Ludwig Mies van der Rohe wurde am 
13. Juni 1926 eingeweiht. Die letzte 
legale Kundgebung und Demonstra¬ 
tion der KPD und des KJVD fand am 
10. Februar 1933 anlässlich der Bei¬ 
setzung der von den Hitlerfaschisten 
ermordeten Jungarbeiter Erwin Ber¬ 
ner, Alfred Kollatsch und Paul Schulz 
statt. Von den Faschisten zerstört, 
wurde das Revolutionsdenkmal nach 
der Befreiung nur provisorisch wieder 
hergestellt. Die heutige Gedenkstätte 
der Sozialisten (Bild rechts, 1956) 
wurde am 14. Januar 1951 eingeweiht. 
Viele Zehntausend demonstrierten 
jedes Jahr nach Friedrichsfelde ... 

Seit 1996 wird die Demonstration im 
Rahmen des Gedenkens von einem 
Bündnis organisiert, zu dem u. a. auch 
DKP und SDAJ gehören. 


Aber unser Schiff zieht seinen ge¬ 
raden Kurs fest und stolz dahin bis 
zum Ziel. 

Und ob wir dann noch leben wer¬ 
den, wenn es erreicht wird - leben 
wird unser Programm; es wird die Welt 
der erlösten Menschheit beherrschen. 
Trotz alledem!“ Und Rosa Luxemburg 
schrieb in ihrem letzten Artikel, an 
die Konterrevolution gewandt: „Ord¬ 
nung herrscht in Berlin! Ihr stump¬ 
fen Schergen! Eure ,Ordnung 4 ist auf 
Sand gebaut. Die Revolution wird sich 
morgen schon - rasselnd wieder in die 
Höh 4 richten und zu eurem Schrecken 
mit Posaunenklang verkünden: 

Ich war, ich bin, ich werde sein!“ 

Am Abend des 15. Januar 1919 fielen 
Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg 
in ihrem illegalen Quartier im Berliner 
Stadtbezirk Wilmersdorf, Mannheimer 
Straße 43, den Häschern in die Hände. 
Wilhelm Pieck hatte beide noch nach¬ 
mittags besucht, um mit ihnen über die 
Gefahr zu sprechen, die der von Gustav 
Noske erlassene Befehl zur Durchsu¬ 
chung der Wohnungen heraufbeschwo¬ 
ren hatte. Wilhelm Pieck versprach 
beiden, noch am gleichen Tag falsche 
Ausweispapiere zu besorgen, denn man 
konnte damit rechnen, „dass die Sol¬ 
daten, die die Wohnung durchsuchten, 
Karl und Rosa nicht gerade vom An¬ 
sehen her kannten. Ich fuhr deshalb 
sofort nach Neukölln, um dort bei be¬ 
freundeten Genossen nach passenden 
Legitimationspapieren zu suchen.“ 

Als Wilhelm Pieck abends zurückkam, 
waren Karl Liebknecht und Rosa Lu¬ 
xemburg schon verhaftet. Während 
Karl Liebknecht sofort ins Eden-Hotel, 
das Stabsquartier der konterrevolutio¬ 
nären Garde-Kavallerie-Schützendivi- 
sion, abtransportiert worden war, be¬ 
fand sich Rosa Luxemburg noch unter 
Bewachung in der Wohnung. Wilhelm 
Pieck wurde ebenfalls verhaftet. An¬ 
schließend brachte man Rosa Luxem¬ 
burg und Wilhelm Pieck ins Eden-Ho¬ 
tel. 

Die beiden Arbeiterführer wurden 
kaltblütig und ohne jeden Skrupel er¬ 
mordet. In dem Buch „Vier Jahre po¬ 
litischer Mord“ wurde später eine de¬ 
taillierte Schilderung der Ermordung 
auf Grund der protokollierten Aussa¬ 
gen im Prozess gegeben: „Karl Lieb¬ 
knecht wurde aus dem Hotel in ein 
Auto geführt. Der Jäger Runge 
schlug ihm darauf zweimal von 
hinten mit dem Kolben auf 
den Kopf. Liebknecht sank 
halb bewusstlos zusammen. 

Die Offiziere saßen und stan¬ 
den um Liebknecht herum, 
ohne die Schläge zu ver¬ 
hindern. Das Kommando 
bestand aus den Offizie¬ 
ren Horst v. Pflugk-Hart- 
tung, Stiege, Liepmann, v. 

Ritgen, Schulze, Heinz v. 
Pflugk-Harttung und dem 
Jäger Clemens Friedrich, 
alle natürlich 
schwer be¬ 
waffnet. An 
Stelle nach 
Moabit fuhr 
das Auto am 
Neuen See 
entlang in der Z+" ~ 


Richtung nach der Charlottenbur¬ 
ger Chaussee. An einer Stelle, wo ein 
völlig unbeleuchteter Fußweg abging, 
erlitt das Auto angeblich eine Panne. 
Liebknecht, der durch die Schläge auf 
den Kopf noch ganz benommen war, 
wurde gefragt, ob er noch gehen kön¬ 
ne. Zwei Leute stützten ihn rechts und 
links, zwei gingen vor und zwei hinter 
ihm. Alle mit entsicherten Pistolen und 
Handgranaten bewaffnet. Nach weni¬ 
gen Schritten wurde Liebknecht, an¬ 
geblich weil er einen Fluchtversuch 
machte, erschossen. Den ersten Schuss 
gab Kapitän v. Pflugk-Harttung ab. 
Nach der Tat war das Auto wieder ge¬ 
brauchsfähig. Dann wurde die Leiche 
als ,unbekannt 4 (auf der Rettungswa¬ 
che im Zoologischen Garten - H.V.) 
eingeliefert. 

Als Rosa Luxemburg durch den Haupt¬ 
eingang fortgeführt wurde, stand der¬ 
selbe Runge an der Tür. Hauptmann 
Petri hatte Befehl gegeben, man solle 
dafür sorgen, dass die Luxemburg nicht 
lebendig ins Gefängnis komme (Denk¬ 
schrift des Vollzugsrates). Als Frau Lu¬ 
xemburg durch die Türe kam, schlug 
Runge ihr zweimal auf den Kopf, so 
dass sie umsank. Der den Transport 
führende Oberleutnant Vogel hatte 
nichts dagegen getan. Man schob Frau 
Luxemburg in den Wagen. Als der Wa¬ 
gen abfuhr, sprang ein Mann hinten auf 
und schlug sie mit einem harten Ge¬ 
genstand auf den Kopf. Unterwegs 
schoss Oberleutnant Vogel der Frau 
Luxemburg noch eine Kugel durch den 
Kopf. Man fuhr zwischen Landwehrka¬ 
nal und Zoologischem Garten entlang. 
Am Landwehrkanal stand eine Gruppe 
Soldaten. Das Auto hielt, die Soldaten 
warfen die Leiche auf Befehl Vogels in 
den Kanal. 

Die am Mord Beteiligten ließen sich 
am Tage danach bei einem Gelage fo¬ 
tografieren.“ 

Die Gerichtsorgane der Weimarer Re¬ 
publik zogen die Mörder nicht zur Ver¬ 
antwortung. Erst unter dem Protest der 
Massen sah sich die Regierung Schei¬ 
demann veranlasst, überhaupt etwas 
zu unternehmen. Unter dem faden¬ 
scheinigen Vorwand, es wäre ein „un¬ 
berechtigtes Eingreifen“ in die Mi- 
keit, lehnte sie es 
jedoch ab, die Mörder vor ein 
Sondergericht zu stellen. So wur¬ 
den sie vor ein Gericht ihrer ei¬ 
genen Mörderdivision gestellt. 
Der Ausgang des Verfahrens 
war von Anfang an klar. Die 
meisten der am Mord Beteilig¬ 
ten wurden „wegen Mangels an 
Beweisen“ freigesprochen ... 

(Quelle: Heinz Voß 
ke, Geschichte der 
Gedenkstätte der 
Sozialisten in 
Berlin-Fried¬ 
richsfelde, Ber¬ 
lin 1982) 
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Auf nach Ikarien 


Dem utopischen Arbeiterkommunisten Etienne Cabet zum 225. Geburtstag 
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E ine der theoretischen Quellen des wissen¬ 
schaftlichen Sozialismus bildet der utopi¬ 
sche Sozialismus - und hier im besonderen 
der Arbeiterkommunismus, der sich in den 30er 
Jahren des 19. Jahrhunderts in Frank¬ 
reich im Zusammenhang mit der ent¬ 
stehenden Arbeiterbewegung heraus¬ 
bildete. Neben Blanqui und Weitling 
war der Rechtsanwalt und Publizist 
Etienne Cabet (2.1.1788-8.11.1856) 
der einflussreichste Vertreter dieser 
politischen Strömung, die die Erfah¬ 
rungen der ersten spontanen Arbeiter¬ 
kämpfe theoretisch-politisch zu verall¬ 
gemeinern suchte. 

1830 nimmt Cabet aktiv an der Pariser 
Juli-Rrevolution in Paris teil. Mit der 
Juli-Revolution wurde erstmals aller 
Welt die Existenz einer bewusst agie¬ 
renden Arbeiterklasse vor Augen ge¬ 
führt, die bereits stark genug war, be¬ 
deutenden politischen Einfluss auszu¬ 
üben - nur ein Jahr später kommt es 
zum Aufstand der Seidenweber von 
Lyon. Cabet wird Oberstaatsanwalt 
auf Korsika, aber schon im folgenden 
Jahr wegen seiner demokratischen 
Gesinnung und einer Unterschriften¬ 
sammlung zugunsten der polnischen 
Aufständischen abgesetzt. Einer ge¬ 
richtlichen Verfolgung entzieht er sich 
durch Flucht nach London. Hier wird 
er mit den kapitalistischen Widersprü¬ 
chen konfrontiert und trifft mit dem 
Frühsozialisten Robert Owen zusam¬ 
men. Als Ergebnis dieser Erfahrungen 
veröffentlicht er 1839 seinen kommu¬ 
nistischen utopischen Roman „Reise 
nach Ikarien“, die Beschreibung einer kommunis¬ 
tischen Gesellschaft in Form eines Reiseberichts. 
In ihm hat er sein Ideal einer Gütergemeinschaft 
von „gleichmäßig assoziierten, verpflichteten, be¬ 
rechtigten, freien Personen“ niedergelegt, „in der 


jeder die gleiche Stundenzahl am Tage nach sei¬ 
nen Fähigkeiten arbeitet und den gleichen Anteil 
an den Erzeugnissen nach seinem Bedarf genießt.“ 
Um die Arbeiter zum Kampf für eine bessere Welt 


zu mobilisieren wird hier 
sehr detailliert das Leben 
in einer kommunistischen 
Gesellschaft ausführlich 
ausgemalt. 


Auf Cabet trifft zu, was Marx und Engels im 
„Kommunistischen Manifest“ grundsätzlich über 
den utopischen Sozialismus sagen: „Diese phan¬ 
tastische Schilderung der zukünftigen Gesell¬ 
schaft entspricht in einer Zeit, wo das 
Proletariat noch höchst unentwickelt 
ist, also selbst noch phantastisch sei¬ 
ne eigene Stellung auffasst, seinem 
ersten ahnungsvollen Drängen nach 
einer allgemeinen Umgestaltung der 
Gesellschaft.“ (MEW, Band 4, S. 490). 
Auch bei Cabet wird die Entwicklung 
hin zum Kommunismus weniger aus 
ökonomischen Tendenzen abgeleitet, 
sondern als gesellschaftliche Neuord¬ 
nung nach „vernünftigen“ Grundsät¬ 
zen verstanden. Sein „Ikarien“ sollte 
durch einen breiten Volksaufstand 
errichtet werden, der das Ergebnis 
einer breiten kommunistischen Auf¬ 
klärung und Organisation sein sollte. 
Für den damit beginnenden sozial¬ 
ökonomischen Um¬ 
gestaltungsprozess 
sah er eine jahrzehn¬ 
telange Übergangs¬ 
zeit vor, in der sich 
auf der Grundlage 
der bestehenden Ei¬ 
gentumsverhältnisse 
mittels Überzeugungs¬ 
arbeit, Freiwilligkeit, ei¬ 
ner Progressivsteuer und 
Abschaffung des Erb¬ 
schaftsgesetzes die Gü¬ 
tergemeinschaft allmäh¬ 
lich ausbreiten sollte. 

Von allen utopischen 
Kommunisten der vierzi¬ 
ger Jahre findet Cabet die 
größte Resonanz unter den 
französischen Arbeitern. 
Seine „Reise nach Ikarien“ 


Karl-Liebknecht-Schule 

Die Bildungsstätte der Deutschen Kommunistischen Partei 

Programm 2013 (Stand: 1. Januar 2013) 


Die Karl-Liebknecht-Schule 

Die zentrale Bildungsstätte arbeitet in einem Gebäude der Arbeiterbewegung in Leverkusen. Es wurde von revolutionären Arbeitern errich¬ 
tet, von den Nazis enteignet, 1945 zurückgegeben und seither durch die Kulturvereinigung Leverkusen e.V. und durch Unterstützung vieler 
Sympathisanten aufrecht erhalten. 

Seit mehreren Jahrzehnten ist Hauptnutzer dieser Einrichtung die Karl-Liebknecht-Schule mit Informations- und Diskussionsangeboten, 
Tages- und Wochenendseminaren. 

Auch an Werktagen sind Buchungen für Tages- oder Mehrtagesveranstaltungen möglich. Dazu ist eine rechtzeitige Anmeldung und Abspra¬ 
che nötig. 


Termin 2013 

16./17. Februar 
Sa. 13. April 
27/28. April 
9. bis 12. Mai 


Thema 

80. Jahrestag der Machtübertragung an die deutschen Faschisten 
Herner Konferenz der KPD von 1948 

Die Aktualität der Marxschen Lehre-(Krisenanalyse, Zukunftsvorstellungen) 
Lehrgang der DKP für Gruppen- und Kreisfunktionäre 


Referent/in (angedacht) 

Günter Judick 
Günter Judick 
Beate Landefeld 
Patrik Köbele/ 
DKP-Parteivorstand 


22V23. Juni 
12./13. Oktober 

23V24. November Thema zu Energie, Umwelt, Klimawandel 
7/8. Dezember Aktionseinheit und Bündnispolitik 

Anmeldung 

Per Post, per E-Mail oder auf unserer Website. Ich melde ich mich an 
für folgenden Lehrgang (bitte Blockschrift): 

am: zum Thema: 


Name Vorname 


Straße Nr. PLZ Ort 


Telefon E-Mail 


Lucas Zeise 
Christel Wegner u.a. 
Hans-Peter Brenner 
Günter Judick 

Und wie komme ich dahin? 

Mit der Bahn. 

An der Strecke Köln-Düsseldorf liegt der Bahnhof Leverkusen-Mitte. RE 1, 
RE 5, und S 6. 

Fußweg vom Bahnhof etwa 15 Minuten. 

An der Strecke Köln-Wuppertal liegt der Bahnhof Leverkusen-Schlebusch. 
RB48. 

Fußweg 20 Minuten oder mit dem Bus 222 Richtung Opladen bis Haltestelle 
CaLevorina unmittelbar an der Schule. 

Mit dem Auto. 

A1 Aachen-Leverkusen-Wuppertal-Kamen 
A 3 Oberhausen-Düsseldorf-Leverkusen-Köln-Frankfurt 
A 59 Düsseldorf-Leverkusen 

Exakte Pläne können über Routenplaner ausgedruckt werden (www.dkp. 
de/KLS) 

Am Stadtpark 68 | 51373 Leverkusen | Tel.: 0214-45418 | Fax 03 212-1259 937 
karl-liebknecht-schule@web.de | www.dkp.de/KLS 


Neoliberalismus in der Krise? 

Kommunalpolitik - Parlaments- und Stadtratsarbeit 


erfährt bis 1848 in Frankreich fünf Auflagen und 
wird ins Englische, Spanische und Deutsche über¬ 
setzt. Wenig später veröffentlicht er sein „Kommu¬ 
nistisches Glaubensbekenntnis“ und „Das Weib, 
ihr unglückliches Schicksal in der gegenwärtigen 
Gesellschaft, ihr Glück in der ikarischen Gemein¬ 
schaft“. Alle diese Bücher wurden von Hermann 
Ewerbeck, Mitglied des Bundes der Kommunis¬ 
ten, ins Deutsche übersetzt. 

Wenn Cabet den seinerzeitigen sozialistisch/kom¬ 
munistischen Theorien auch nichts wirklich neu¬ 
es hinzugefügt hat, sondern vieles von dem über¬ 
nimmt, was z.B. die sozialistischen Utopisten Fou¬ 
rier und Owen bereits vor ihm formuliert hatten, 
so werden diese Ideen doch erstmalig über seine 
in großer Zahl verbreiteten Publikationen einem 
größeren Kreis von Arbeitern zugänglich gemacht. 
Eine seiner politischen Maxime lautete (ein Wort 
Robespierres aufgreifend): „Jede Revolution, die 
nicht darauf ausgeht, die Lage des Volkes grundle¬ 
gend zu verbessern, ersetzt ein Verbrechen ledig¬ 
lich durch ein anderes.“ Davon ausgehend warb er 
in seinen Publikationen neben der Propagierung 
einer kommunistischen Gesellschaft auch dafür, 
öffentlich agierende Arbeiterbildungsvereine zu 
gründen und trat dafür ein, bürgerlich-demokra¬ 
tische Freiheiten, z.B. das allgemeine Wahlrecht, 
für den proletarischen Emanzipationsprozess zu 
nutzen. In dieser praktisch- politischen Arbeit un¬ 
terschied sich Cabet deutlich von Vorstellungen 
anderer utopischer Kommunisten seiner Zeit, die 
mittels „Geheimgesellschaften“ und „Putschis¬ 
mus“ die neue Gesellschaft auf dem Wege eines 
„verschwörerischen Plans“ zu errichten suchten. 
Tragischer Schlusspunkt seines Lebens: Nach dem 
sich abzeichnenden Scheitern der Erwartungen an 
die bürgerliche Revolution von 1848 geht Cabet 
mit Mitstreitern in die USA und gründet dort sei¬ 
ne kommunistische Kolonie „Ikarien“. 1856 wird 
er nach Zerwürfnissen mit den Mitgliedern durch 
Stimmenmehrheit aus seiner eigenen Kolonie aus¬ 
geschlossen. 

gst 


Karl Marx/Friedrich Engels: 
Manifest 

der Kommunistischen Partei 

3. Der kritisch-utopistische 
Sozialismus oder Kommunismus 

[...] 

Die ersten Versuche des Proletariats, in einer 
Zeit allgemeiner Aufregung, in der Periode des 
Umsturzes der feudalen Gesellschaft direkt 
sein eigenes Klasseninteresse durchzusetzen, 
scheiterten notwendig an der unentwickelten 
Gestalt des Proletariats selbst wie an dem Man¬ 
gel der materiellen Bedingungen seiner Befrei¬ 
ung,die eben erst das Produkt der bürgerlichen 
Epoche sind. Die revolutionäre Literatur, welche 
diese ersten Bewegungen des Proletariats be¬ 
gleitete, ist dem Inhalt nach notwendig reakti¬ 
onär. Sie lehrt einen allgemeinen Asketismus 
und eine rohe Gleichmacherei. 

Die eigentlich sozialistischen und kommunis¬ 
tischen Systeme, die Systeme St.-Simons, Fou¬ 
riers, Owens usw., tauchen auf in der ersten, 
unentwickelten Periode des Kampfes zwischen 
Proletariat und Bourgeoisie, die wir oben dar¬ 
gestellt haben. (Siehe Bourgeoisie und Prole¬ 
tariat.) 

Die Erfinder dieser Systeme sehen zwar den Ge¬ 
gensatz der Klassen wie die Wirksamkeit der 
auflösenden Elemente in der herrschenden Ge¬ 
sellschaft selbst. Aber sie erblicken auf der Sei¬ 
te des Proletariats keine geschichtliche Selbst¬ 
tätigkeit, keine ihm eigentümliche politische 
Bewegung. 

Da die Entwicklung des Klassengegensatzes 
gleichen Schritt hält mit der Entwicklung der 
Industrie, finden sie ebensowenig die materi¬ 
ellen Bedingungen zur Befreiung des Proleta¬ 
riats vor und suchen nach einer sozialen Wis¬ 
senschaft, nach sozialen Gesetzen, um diese 
Bedingungen zu schaffen. 

An die Stelle der gesellschaftlichen Tätigkeit 
muss ihre persönlich erfinderische Tätigkeit tre¬ 
ten, an die Stelle der geschichtlichen Bedingun¬ 
gen der Befreiung fantastische, an die Stelle der 
allmählich vor sich gehenden Organisation des 
Proletariats zur Klasse eine eigens ausgeheckte 
Organisation der Gesellschaft. Die kommende 
Weltgeschichte löst sich für sie auf in die Pro¬ 
paganda und die praktische Ausführung ihrer 
Gesellschaftspläne. 

Sie sind sich zwar bewusst, in ihren Plänen 
hauptsächlich das Interesse der arbeitenden 
Klasse als der leidendsten Klasse zu vertreten. 
Nur unter diesem Gesichtspunkt der leidends¬ 
ten Klasse existiert das Proletariat für sie. 

[...] 

MEW, Bd.4, S. 489 ff. 
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Deine Kreativität für Kuba 

Jugend-Kunstwettbewerb im Rahmen der Solidaritätskampagne der SDAJ sucht Vorlagen für zwei Wandgemälde in Havanna 



I m Mittelpunkt der Solidaritätskam¬ 
pagne mit Kuba unter dem Motto 
„‘Viva Cuba socialista! Machen wir 
den Kapitalismus zur Geschichte“ steht 
die Unterstützung eines „Zentrums zur 
Bildung revolutionärer Werte“ an der 
naturwissenschaftlichen Fakultät in 
Havanna (siehe UZ vom 712.2012). 
Neben Sammlungen von Geld- und 
Sachspenden werden zwei Brigaden 
im Sommer 2013 das Zentrum reno¬ 
vieren, den Bekanntheitsgrad unter der 
kubanischen Jugend erhöhen und zwei 
Wandgemälde als Symbol der internati¬ 
onalen Solidarität anbringen - die Vor¬ 
lagen hierzu werden in Deutschland in 
einem Kunstwettbewerb ermittelt. 

Die SDAJ, die gemeinsam mit der 
Kommunistischen Jugend Österreichs 
den Kunstwettbewerb initiierte, lädt 
alle interessierten (Jugend-) Gruppen 
und Einzelpersonen bis 30 Jahre ein, 
sich mit Einsendungen von Vorschlä¬ 
gen an dem Wettbewerb zu beteiligen. 
Ob Gemälde, Graffiti, Reliefs, Gedich¬ 
te, Fotos oder Computerdesigntes, al¬ 
les was „Solidarität mit Kuba - Grund¬ 
rechte der Jugend“ thematisiert, wird 
im Wettbewerb angenommen. Die As¬ 
pekte, die in den Kunstwerken aufge¬ 
griffen werden können, sind vielfäl¬ 
tig: Die illegale Inhaftierung der Cu- 
ban 5, Kubas solidarische Hilfe in aller 
Welt, Auswirkungen der US-Blockade 
oder allgemein die Verwirklichung der 
Grundrechte der Jugend - wie kosten¬ 
lose Bildung, Ausbildung oder Gesund¬ 
heitsvorsorge. 

Wandgemälde als Teil 
der politischen Kultur 
Lateinamerikas 

Mit den geplanten Wandgemälden 
knüpfen die Veranstalter an eine Tra¬ 
dition an, die im revolutionären Mexi¬ 
ko wurzelt. Der sogenannte muralismo, 
wörtlich übersetzt „Malerei auf der 
Mauer“, ist das kulturelle Erbe der fort¬ 
schrittlichen Kräfte in Lateinamerika. 
Die Idee hinter den Wandbildern war 
es, den analphabetischen Teilen der 


Bevölkerung (1920 um die 72 Prozent) 
die Geschichte des Landes näher zu 
bringen und sie für den revolutionären 
Prozess in Mexiko zu begeistern. Die 
wichtigsten Inhalte, die über die Wand¬ 
bilder transportiert wurden, waren der 
Fortschritt in Mexiko, die Rolle der Ar¬ 
beiter und Bauern bei der Revolution, 
sowie die indigenen Wurzeln Mexikos. 
Heute finden sich in vielen Ländern po¬ 
litische Murales, auch in Kuba gehören 
sie zum Alltag und charakterisieren be¬ 
sonders das Stadtbild von Havanna. 

Was man zurTeilnahme 
beachten sollte 

Im aktuell laufenden Wettbewerb geht 
es konkret darum, zwei Wände mit den 
Maßen 2,45 m x 7,65 m und 2,60 m x 
5,75 m im Eingangsbereich des Zent¬ 
rums in Havanna zu gestalten, die dann 


im Sommer 2013 von den beiden So¬ 
lidaritätsbrigaden ausgemalt werden, 
unter Einbindung der Logos der Ver¬ 
anstalter. Teilnehmen können alle, die 
mit der Veröffentlichung ihrer Arbei¬ 
ten einverstanden sind - im besten Fal¬ 
le winkt die Verwirklichung der Kunst¬ 
werke als Wandgemälde in Havanna! 
Neben den beiden erstprämierten Künst¬ 
lern werden von der Jury zehn weitere 
Teilnehmerinnen mit einer Urkunde und 
interessanten Preisen rund um Kuba be¬ 
lohnt, die unter anderem von der FG 
BRD-Cuba, dem Netzwerk Cuba, der 
„jungen Welt“ und den „Marxistischen 
Blättern“ bereitgestellt werden. 

Alle preisgekrönten Arbeiten wer¬ 
den in den Medien der Veranstal¬ 
ter veröffentlicht sowie in einer Aus¬ 
stellung zu sehen sein. Wenn das 
nicht genug Anreiz ist, um der Lo¬ 


sung „Cuba geht uns alle an!“ auch 
visuell Ausdruck zu verleihen! 
Einsendeschluss ist der 15. April 2013. 
Die Veranstalter wollen mit dem 
Wettbewerb Jugendlichen das Thema 
„Kuba“ näher bringen und gleichzeitig 
Jugendlichen die Möglichkeit geben, 
ihre Ideen von einem besseren Leben 
künstlerisch darzustellen und einer 
größeren Öffentlichkeit vorzustellen. 
Die Veranstalter bitten daher alle Le¬ 
serinnen und Leser der UZ, das Soli¬ 
daritätsprojekt und den Kunstwettbe¬ 
werb publik zu machen und insbeson¬ 
dere in Jugendzentren, in (politischen) 
Jugendgruppen, im Bekanntenkreis etc. 
für eine Teilnahme zu werben. 

Weitere Informationen sowie Details 
zu den Teilnahmebedingungen findet 
ihr hier: http://www.sdaj-netz.de/cuba/ 
kunstwettbewerb 


Die Vergangenheit ist nicht vorüber 

Peter Handke setzt Partisanen in Kärnten literarisches Denkmal 



Denkmal für die Kärntner Partisanen 


In den vergangenen Tagen las ich Peter 
Handkes „Immer noch Sturm“. All de¬ 
nen, die mal etwas anderes als Schwe¬ 
den-, Dänen- oder Italienkrimis lesen 
möchten, kann ich nur zuraten, dieses 
Buch zur Hand zu nehmen - es zu lesen 
ist sowohl literarisch als auch zeithisto¬ 
risch ein Gewinn. 

Handke, im Dezember 70 Jahre alt ge¬ 
worden, wurde in den siebziger Jahren 
als einer der Superstars des bürgerli¬ 
chen Feuilleton gefeiert und als Ge¬ 
genpart zu den gesellschafspolitisch 
engagierten Literaten (wie z.B. Peter 
Weiss, Heinar Kipphardt, Uwe Timm 
oder Gerd Fuchs) als Repräsentant 
einer „neuen Innerlichkeit“ und des 
„Apolitischen“ hochstilisiert. Lassen 
wir einmal dahingestellt, dass diese 
Etikettierung schon damals mehr eine 
Wunschvorstellung war, als dass sie den 
Texten Handkes gerecht wurde. In den 
90er Jahren wurde Handke dann vom 
bürgerlichen Literaturbetrieb unisono 
mit einem Bann belegt - hatte er es 
doch gewagt, im NATO-Krieg gegen 
Jugoslawien Partei für den angegriffe¬ 
nen Staat zu ergreifen. „Serbenfreund“ 
und „jugophil“ sind noch die harmlose¬ 
ren Attribute, mit denen er sich seither 
tituliert sieht. 

Handke, unehelicher Sohn einer Kärnt¬ 
ner Slowenin und eines Wehrmachts¬ 
soldaten, geht in „Immer noch Sturm“ 
seiner Familiengeschichte nach und 
verwebt dabei kunstvoll Wahrheit mit 
Fiktion. Heraus kommt dabei etwas 
sehr Eigenwilliges: Es ist sowohl Thea¬ 
terstück in Prosaform, ein Tagtraum als 
auch eine längere Erzählung. 

Ein namenloser Ich-Erzähler, un¬ 
schwer als Handke zu erkennen, ge¬ 
denkt der verstorbenen Verwandten. 
Vor seinem geistigen Auge laden die 
Ahnen zum Gespräch ein: die Großel¬ 
tern mütterlicherseits, seine Mutter so¬ 


wie die Schwester und die drei Brüder 
seiner Mutter. 

Er lässt sie in den Jahren 1936 bis 1945 
und in den späten Fünfzigerjahren an 
sich vorbeiziehen. Sie erzählen ihm in 
grandiosen Monologen vom Schicksal 
der slowenischen Minderheit im Sü¬ 
den Österreichs, von ihrer systemati¬ 
schen Unterdrückung und ihrem muti¬ 
gen Partisanenkampf. Zwei Onkel des 
Erzählers werden zum Militärdienst in 
die faschistische Wehrmacht gepresst 
und fallen im Krieg, einer (Gregor), so¬ 
wie seine Tante (Ursula) schließen sich 
den „Grünen Kadern“, den Partisanen 
in Kärnten an. Ursula stirbt unter fa¬ 
schistischer Folter, Gregor aber kann 
den 8. Mai 1945 als siegreicher Resis¬ 
tance-Kämpfer feiern. „Gregor: Der 
achte Mai des Jahres neunzehnhun¬ 
dertfünfundvierzig war der glücklichs¬ 
te Tag meines Lebens, und nicht nur für 
mich, sondern für alle, die in den Wäl¬ 
dern der Saualpe, der Petzen, der Ka¬ 


rawanken für unsere Heimat das Ende 
des Krieges erkämpft haben.“ 

Damit setzt Handke dieser größten 
und wirkungsvollen Widerstandsbe¬ 
wegung innerhalb der Grenzen des 
„Dritten Reichs“ literarisch ein gebüh¬ 
rendes Denkmal. 1941 schlossen sich 
im Bundesland Kärnten im Süden Ös¬ 
terreichs Mitglieder der slowenischen 
Volksgruppe zu bewaffneten Partisa¬ 
nengruppen zusammen. Bauernjunge 
Frauen, aber auch zwangsrekrutierte 
Soldaten auf Heimatbesuch flohen in 
die Wälder, um dem deutschen Militär 
Widerstand zu leisten. 

Nach dem Sieg hoffen die slowenischen 
Kämpfer auf Anerkennung von Seiten 
Österreichs - und werden erneut ent¬ 
täuscht und geächtet. „Georg: Und wir, 
gerade noch die Freiheitskämpfer (...) 
werden in eine Zelle gesperrt mit den 
aus Jugoslawien geflüchteten Weißgar¬ 
disten und den Heimwehrleuten und 
Ustascha, die für Ahi mordeten. Und 


weißt du, was dabei in mir vorgeht? Ich 
denke an unsere Toten auf der Saualpe 
und wünsche mir, bei ihnen zu sein, tot, 
unter meinen Toten, den Meinigen.“ So 
kommt der einzige überlebende Onkel 
zu einem düsteren Fazit: „Wir haben 
doch verloren.“ 

Das Fazit des Buches lautet illusionslos: 
Die Konflikte, die während der „Heim- 
ins-Reich-Ära“ zwischen der deutsch¬ 
sprachigen Mehrheit und den Slowe¬ 
nen in Kärnten ausbrachen, sind kei¬ 
neswegs beigelegt. Die Vergangenheit 
ist nicht vorüber, es herrscht „Immer 
noch Sturm“. Wie Literaturnobelpreis¬ 
trägerin Elfriede Jelinek sieht auch Pe¬ 
ter Handke die Fortdauer faschistoiden 
Denkens in der österreichischen Ge¬ 
genwart: Nicht von ungefähr war Jörg 
Haider über Jahre Landeshauptmann 
(Ministerpräsident) von Kärnten, und 
auch gegenwärtig regiert dort ein Par¬ 
teigänger der Haiderschen „Freiheit¬ 
lichen“. Gegen Ende des Buches sagt 
der Ich-Erzähler: „Schluss mit mir 
dem Träumer, der welcher machtlos 
zuschaut, was und wie ihm träumt. Ich 
bin erwacht. Ich bin die Macht (...) Ich 
bin‘s, der bestimmt...“ Günther Stamer 


ipeter 

,JL 

noch 

Sturm 

Suhrkamp 


Peter Handke: Immer noch Sturm, suhrkamp 
taschenbuch 2012,166 Seiten, 8,99 Euro 


Marilyn Monroe - 
Kommunistin? 

„Prägnant linke Ansichten“ 

Neue Daten aus vorher nicht zugäng¬ 
lichen FBI-Akten enthüllen die links¬ 
gerichteten Neigungen des berühmten 
Filmstars Marilyn Monroe, die vor 50 
Jahren - angeblich - Selbstmord beging. 
Die Aufzeichnungen zeigen z.B., dass 
einige im inneren Kreis der Monroe 
besorgt waren über ihre Zusammen¬ 
arbeit mit Frederick Vanderbilt Field, 
der von seiner wohlhabenden Familie 
wegen seiner linken Ansichten enterbt 
worden war. 

Field schrieb in „Von rechts nach links“ 
über Marilyn: „Sie erzählte uns von ih¬ 
ren starken Gefühlen für Bürgerrechte, 
für schwarze Gleichheit, auch von ihrer 
Bewunderung für das, was in China ge¬ 
schah, von ihrer Wut auf die Hetze ge¬ 
gen Rote und auf den McCarthyismus 
und von ihrem Hass auf (FBI-Direk- 
tor) J. Edgar Hoover.“ 

Die Monroe-Akte beginnt im Jahr 
1955 und konzentriert sich vor allem 
auf ihre Reisen und Verbindungen, auf 
die Suche nach Anzeichen von links¬ 
gerichteten Ansichten und möglichen 
Verbindungen zum Kommunismus. Ein 
Eintrag, der bisher fast vollständig ge¬ 
schwärzt war, bezog sich auf Erkennt¬ 
nisse, die Monroe und andere Entertai¬ 
ner hätten Visa beantragt, um in diesem 
Jahr Russland zu besuchen. 

Die Akte reicht bis in die Monate vor 
ihrem Tod und umfasst auch mehrere 
Nachrichten und Hinweise auf Norman 
Mailers Biographie der Schauspielerin, 
die sich um die Fragen drehte, ob die 
Monroe womöglich von der Regierung 
umgebracht wurde. 

Trotz aller Aufmerksamkeit hinsicht¬ 
lich Monroes Nähe zu mutmaßlichen 
Kommunisten fand das Büro nie ir¬ 
gendeinen Beweis dafür, dass sie Mit¬ 
glied der Partei war. 

„Ihre Ansichten sind ohne jeden Zwei¬ 
fel prägnant linke; aber sollte sie aktiv 
von der Kommunistischen Partei einge¬ 
setzt werden, so ist das nicht allgemein 
bekannt unter denen, die in Los Ange¬ 
les mit der Bewegung Zusammenarbei¬ 
ten“, so ein Eintrag von Juli 1962 in der 
Monroe-Akte. www.dkp-ge.de 

Festnahme 

angeordnet 

Victor Jaras Mörder gesucht 

Fast vier Jahrzehnte nach der Ermor¬ 
dung des kommunistischen Liederma¬ 
chers und Sängers Victor Jara zu Be¬ 
ginn der Pinochet-Diktatur in Chile 
hat die Justiz des Landes die Festnah¬ 
me von acht Tatverdächtigen angeord¬ 
net. Der Richter Miguel Väzquez Pla¬ 
za verfügte in einer am vergangenen 
Freitag veröffentlichten Anordnung, 
dass sich zwei ehemalige Angehörige 
des Militärs wegen Mordes und sechs 
weitere wegen Beihilfe verantworten 
müssen. 

Als Haupttäter werden Hugo Sänchez 
Marmonti und Pedro Barrientos Nünez 
gesucht. Gegen Nünez wurde ein inter¬ 
nationaler Haftbefehl erlassen, weil er 
sich in den USA aufhalten soll. Der 
unaufgeklärte Mord an dem damals 
41-jährigen Victor Jara beschäftigt wie 
kaum ein anderer Vorgang der Dikta¬ 
tur von Augusto Pinochet bis heute die 
Gemüter. Victor Jara wurde einen Tag 
nach dem Putsch festgenommen und 
mit 5 000 anderen Gefangenen im Sta¬ 
dion von Santiago interniert. 

Laut den Ermittlungen der Justiz wur¬ 
de Victor Jara am fünften Tag nach dem 
Putsch, dem 16. September 1973, mit 
„mindestens 44 Kugeln“ erschossen. 
Die Täter hatten seine Hände verstüm¬ 
melt. Das Stadion, das von der Junta 
als Folterlager genutzt wurde, trägt seit 
2003 Victor Jaras Namen. 

Unter Pinochets Herrschaft (1973-90) 
wurden in Chile mehr als 3 000 Men¬ 
schen getötet oder verschwanden spur¬ 
los. Vor drei Jahren wurden Victor Jaras 
sterbliche Überreste feierlich beerdigt, 
rund 3 000 Menschen begleiteten den 
Sarg in einem Trauermarsch durch die 
Hauptstadt zum Friedhof Cementario 
General. Viele trugen Nelken, rote Fah¬ 
nen und Bilder des Sängers und riefen 
„Victor lebt im Herzen seines Volkes“. 
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Die neuen Rechten in Europa 

Von Peter Bathke und Anke Hoffstadt 


Soeben ist im PapyRossa-Verlag ein 
Sammelband zum Thema „Die neuen 
Rechten in Europa“erschienen. Mit 
freundlicher Genehmigung des Ver¬ 
lages bringen wir als Leseprobe das 
leicht gekürzte Vorwort der Heraus¬ 
geber. 

Seit mehr als zehn Jahren vollzieht 
sich ein relativ kontinuierlicher Auf¬ 
schwung von rechtspopulistischen 
Parteien in Europa. Die österreichi¬ 
sche FPÖ gilt als Paradebeispiel dieser 
Entwicklung. Dazuzurechnen sind die 
Dänische Volkspartei, die italienische 
Lega Nord, die schweizerische SVP 
oder die „Freiheitspartei“ von Geert 
Wilders in den Niederlanden, der Front 
National unter Marine Fe Pen in Frank¬ 
reich und die „Wahren Finnen“ unter 
Timo Soini. In Deutschland erlebten 
wir 2011 eine Massenbegeisterung für 
die sozialrassistischen Thesen von Thi¬ 
lo Sarrazin, dessen Buch „Deutsch¬ 
land schafft sich ab“ in 1,5 Millionen 
Exemplaren verkauft wurde. Und auf 
den Rücktritt des Afghanistan-Krie¬ 
gers und Bundeswehr-Reformers zu 
Guttenberg folgte eine Welle der Sym¬ 
pathie für einen Politiker, der - so der 
Tenor mancher Stimmen - Großes für 
Deutschland und seine Soldatinnen 
und Soldaten am Hindukusch getan 
habe. Neu an diesem Parteien- und 
Politikertyp ist sein Politikstil, der sich 
deutlich vom verstaubten Auftreten 
neofaschistischer Akteure und Bewe¬ 
gungen unterscheidet. Und so ist diese 
Abgrenzung mitunter bewusst gesetzt, 
gelingt es doch den heute erfolgreichen 
rechts-populistischen Parteien, sich als 
Außenseiter des Politikbetriebs darzu¬ 
stellen und von dem weit verbreiteten 
Misstrauen gegenüber der etablierten 
Politik zu profitieren. 

Nicht nur in Deutschland sind paral¬ 
lel dazu ein Erstarken und eine höhe¬ 
re Gewaltbereitschaft der extremen 
Rechten und des Rechtsterrorismus 
zu verzeichnen. ... Auf diese doppel¬ 
te Entwicklung - den offenkundigen 
Aufschwung rechtspopulistischer Par¬ 
teien und die überraschend massive 
Gewalt, mit der im Namen rechter 
Motive gemordet wurde und wird - 
gibt es in der Bundesrepublik drei 
wesentliche Reaktionsmuster, die die 
Verarbeitung dieser Ereignisse und 
Strukturveränderungen in der demo¬ 
kratischen Öffentlichkeit prägen: Die 
erste Richtung erkennt die Tragweite 
dieser Entwicklung, benennt die Ge¬ 
fahren und sucht nach Wegen, sie zu¬ 
rückzudrängen. Die zweite Gruppe ba¬ 
gatellisiert den rechtsextremen Terror 
als Aktionen unzurechnungsfähiger 
Einzeltäter oder spielt die Aktivitäten 
rechtspopulistischer Parteien wie der 
NPD herunter. Sie ignoriert die Prä¬ 
senz rassistischer, nationalistischer und 
islamfeindlicher Stereotype bei einem 
erheblichen Teil der bundesdeutschen 
Bevölkerung. Ihre Schlussfolgerung 
lautet: Untätigkeit mit Alibi. Die dritte 
Richtung glaubt, einen Rechtsruck in 
der ganzen Gesellschaft der Bundesre¬ 
publik und in Europa zu erleben. Bür¬ 
gerliche Medien, wie z.B. die Frank¬ 
furter Allgemeine Zeitung, sagen sogar 
voraus: „Die Politik in Europa wird auf 
absehbare Zeit von den Rechtspopu¬ 
listen dominiert.“ Ist dem tatsächlich 
so? Bei aller berechtigten Warnung 
vor den rechtspopulistischen, extrem 
rechten und rechtsterroristischen Er¬ 
scheinungen - wird hier nicht verab¬ 
solutiert? Scheint da vielleicht ein Fa¬ 
talismus durch, der den Kampf gegen 
diese Tendenzen aufgibt, bevor er rich¬ 
tig geführt wurde? ... 

Zweifellos besteht ein kausaler Zu¬ 
sammenhang zwischen dem in den 
1970er Jahren einsetzenden Übergang 
der hochentwickelten kapitalistischen 
Staaten zum Neoliberalismus und der 
Ausbreitung des Rechtspopulismus. 
In diesen Kontexten verstanden es 
die Vertreterinnen der populistischen 
Version konservativen Gedankenguts, 
sich dem Marktradikalismus des global 
agierenden Finanzkapitals anzupassen 
und gleichzeitig Standortnationalismus, 


Rassismus und Sozialdarwinismus zu 
propagieren. Als die internationalen 
Großbanken 2007 die Finanz- und 
Wirtschaftskrise auslösten, war das 
Scheitern des neoliberalen, kapitalisti¬ 
schen Modells augenfällig. Aber unge¬ 
achtet anderer Vermutungen erweist es 
sich, fünf Jahre später, bei der Schein¬ 
bewältigung der drohenden Staats¬ 
bankrotte in Griechenland, Portugal, 
Spanien und Italien, als quicklebendig. 
Besonders aktiv engagiert sich hierbei 
die bundesdeutsche Kanzlerin, um mit 
Fiskalpakt und anderen Instrumentari¬ 
en die EU und damit die Vorherrschaft 
des deutschen Kapitals in Europa zu si¬ 
chern. Für die Menschen in den betrof¬ 
fenen Ländern bedeutet dies, mit dem 
radikalen Abbau der Sozialstrukturen, 
mit den Einschränkungen demokrati¬ 
scher Rechte und dem Niedergang der 
für überflüssig erklärten Kultur kon¬ 
frontiert zu sein. Wo derlei Beschnei¬ 
dungen nicht als Kitt genutzt werden 
können, sich gemeinsam gegen das 
staatlich gestützte neoliberale Projekt 
zu wehren, sind die möglichen Folgen 
schwerwiegend: Die Menschen dieser 
Länder lassen sich entsolidarisieren - 
es wächst der Nährboden für Nationa¬ 
lismus und Rassismus. 

Entscheidend für die Verbreitungs¬ 
chancen rechtspopulistischer und ex¬ 
trem rechter Demagogien ist neben 
den gesellschaftlichen Rahmenbedin¬ 



emplarisch abgerufen wurde, operiert 
mit Ausgrenzungslogiken, die dem 
politischen Kalkül geschuldet sind, im 
Duktus totalitarismustheoretischer 
links-rechts-Schemata mit dem erklär¬ 
ten und ehrbaren Ziel, gegen rechten 
Terror vorzugehen, zugleich und in 
bewährter Tradition auch gegen jede 
antifaschistische Arbeit zu polemisie¬ 
ren - als sei eine Sitzblockade gegen 
Nazi-Aufmärsche mit dem Mord an 
Migrantlnnen gleichzusetzen. 

Es kann davon ausgegangen werden, 
dass in Teilen der deutschen Gesell¬ 
schaft eine nationalistische und frem¬ 
denfeindliche Grundhaltung besteht, 
die in ein empfängliches Milieu einge¬ 
bettet ist und rechtspopulistische Dem¬ 
agogien zu multiplizieren vermag. Wie 
der Rechtsextremismusforscher Hajo 
Funke ermittelte, ergeben Umfragen, 
dass 20 bis 40 Prozent der Deutschen 
fremden- oder islamfeindliche Einstel¬ 
lungen haben. Zu dieser rassistischen 
Haltung gehören auch antisemitische 
Einstellungen, die von rechten Dem¬ 
agogen seit geraumer Zeit immer 
wieder auch in einen Antiislamismus 
umgelenkt werden, der entlang einer 
vermeintlich gewandelten Gesell¬ 
schaftsstruktur ein neues, xenophobes 
Feindbild abruft. Dieser Rassismus öff¬ 
net den Rechtspopulisten den Zugang 
in die Mitte der Gesellschaft, die sich - 
befeuert etwa von dem 
ehemaligen Bundes¬ 
banker und SPD-Mit- 
glied Sarrazin - immer 
selbstverständlicher in 
>Überfremdungsphobi- 
en< ergeht, und insofern 
ihrerseits immer wieder 
Kernideologeme des 
Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus aus 
sich heraus produziert. 
Bevor über Strategien 
gegen Rechtspopulis¬ 
mus, Rechtsextremis¬ 
mus und Rechtsterro¬ 
rismus nachgedacht 
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mit einbezogen. Es verwundert kaum, 
dass Vertreterinnen und Vertreter der 
„Extremismusdoktrin“ in der Folge 
auch wenig Interesse daran haben, die 
herrschenden Bedingungen strukturell 
in Frage zu stellen oder gar zu überwin¬ 
den, denn: „die Hölle, das sind (immer) 
die anderen“ (Sartre). 


Von der Analyse zur 
alternativen Praxis 

Die gesellschaftliche Relevanz einer 
konsequenten Auseinandersetzung mit 
rechten Tendenzen ergibt sich aus der 
Tatsache, dass dieses Denken in alle 
Schichten der Gesellschaft eindringen 
kann. Wie die Thesen eines Thilo Sar¬ 
razin zeigen, treffen rassistische, nati¬ 
onalistische und sozialdarwinistische 
Diskurse konservativer Vertreter der 
Eliten auf Diskurse der sogenannten 
Mittelschichten und erlangen so eine 
gewisse Massenbasis. Denn wo sich 
auch die Angehörigen der mittleren 
Schichten den >ewigen Gesetzen< des 
kapitalistischen Unternehmertums 
unterworfen fühlen (sollen), ist es ein 
Leichtes, die selbstgemachten Abgren¬ 
zungsstrategien mach untern durch ei- 


gungen die Frage, auf welche Ideolo¬ 
gie in den Köpfen der Menschen diese 
Behauptungen treffen. Bekanntlich ist 
die vorherrschende Ideologie immer 
die Ideologie der Herrschenden. In der 
kapitalistischen Gesellschaft ist das die 
bürgerliche. Aber in der Feinanalyse 
zeigen sich hier wesentliche Unter¬ 
schiede: So gehörten seit Bestehen 
der Bundesrepublik „ein aggressiver 
Antikommunismus und die gegen lin¬ 
ke politische Bewegungen gerichtete 
Repression zur westdeutschen Staats¬ 
doktrin“. Daran scheint sich seither 
nichts Wesentliches geändert zu ha¬ 
ben, wenn man allein etwa das Vor¬ 
gehen der Polizei gegen Antifaschis¬ 
tinnen und Antifaschisten bei Blo¬ 
ckaden und Demonstrationen gegen 
Neonazi-Aufmärsche betrachtet. Eine 
Bestätigung dafür lieferte unlängst 
der sächsische Innenminister Markus 
Ulbig (CDU), der im Januar 2012 in 
einer Video-Botschaft über YouTube 
im Zusammenhang mit der Terrorserie 
des NSU räsonierte: „Antifaschismus 
ist nicht die richtige Antwort, sondern 
Demokratie. Auseinandersetzung aus 
der Mitte unserer Gesellschaft heraus.“ 
Man dürfe sich, so Ulbigs Botschaft, 
nicht mit dem linken Extremismus ge¬ 
gen den rechten verbünden. Hier stellt 
sich allerdings die Frage, welche Art 
Demokratie Herr Ulbig meint - die 
des Verfassungsschutzes? In gleicher 
Richtung äußerte sich Bundesinnen¬ 
minister Hans-Peter Friedrich (CSU) 
im November 2011, als er forderte, 
den Extremisten vom NSU ein „kla¬ 
res Bekenntnis zum christlichen Men¬ 
schenbild“ entgegenzustellen. Doch 
ein Demokratiebegriff, wie er hier ex¬ 
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Ungarns rechtspopulisischer Ministerpräsident Orbän und seiner Partei ist es zwar gelungen die 
demokratischen Rechte im Land massiv einzuschränken - doch er stößt zunehmend auf Widerstand 


wird, ist sehr genau zu klären und zu 
präzisieren, wie diese Konfrontationen 
in unserer Gesellschaft beschaffen sind. 
Sind es tatsächlich Auseinandersetzun¬ 
gen an den „Rändern der Gesellschaft“, 
wie es uns Vertreterinnen der „Extre¬ 
mismusdoktrin“ glauben machen wol¬ 
len? Diese setzen bekanntlich rech¬ 
ten mit linkem „Extremismus“ gleich 
und versuchen, beide mit staatlicher 
Repression unter ihre Kontrolle zu 
bringen - nicht selten mit dem struk¬ 
turellen >Manko<, dass die staatlichen 
Ordnungshüter auf dem rechten Auge 
nur allzu kurzsichtig sind. Dabei wer¬ 
den weder gesellschaftliche Zusam¬ 
menhänge, die beide „Extremismen“ 
bedingen bzw. motivieren, noch Ziel¬ 
stellungen der Akteurlnnen hinterfragt 
oder in die folglich ungleichgewichtige 
Beurteilung des „Gefahrenpotenzials“ 


nen xenophoben Rassismus zu ergän¬ 
zen, der die Mechanismen von Konkur¬ 
renzdruck und „Überfremdungsangst“ 
vereint. Zunehmend stimmen auch Tei¬ 
le der Arbeiterschaft in zahlreichen eu¬ 
ropäischen Ländern für rechtspopulis¬ 
tische Parteien. 

Angesichts des gefährlichen sozialen 
Bogens dieser Entwicklung ist nur die 
breitest denkbare Mobilisierung gesell¬ 
schaftlicher Kräfte von demokratisch 
gesinnten Vertreterinnen des Groß¬ 
bürgertums bis zur Arbeiterklasse ge¬ 
eignet, erfolgreich gegen Rechts zu 
wirken. Die entscheidende Frage aber 
ist: Wo ansetzen? Welche Hebel sind 
es, die langfristig wirksam genutzt wer¬ 
den können? 

In Deutschland gibt es auf Grund der 
Erfahrung des Faschismus die Traditi¬ 
on einer Stigmatisierung extrem rech¬ 


ter Positionen. Das mag auch eine der 
Ursachen dafür sein, dass es in der 
Bundesrepublik bisher keine wirk¬ 
lich starke rechtspopulistische Partei 
gibt. Selbst die offizielle deutsche Po¬ 
litik übt sich in der Verurteilung von 
„Rechtsextremismus“ und erwägt zur 
Zeit ein zweites Verbotsverfahren ge¬ 
gen die NPD, das auf Grund rechts¬ 
staatlicher Regularien aber frühestens 
im Jahre 2013 eröffnet werden kann. 
Angesichts dessen empfiehlt Christoph 
Butterwegge eine Doppelstrategie im 
Kampf gegen die extreme Rechte: Ne¬ 
ben die gebotene Auflösung der NPD 
muss die „Aufklärung über den demo¬ 
kratiefeindlichen, verfassungswidrigen 
und zutiefst inhumanen Charakter“ ex¬ 
trem rechter Politik treten. 

Das ist zugleich eine Grundlage, um 
über weltanschauliche, parteipoliti¬ 
sche und religiöse Grenzen hinweg An¬ 
knüpfungspunkte für ein gemeinsames 
Agieren gegen alle Erscheinungen von 
Rechtspopulismus, Rechtsextremismus 
und Rechtsterrorismus zu finden. Bei¬ 
spiele dafür liefern die Aktionen des 
Berliner Bündnisses „Rechtspopulis¬ 
mus stoppen!“ oder die Mobilisierun¬ 
gen zur Verhinderung von Neonazi- 
Aufmärschen in Dresden zum >Ge- 
denken< an die Bombardierung der 
Stadt durch die Alliierten im Jahr 1945. 
Durch ein breites Engagement von An¬ 
tifagruppen über Gewerkschaften bis 
hin zu den LINKEN, den Grünen und 
der SPD konnte im Februar 2012 er¬ 
reicht werden, dass der >traditionelle< 
Aufmarsch nicht stattfand. 

Linke Politik sollte aber weiter fassen 
und über die konkreten, greifbaren 
Anlässe hinaus, an Interventionen >an 
der Wurzel< denken: Es gilt, in Frage 
zu stellen, ob die Banken und Konzer¬ 
ne, die 2007 eine weltweite Krise verur¬ 
sachten, auch weiterhin mit aller Kraft 
des viel beschworenen freien Marktes 
agieren können sollen. Ein demokra¬ 
tisch kontrollierter Staat müsste den 
Missbrauch des großen Kapitals gegen 
die Interessen der Mehrheit der Be¬ 
völkerung beenden. 
Das wäre zugleich 
eine Einschrän¬ 
kung des Agierens 
des neoliberalen 
Kapitalismus. Die 
Occupy-B e wegung 
und die europawei¬ 
ten Aktionstage vom 
16. bis 19. Mai 2012 
um „Blockupy Frank¬ 
furt“ zeigen, wie es 
gehen kann. Das Ziel 
ist eine demokrati¬ 
sche und solidarische 
Gesellschaft - in der 
Bundesrepublik und 
weltweit! Dabei ist es 
für die Linken wich¬ 
tig, eine vorrangige 
Fokussierung auf die 
Mittelschichten zu 
vermeiden und sich 
den Interessen der 
Arbeiterinnenschaft 
und der Unterschich¬ 
ten zuzuwenden. 
Denn diese sind am 
stärksten von der neo¬ 
liberalen Globalisie¬ 
rung bedroht. Deshalb muss der Kampf 
gegen soziale Ungleichheit und für eine 
solidarische Gemeinschaft im Vorder¬ 
grund stehen, wenn es darum geht, den 
Bodennebel zu lichten, in dem rechte 
Haltungen ihren fruchtbaren Grund 
finden können. Es gilt, den Strukturen 
von Ungleichheit und Angst entschie¬ 
den entgegenzutreten und ein inhaltli¬ 
ches Projekt der Linken zu entwickeln, 
das über den Neoliberalismus hinaus¬ 
weist und Herzen und Hirne der brei¬ 
ten Massen anspricht. 
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Kampf um die Einheit des Kongo 

Ruanda und Uganda schüren die Kämpfe. Der Westen verhält sich scheinheilig 



Die ehemalige belgische Kolonie Kongo (-Leopoldville) wird i960 als Demo¬ 
kratische Republik Kongo unabhängig. Ihr erster Präsident, Patrice Lumumba, 
wurde 1961 auf Betreiben reaktionärer Kräfte im „freien Westen“ gestürzt und 
ermordet. Das politische Geschäft dieser Kreise erledigte für die nächsten 
dreißig Jahre der Oberbefehlshaber Mobutu. Um seine Unabgängigkeit vom 
ehemaligen Kolonialherren zu demonstrieren, nannte er das Land in Zaire, 
seine Hauptstadt in Kinshasa um. 

Präsident Joseph Kabila (geb. 1971) kam mit dem Einmarsch der Rebellenar¬ 
mee seines Vaters, Laurent-Desire Kabila, 1996 aus dem tansanischen Exil in 
den Kongo. Nach der Ermordung seines Vaters im Januar 2001 wurde er zum 
Präsidenten ausgerufen. 2006 und 2011 ging er mit seiner Partei PPRD aus den 
Präsidentschaftswahlen als Sieger hervor. 

Der Name der Rebellenarmee M23 leitet sich von einem am 23. Mai 2009 ge¬ 
schlossenen Friedensabkommen ab. Die Rebellen behaupten,dessen Bestim¬ 
mungen seien nicht eingehalten worden. 

Im von verschiedenen Rebellengruppen und der kongolesischen Armee um¬ 
kämpften Osten des Kongo befinden sich reiche Lagerstätten von Kobalt, Kup¬ 
fer, Coltan und Diamanten. Hier stoßen die Interessen großer internationaler 
Konzerne aufeinander. 


Die Bewaffnung der Rebellen ist der der regulären Armee ebenbürtig. 


V on 1998 bis 2003 und von 
2004 bis 2008 war die Demokra¬ 
tische Republik Kongo Opfer ei¬ 
ner offenen militärischen Aggression 
durch ihre Nachbarstaaten Ruanda und 
Uganda. Im März 2012 brach ein neuer 
Aggressionskrieg aus. Der Zustand von 
der Frage zur Antwort. 

Die Rebellen der M23 wollen die kon¬ 
golesische Regierung zu Fall bringen 
und sind Mitte November 2011 in die 
Stadt Goma eingedrungen. Seitdem 
herrscht in der Hauptstadt des rohstoff¬ 
reichen Nord-Kivu größte Unsicher¬ 
heit. Schätzungen zufolge sind durch 
diese Krise seit April 750 000 Kongo¬ 
lesen aus dem Gebiet geflüchtet. Wie 
viele Menschen während der Kämpfe 
starben, wissen wir nicht. 

In Goma haben die Soldaten der M23 
massenhaft geraubt, Häuser von poli¬ 
tischen Gegnern zerstört und verschie¬ 
dene Personen inhaftiert. 

Die Aggressionen von außen 

Der wirkliche Grund für diese Aggres¬ 
sion ist auf wirtschaftlicher Ebene zu 
suchen. Ruanda und Uganda betrach¬ 
ten sich selbst als Drehscheibe für den 
Export der kongolesischen Erze. Kürz¬ 
lich wurde im Virunga-Park in Nord- 
Kivu und unter dem Albert-See Erd¬ 
öl entdeckt. Das macht beide Länder 
noch interessierter an dem Gebiet. 
Der Westen verurteilt die Haltung der 
Nachbarländer der Demokratischen 
Republik Kongo nicht. 

Im Gegenteil. Louis Michel (belg. Mit¬ 
glied des EU-Parlaments - Red.) und 
andere westliche Politiker präsentieren 
als Lösung für einen dauerhaften Frie¬ 
den in der Region ein Abkommen, bei 
dem ugandische und ruandische Ge¬ 
schäftsleute auf gesetzlicher Basis vom 
Export der kongolesischen Naturreich- 
tümer profitieren. Der ehemalige bel¬ 
gische Unterstaatssekretär für Afrika 
Herman Cohen verursachte im letzten 
Jahr noch einen Skandal, als er in ei¬ 
nem Interview mit der kongolesischen 
Pressegruppe „Le Potentiel“ (August 
2011) erklärte, dass „für das Ministeri¬ 
um Kivu ein Bestandteil Ruandas“ ist. 
Der Präsident der DR Kongo, Kabila, 
widersetzt sich diesem Standpunkt. Für 
ihn muss „sich der Kongo weigern, der 
Supermarkt der Welt zu sein“. Er will 
„eine Wirtschaft ausbauen, die nicht 
auf Anarchie gerichtet ist, sondern auf 
den Binnenmarkt und die Schaffung 
von Mehrwert“. Kabila kämpft für den 
Erhalt der territorialen Integrität und 
gegen die Balkanisierung des Landes. 
In seiner Vision muss der Kongo der 
Motor für die Entwicklung Zentralaf¬ 
rikas werden. 

Was ist M23? 

Die M23 wurde im April 2012 auf An¬ 
regung ehemaliger Offiziere des Natio¬ 
nalkongresses für die Verteidigung des 
Volkes (CNDP) von General Laurent 
Nkunda gegründet. Dieser General 
wurde im Januar 2009 durch ein Ab¬ 
kommen zwischen den Präsidenten von 
Kongo und Ruanda, Kabila und Kaga- 
me, kaltgestellt. Er wurde durch Gene¬ 
ral Bosco Ntanganda ersetzt, der sich 
mit der Einbindung der verbliebenen 
Mitglieder des CNDP in die kongole¬ 
sische Armee einverstanden erklärte. 
Die internationale Gemeinschaft for¬ 
dert die Verhaftung von Ntanganda 
durch den Internationalen Gerichtshof 
in Den Haag, da er beschuldigt wird, 
Kriegsverbrechen begangen zu haben. 
Kabila stimmte dem zu, Ntanganda 
flüchtete jedoch und gründete die Re¬ 
bellenbewegung M23. 

Nach einigen Niederlagen und Sie¬ 
gen installiert sich die M23 im Gebiet 
zwischen der Stadt Rutshuru und der 
Grenze Ugandas. 

Bereits im Mai 2012 veröffentlichte 
eine Expertengruppe der UNO einige 
vorläufige Berichte, in denen Ruanda 
beschuldigt wird, die M23 ins Leben ge¬ 
rufen zu haben. Uganda wird beschul¬ 
digt, die Rebellen zu unterstützen. 
Nach heftigen Kämpfen zwischen der 
M23 und der kongolesischen Armee 
zwischen dem 14. und 20. November 
2011 fällt Goma, die Hauptstadt von 


Nord-Kivu mit einer halben Million 
Einwohnern, in die Hände der M23. 
Die M23 hat angekündigt, weiter nach 
Bukavi, der Hauptstadt Süd-Kivus, zu 
ziehen und anschließend „nach Kinsha¬ 
sa und das ganze Land zu befreien“. 
Am 22. November 2012 wurde der 
Schlussbericht der UNO-Experten pu¬ 
bliziert. Kabila entlässt den Stabschef 
der Landstreitkräfte, General Amisi, 
alias „starker Tango“, der im Bericht 
des Waffenhandels mit den örtlichen 
Milizen in Nord-Kivu beschuldigt 
wird. 

Am 25. November kommt es zu einem 
Abkommen zwischen den Präsiden¬ 
ten von Kongo, Ruanda und Uganda. 
Die M23 muss Goma verlassen und 
sich innerhalb von 48 Stunden auf ei¬ 
nen Radius von 20 km um die Stadt 
zurückziehen, also vor dem Abend 
des 26. November. Die kongolesische 
Armee soll ein Bataillon in der Stadt 
Goma stationieren. Die Regierung der 
DR Kongo verhandelt nicht die Forde¬ 
rungen der M23, akzeptiert jedoch eine 
Überarbeitung des Abkommens vom 
23.3.2009 mit den bewaffneten Truppen 
von Nord-Kivu. 

Seit Jahresanfang 2012 haben Bediens¬ 
tete der Armee und Regierung Ruan¬ 
das die Aktionen der M23 koordiniert 
und sie bei ihrer Ausführung unter¬ 
stützt. 

Der Oberbefehlshaber der M23 ist 


der ruandische Verteidigungsminister, 
James Kabarebe. Die Armee Ruandas 
ist verantwortlich für Werbung, Ausbil¬ 
dung und Waffenausrüstung der M23- 
Soldaten. Die Unterstützung der ugan¬ 
dischen Armee - obwohl eher zurück¬ 
haltend - war für die Einnahme der 
Stadt Rutshurul enorm wichtig. 

Der Leiter der UN-Mission im Kongo 
(MONUSCO), Roger Meece, bezeugte 
vor dem UN-Sicherheitsrat, dass „die 
M23-Milizen gut mit Uniformen, aller¬ 
lei Waffen und Munition ausgerüstet 
sind und dass große Teile dieses Mate¬ 
rials eindeutig nicht aus Beständen der 
kongolesischen Armee stammen. Sie 
sind stark und diszipliniert, verwenden 


spezialisierte Taktiken wie Nacht Opera¬ 
tionen, die sicher nicht zur traditionel¬ 
len Kriegsführung gehören.“ 

Die Folgen für den Kongo? 

Der Krieg und seine Schrecken haben 
die Bevölkerung der DR Kongo aus¬ 
gezehrt. Doch bleibt die Wut groß. Die 
Niederlage der kongolesischen Armee 
in Goma ist eine schwere Erniedri¬ 
gung und bedroht die Aussichten auf 
eine bessere Zukunft. Dieser Krieg 
verschlang bereits 600 Millionen US- 
Dollar oder zehn Prozent des Haus¬ 
halts von 2012. 

Die Wut der Bevölkerung wendet 
sich gegen die internationale Gemein¬ 


schaft, die - nach ihrer Auffassung - 
die Kongolesen verraten hat. Auch 
die politische Opposition in der DR 
Kongo hat an Glaubwürdigkeit ver¬ 
loren. Figuren wie Nyamwisi, Kabilas 
Rivale bei den Präsidentschaftswah¬ 
len von 2001, und Roger Lumbala, 
einer der aktivsten Bundesgenossen 
von Tshisekedi (Gegner von Kabila 
bei den Präsidentschaftswahlen von 
2011), werden im UNO-Bericht als 
Verbündete der M23 und von Ruan¬ 
da bezeichnet. In dem Bericht steht 
auch, dass eine Delegation der UDPS 
(Partei von Tshisekedi) mit den Füh¬ 
rern der M23 verhandelte. Vital Kra- 
merie, ein weiterer Gegner und Prä¬ 
sidentschaftskandidat von 2011, setzt 
sich für die Aufnahme von Verhand¬ 
lungen mit der M23 ein. 

Kabila hatte durch die Entlassung des 
Generals Amisi von der pro-ruandi- 
schen Rebellengruppe RCD-Goma 
an Vertrauen gewonnen, doch das am 
23. November in Kampala geschlosse¬ 
ne Abkommen sorgt erneut für Verwir¬ 
rung und Misstrauen gegen die Regie¬ 
rung. Einige spekulieren bereits darauf, 
dass der Volkszorn der Regierung von 
Kabila ein Ende machen wird. 

Der Ersatz für Amisi, General Fran¬ 
cois Olenga, erklärte, dass die Armee 
sich darauf vorbereitet, „Goma erneut 
einzunehmen, mit oder ohne Abkom¬ 
men“. Die M23 weigert sich, ohne ein 
Abkommen mit der Regierung Goma 
zu verlassen. Die Regierung fordert 
ihrerseits, dass die M23 aus Goma ab¬ 
zieht, bevor sie Gespräche über die An¬ 
wendung des Abkommens von 2009 
aufnehmen will. Die kommenden Tage 
sind daher von größter Bedeutung für 
die Zukunft des Landes.* 

Der Einfluss Ruandas und Ugandas 

In einem Kommentar auf der Webseite 
digitalcongo.net (pro-Kabila) heißt es: 
„Der Verrat der internationalen Ge¬ 
meinschaft hat seinen Höhepunkt er¬ 
reicht. (...) Die internationale Gemein¬ 
schaft spielt eine scheinheilige Rolle in 
der Krise im Osten. Tagsüber stehen sie 
an unserer Seite. Doch nachts - und das 
wird aus unterschiedlichen Quellen 
bestätigt - ermuntern sie die Angrei¬ 
fer, vorwärts zu ziehen. Es ist deutlich, 
dass der Fall von Goma in die Pläne 
verschiedener internationaler Haupt¬ 
quartiere passt.“ 

Joseph Kabila fährt einen zu unabhän¬ 
gigen Kurs und hat es sogar gewagt, 
wichtige Verträge mit den Chinesen 
abzuschließen. Dass er geschwächt aus 
diesem Kampf hervorgeht oder sogar 
gestürzt wird, würde also den westli¬ 
chen Regierungen zupass kommen. Sie 
unterstützen bereits seit 14 Jahren die 
ruandisch-ugandische Aggression und 


verstecken sich heute hinter inhaltslee¬ 
ren Resolutionen, die formal die von 
Kigali und Kampala geführten und be¬ 
gangenen Kriegsverbrechen verurtei¬ 
len. Doch das hat keinerlei Einfluss auf 
das, was dort geschieht. Tatsächlich gab 
es einige Verurteilungen und es wurden 
symbolische Sanktionen verabschiedet, 
doch Ruanda und Uganda wissen sich 
gut durch den UN-Sicherheitsrat und 
die Europäische Union sowie durch die 
politischen Führer der USA und Groß¬ 
britanniens geschützt. 

Der Einfluss des Westens 

Die Armeen sowohl Ruandas als auch 
Ugandas werden von den USA und 
Großbritannien unterstützt, ausge¬ 
bildet und in deren strategische Pla¬ 
nungen eingebunden. Beide sind gut 
ausgerüstete und effiziente Armeen, 
die schon seit 20 Jahren aktiv an Krie¬ 
gen und Kämpfen teilnehmen. Beide 
Armeen bilden den Kern der beiden 
wichtigsten Missionen der Vereinten 
Nationen in Afrika, nämlich die in So¬ 
malia und die in Darfur (Sudan). So 
verfügt die UNAMID in Darfur über 
ein Budget von 1,4 Milliarden US-Dol¬ 
lar jährlich. Das ist eine wichtige Ein¬ 
kommensquelle für die Verteidigungs¬ 
ministerien dieser Länder. Die beiden 
größten UN-Friedensmissionen wer¬ 
den von Armeen geführt, die in den 
Nachbarländern Kriegs verbrechen be¬ 
gehen, die öffentlich mit vom Interna¬ 
tionalen Gerichtshof in Den Haag ge¬ 
suchten Kriegsverbrechern Zusammen¬ 
arbeiten. Dass diese Streitkräfte zudem 
verantwortlich für humanitäre Katas¬ 
trophen in den Nachbarländern sind, 
müsste doch Anlass für eine weltweite 
Debatte sein. Ein internationales Em¬ 
bargo gegen jegliche Waffenlieferung 
an diese Armeen müsste ebenfalls auf 
der Tagesordnung stehen. Doch sogar 
in Belgien, das sich als ehemalige Kolo¬ 
nialmacht Kongos zu Zeiten des Dikta¬ 
tors Mobutu noch gerne zum Fürspre¬ 
cher der „Interessen“ des damaligen 
Zaire gemacht hat, wagt es nicht, die 
Zusammenarbeit mit diesen Armeen 
sofort zu beenden. Verteidigungsmi¬ 
nister Pieter De Crem kündigte Mitte 
November eine „symbolische Beendi¬ 
gung der militärischen Zusammenar¬ 
beit“ an ... wobei die ruandischen Of¬ 
fiziere in der Königlichen Militärschu¬ 
le unter dem Vorwand bleiben dürfen, 
dass „es kontraproduktiv wäre, sie zu¬ 
rückzusenden“. 

Tony Busselen/ 
Aus: „Solidair“, Zeitung der PTB 

Übersetzung aus dem Niederländischen: Marcel de Jong 

* Dieser Beitrag wurde am 26.11.2012 ver¬ 
fasst. 
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Er war ein wunderbarer Mensch und Kommunist. 

Er hat der PC Portugals in Deutschland eine Stimme und 
ein Gesicht gegeben. 

Er war Freund, kritischer Diskussionspartner und Helfer. 
Er hat als Mensch und Genosse einen umfassenden und tie¬ 
fen Eindruck hinterlassen. 

Die Begegnungen, der Meinungsaustausch und die mensch¬ 
liche Wärme werden fehlen. 

Unser Genosse Rui Paz, 
Vertreter der PC Portugals 
in der BRD, lebt nicht mehr. 

Wir trauern mit seiner Frau Marlene, der Tochter und der 
PCP um diesen aufrechten Genossen. 

Bettina Jürgensen 

(Vorsitzende der DKP) 

Heinz Stehr 

(Leiter der internationalen Kommission) 


Die DKP Gruppe Elmshorn gratuliert: 

Genossen Edgar Wolff zum 80sten, 
Genossen Johannes Prüfer zum 70sten 
Geburtstag. 

Beide sind aktiv an der Entwicklung und Umsetzung der Po¬ 
litik beteiligt. Sie sind und bleiben Aktivposten, ob beim Ver¬ 
teilen von Materialien, bei Aktionen aller Art, beim Pressefest, 
LLL-Treffen und sowieso beim Wasserturmfest. 


Auf unserer Stirne steht, 
dass wir gegen Ausbeutung sind. 

Auf unserem Steckbrief steht: 

Diese sind für die Unterdrückten! 

Bertolt Brecht 

Für eine starke und aktive Kommunistische Partei! 

Allen Kommunistinnen und Kommunisten, allen Freunden 
der DKP vom Rhein bis zur Oder, von Rügen bis Berchtesga¬ 
den wünschen wir ein erfolgreiches und klassenkämpferisches 

2013. 

Ein besonderer Gruß geht an unsere Genossinnen und Genos¬ 
sen der KPL nach Esch-sur-Alzette, sowie an die Genossinnen 
und Genossen der Partei die Linke Kreis Zwickau. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Stadtbezirk VIII 
Köln-Kalk 




MARXISTISCHE 


BIÄTTER 

I www.marxistische-blaetter.de 

Jubiläumsabonnement 


I 


Marxismus 
für die 
A-Klasse 


Die Marxistischen Blätter gibt es seit 1 963, Ihre Kernaufgabe 
damals wie heute: Arbeiterbewegung und Marxismus zusam¬ 
menzubringen. Also: Marxismus für die A-Klasse, damit vor 
allem die Arbeiterklasse ihrer Lage auf den Grund kommt und 
nachhaltiger für ihre eigenen Tages- und Zukunftsinteressen 
kämpfen kann. Diese Aufgabe ist angesichts der tiefen Krise 
des Kapitalismus aktueller denn je. 

Darum unser Jubiläumsangebot im Jahr 2013: 

★ Wer die Marxistischem Blätter für mindestens zwölf Ausgaben 
abonniert, bekommt die ersten 6 Ausgaben mit 50 % Rabatt. 
(Das Normal-Abo kostet im ersten Jahr 24,- Euro bzw. das ermä¬ 
ßigte Abo 1 ßj- Euro und erst im zweiten Jahr 48,- bzw. 32,- Euro. 
Man spart also insgesamt 24 f - bzw. 16,- Euro) 


Neue Impulse Verlag 

i nfo€Pneue- im pulse-vc rlag.de 


Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 


(UaStljof A^citiicö 

1591 16S5 «59 l£3» 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-97BDÜ7 
Restaurant: 

Dienstag Ruhelag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


r 


Ir unmittelbarer Mähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
rauchern mm er und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 
Lihcmachtung/Frühstück30,-bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P. • VP. 22,-£ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 1Q % Treuerabatt. 


mail@gaslhoRieimes.de * www.gasthof-lieinies.de 


Für ein streitbares und 
kämpferisches 2013 

- Bringen wir die Ideen von Marx/Engels/Lenin 
ins Bewusstsein unserer Mitmenschen - 

- Bildung ist Allgemeingut, deshalb sagt Nein 
zu den Studiengebühren in Bayern - 

DKP-Unterfranken 


Wir grüßen alle Genossinnen und Genossen , 

Freunde und Freundinnen der Hamburger 
Gedenkstätte Ernst Thälmann e.V(GET) in 
Nah und Fern zum Neuen Jahr! 

Wir brauchen auch im neuen Jahr Eure Hilfe mit einer kleine¬ 
ren oder größeren Spende für den Erhalt der Gedenkstätte im 
früheren Wohnhaus der Familie Thälmann am gleichnamigen 
Platz! Besucht uns in Hamburg oder sprecht uns auch in Berlin 
anlässlich der Rosa-Luxemburg-Konferenz oder beim des LL- 
Treffen am 12. und 13. Januar 2013 am Infostand der GET an. 
Werde Mitglied im Förderverein zum Erhalt der Hamburger 
Gedenkstätte, die nicht öffentlich gefördert wird! Mehr Infos 
unter www.gedenkstätte-ernst-thaelmann.de. Dort gibt es auch 
einen Thälmann-Blog und den Hinweis auf den gemeinnützi¬ 
gen Förderverein der Gedenkstätte. Wir sind erreichbar unter 
etfoerderverein@hotmail.de. und Tel. 040/474184 (GET). Eine 
noch bessere Verbindung ist Mitglied werden und spenden. Mit 
mindestens fünf Euro im Monat bist du dabei! 

Förderverein GET e.V., Kontonummer 1 234124251, 
Hamburger Sparkasse (HASPA), BLZ 200 505 50 
IBAN: DE48 2005 0550 1234 1242 51 
BIC: HASPDEHHXXX 

Mit solidarischen Grüßen 

Uwe Scheer ; Vorsitzender 
Wolfgang Runge, stellv. Vorsitzender 

Am 5. Januar hatte Uli Huber 
seinen 75. Geburtstag. 

Als Jugendvertreter beim Heidenheimer Voith-Konzern und 
kurze Zeit später als Vertrauensmann der IG-Metall begann 
sein politischer Werdegang. 

Mit dem Widerstand gegen die Notstandsgesetze Ende der 
60er Jahre und den Tarif kämpfen in den 70ern lernte Uh 
die kämpfende Linke der damaligen Zeit kennen und wur¬ 
de schließlich Mitglied der DKP. In diesen Jahren wurde er 
Betriebsrat und zeitweilig vertrat er die Arbeiter im Voith- 
Auf sichtsrat. 

Im Jahr 1975 gewann die DKP mit Uh ihr Stadtratsmandat. 
31 Jahre lang beunruhigte und attackierte er die Bürgerlichen 
im Gemeinderat. Immer noch steht er der Partei mit seinen 
kommunalpolitischen Erfahrungen in Heidenheim und im Be¬ 
zirk beratend bei. 

Jahrelang war Uh im Bezirksvorstand der DKP Baden-Würt¬ 
temberg. Mit ihm haben wir einen kämpferischen, zuverlässi¬ 
gen und immer aktiven Genossen an unserer Seite. 

Dafür lieber Uh danken wir Dir, im Namen aller Genossinnen 
und Genossen der Bezirksorganisation Baden-Württemberg. 
Wir wünschen Uh, dass er seine gute Gesundheit noch lange 
bewahren und er sich neben seiner parteipolitischen Arbeit 
auch seiner „Heimatforschung“ widmen kann. 

DKP Bezirksorganisation Baden-Württemberg 


Allen Freunden und Bekannten wünschen wir 
Gesundheit und viel Lebensfreude für 2013 

Fa. Kamin - Reusch 

Edgar Reusch, Hauptstr.92,63 879 Weibersbrunn 

www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 

Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 

Hofsitter in der Toskana gesucht 

Kleiner Öko-Hof Nähe Meer sucht 
für Januar zuverlässigen Hofsitter. 

Kontakt: Tel. 0039.0566.81 478 
lmogen.gruben@online.de, www.toskana-biohof.de 



Einladung 

zur Landesmitgliederversammlung 
der DKP in Mecklenburg-Vorpommern 

Ort: 17166 Teterow 
Bismarckstuben im Kulturhaus 
N.-Stensen-Str. 1 

Termin: Samstag, den 2. Februar 2013 
Beginn: 10.00 Uhr 


Tagesordnung: 

★ Referat „Die DKP in Vorbereitung des 20. Parteitages“ 

Referentin: Bettina Jürgensen 

★ Diskussion 

★ Wahl der Delegierten aus MV zum 20. PT. 

Parteivorstand der DKP 
Koordinierungsrat Mecklenburg-Vorpommern 


Arbeitskreis Betrieb und Gewerkschaft 
Einladung 

Der AK B&G des Parteivorstandes trifft sich zu seiner Klausurtagung 
in der Karl-Liebknecht-Schule in Leverkusen 
Samstag 2. Februar, 11.00 Uhr 
bis Sonntag 3. Februar, 14.00 Uhr 

Hauptthemen: Tarifpolitik 

Rechenexempel oder politische Kampfaufgabe? 

Volker Metzroth, Sekretär des PV der DKP 

Tarif runden 2013 

Ökonomisches und politisches Umfeld 
Leo Mayer, stellvertretender Vorsitzender der DKP 

Weitere Themen u. a. 

★ Austausch über wichtige Tarifrunden 2013 
★ Zwischenbilanz unserer Kampagne für Arbeitszeitverkürzung 
★ Weitere Arbeitsplanung 

Der AK B&G tagt parteiöffentlich, Gäste sind nach Absprache willkommen. 
Details: siehe Einladung an die Bezirke und Mitglieder des AK 

Anmeldung: DKP-PV@t-online, Kopie an DKP-KH@gmx.de 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei . 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienen Wachskerzen . 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 
02241/973111 
camatra@web. de 


Toskana, nah am Meer 

wmJmiaM tiüfwfJe | «D3t.HU. flUTft 


Ükohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 

Kindeipa-adics, 



Urlaub auf 
Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 
Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 7 311 99 



Etuschleunigung: 


R.Lilic& Natur satt im Müntz-NatkrasJ- 
park. '2 FcWoje 2 3 Fers, gunzjUhrigtn 
Kraij.d>Lirg-Granidn. Havel & Havclscen, 
Btrol & Rad. Infu: www.lrifiüjg^dt: oder 
03 31/8707 % (AB) 


Ferienwohnung in Südfrankreich am Meer 


besonders schön auch im Frühjahr 
anna.boegel@googlemail.com, 08144/7200 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche,WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 
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Die KP China macht, aber wir 
wissen es besser? 

Betr.: Beitrag von Helmut Peters in 
UZ vom 7.12.2012, S. 12 

Der von mir durchaus geschätzte Sino¬ 
loge und Chinaexperte Helmut Peters 
schreibt u.a.: „Ungeachtet dessen geht 
die KP Chinas, was mitunter bestritten 
wird, davon aus, dass die heutige Volks¬ 
republik bereits einen sozialistischen 
Charakter aufweist. [...] Aus meinen 
Untersuchungen ergibt sich ein ande¬ 
res Bild: Die Volksrepublik befindet 
sich nach wie vor in einer langen Ent¬ 
wicklungsphase, in der die materiellen 
und geistigen Voraussetzungen für den 
umfassenden, wissenschaftlich begrün¬ 
deten Aufbau des Sozialismus zu schaf¬ 
fen sind.“ 

Aus meiner Arbeit in China seit 1997 
sind mir u. a. solche Tatsachen bekannt: 
Ende 2010 schloss die VR China ihren 
11. (!) Fünfjahrplan erfolgreich ab. Die 
Volkswirtschaft wurde auf eine neue 
Stufe gehoben. Das Bruttoinlandspro¬ 
dukt belief sich auf 39,8 Billionen Yuan, 
was ein durchschnittliches Jahreswachs¬ 
tum um 11,2 Prozent bedeutet; die Fi¬ 
nanzeinnahmen wurden von 3,16 Billi¬ 
onen Yuan auf 8,31 Billionen Yuan er¬ 
höht. (...) 

Hier schaffen sich 22 Prozent der 
Menschheit jährlich, täglich unter der 
planmäßigen und bewussten Führung 
der KP lang (bis 2049/50)- mittel (bis 
2020) und kurzfristig (12. Fünfjahrplan, 
untersetzt durch Jahrespläne, die in je¬ 
dem März vom Parlament beschlossen 
werden) ihr Leben. Wenn das keine re¬ 
ale spezifische Form von sozialistischem 
Gesellschaftszustand im 21. Jahrhundert 
sein soll, dann weiß ich nicht, was „So¬ 
zialismus“ sein soll. Ein in der Entwick¬ 
lung begriffenes Kind ist doch auch ein 
Mensch; oder nicht? 

Helmut Peters schreibt: „Mit dem Bei¬ 
tritt des Landes zur WTO im Dezember 
2001 haben sich die internationalen Be¬ 
ziehungen für die Lösung dieser histori¬ 
schen Aufgabe grundlegend verändert. 
Die chinesische Wirtschaft integrier¬ 
te sich in die kapitalistische Weltwirt¬ 
schaft. Heute ist sie mit dieser ,bereits 
hochgradig verschmolzen*. Das wirft 
allein schon die Frage auf, ob es unter 
dieser Bedingung überhaupt möglich ist, 
in China den Sozialismus aufzubauen.“ 
Ich kann da nur fragen: In welche Welt¬ 
wirtschaft hätte sich die VR China sonst 
unter- und einordnen können (müssten 
in ähnlicher Weise nicht Marx und En¬ 
gels aus der kommunistischen Weltbe¬ 
wegung ausgeschlossen werden ange¬ 
sichts ihrer Westkontakte)? (...) Hat 
vielleicht die Mitwirkung in der WTO 
(hier allein Chinas Rolle bei der wach¬ 
senden Berücksichtigung der Entwick¬ 
lungsländer), im UN-Sicherheitsrat, im 
G-20-Mechanismus, in der Weltbank 
usw. keine reale Wirkung, die dem ag¬ 
gressiven Wesen des Imperialismus zu¬ 
wider läuft? Die wirtschaftlichen und 
anderen Beziehungen - auf Initiative 
Chinas - zu Kuba, Vietnam, zur KDVR, 


zu Laos, zur Russischen Föderation und 
anderen ehemaligen Sowjetrepubliken 
sind intensiv und zum gegenseitigen 
Vorteil wie nie zuvor. Die Reaktionen 
der US-Administration, der NATO und 
EU auf diese Entwicklung sprechen 
doch Bände! 

Eike Kopf, E-Mail 

Meist legt sich das nach 
wenigen Tagen ... 

Betr.: Transplantationsskandal 

Schon seit Jahren sind Kliniken und 
Ärzte immer wieder in den Schlagzei¬ 
len wegen Bestechung und Korruption. 
Ein purer Zufall dürfte es kaum sein, 
dass solches regelrecht aufblüht seit Po¬ 
litik und Wirtschaft der Meinung war, 
Gesundheit muss auf den Markt, dann 
wird alles gesund. (...) An den Kosten 
ist seither wahrlich nichts gesundet, 
umso mehr am Profitstreben. (...) Un¬ 
menschlichste Züge und Auswirkungen 
eines marktgerechten Gesundheitswe¬ 
sens ist das, was vor Monaten und die¬ 
ser Tage wieder unter Bestechlichkeit 
und Korruption bei Transplantationen 
in den Schlagzeilen ist. 

Von Bestürzung, Entsetzen, Skandal 
(...) ist zu lesen. Der Spruch von „lü¬ 
ckenloser Aufklärung“ ertönt (...).Meist 
legt sich das nach wenigen Tagen des 
Schaumschlagens. Was bleibt sind die 
berühmten schwarzen Schafe, Einzel¬ 
fälle (...) Mit Sicherheit wird es dabei 
bleiben rein oberflächlich Empörung 
auszuleben, nach „schärferen Regelun¬ 
gen“ zu rufen (...) 

Wo seit Jahren eine FDP mit ihrer neo¬ 
liberalen Heilsbringung mitregiert und 
wesentlich auf dem Gesundheitsmarkt 
ihr Unwesen treibt, sei an die Worte 
Adam Smiths erinnert, den diese FDP- 
Dödel bis heute zu unrecht vor sich her¬ 
tragen: „Geschäftsleute kommen selten, 
selbst zu Festen und zur Zerstreuung, 
zusammen, ohne dass das Gespräch in 
einer Verschwörung gegen die Allge¬ 
meinheit endet.“ Adam Smith, schotti¬ 
scher Nationalökonom. 

Roland Winkler ; Aue 

Stärkeres Augenmerk für den 
ÖPNV richten 

Betr.: „Verkehrsentwicklung im 
Ruhrgebiet“, UZ vom 14.12.2012, S. 3 

Es ist gut, dass sich mit der Verkehrsent¬ 
wicklung in der Zukunft im größten 
Ballungsgebiet Europas auseinander 
gesetzt wird. Ich vermisse aber das stär¬ 
kere Augenmerk auf den ÖPNV. Wir ha¬ 
ben derzeit den Zenit der Erdölförde¬ 
rung überschritten - es geht aber weiter: 
breitere Straßen zum schnelleren Rasen. 
Im März 1970 hatte die NRW-Landes- 
regierung einen „Generalverkehrsplan“ 
aufgelegt, in dem die „Stadtbahn“ vor¬ 
gestellt wurde. Die Errungenschaft 
gegenüber der Straßenbahn war der 
durchgehende eigene Gleiskörper. Die 
Tunnelbereiche machen uns wegen 
der Baufälligkeit heute zu schaffen. In 
den frühen 90er Jahren hatte die Stadt 
Karlsruhe ihr Gleisbett der Straßen¬ 


bahn mit dem DB vereinigt zu einer 
Regionalbahn. Die Fahrzeuge wurden 
umgerüstet, um auf beiden Strecken- 
Netzen (Stromversorgung) fahren zu 
können (www.karlsruher-modell.de). 
Im Ruhrgebiet gibt es noch so viele 
Gütertrassen, die durch Wohngebiete 
führen und so für den Nahverkehr er¬ 
schlossen werden können. So könnten 
in unserer „Ruhr Stadt“ auch mal die 
ganzen Einzelelemente der „Stadtbahn“ 
verbunden werden. 

Berg frei! 

Martin Müller ; Mülheim-Ruhr 

Schafft endlich die Soldaten 
ab... 

Betr.: Gedenkstätten für 
Bundeswehrsoldaten 

Es ist zynisch, wenn der Bundestag eine 
Gedenkstätte für gefallene Bundes¬ 
wehrsoldaten errichten will. Es ist doch 
der gleiche Bundestag, der die Soldaten 
zum Bombardieren nach Jugoslawien 
und Afghanistan geschickt hat. 
Ausgerechnet die FDP Politikerin Elke 
Hoff, sonst immer als Rüstungslobbyis¬ 
tin unterwegs, möchte dass der Bundes- 
tag „Flagge zeigt“. 

Wer gedenkt der vielen von deutschen 
und NATO-Soldaten ermordeten Men¬ 
schen in Jugoslawien, Afghanistan und 
Irak? 

Der Bremer Schriftsteller Otmar Leist 
brachte es auf den Punkt: Schafft end¬ 
lich die Soldaten ab, dann gibt es auch 
kein Soldatengrab. 

Ernst Busche , Bremen 

Gegen die Aushöhlung unserer 
Programmatik 

Betr.: „Bericht von der 
Bezirkskonferenz der Saar- DKP“, 

UZ vom 14.12.12, S. 7 

Mit Interesse (...) habe ich den Bericht 
über die Bezirkskonferenz der Saar- 
DKP gelesen. Darin wird berichtet, 
dass die Genossen/innen aus dem Saar¬ 
land sich deutlich gegen die Aushöh¬ 
lung und Verfälschungen unserer Pro¬ 
grammatik ausgesprochen haben. Sie 
benennen einige dieser unserer Pro¬ 
grammatik widersprechenden Erschei¬ 
nungen und Tendenzen und schlussfol¬ 
gern, sie dürften in der DKP nicht noch 
mehr Einfluss gewinnen. (...) Offenbar 
machen sie Beobachtungen und Erfah¬ 
rungen, welche sie veranlassen vor die¬ 
ser Entwicklung zu warnen. Ich kann 
mich dem nur anschließen, denn gegen¬ 
wärtig mache ich selbst die Erfahrung 
(...). Das Denken und Handeln in den 
(...) überkommenen Mustern des mit 
großen Demokratiedefiziten behafte¬ 
ten und im Wesentlichen darum ge¬ 
scheiterten Systems des Staatssozialis¬ 
mus scheint noch nicht von allen über¬ 
wunden zu sein bzw. neu aufzuleben. 

Siegfried Kassebaum, Kirchlengern 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschriften 
zuzusenden. Sie sollten unter der Länge von 
einer Spalte bleiben. Die Redaktion behält 
sich außerdem vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP mit 
Diskussion zum Leitantrag des Parteivor¬ 
standes, die Stellungnahme des DKP-Lan- 
desvorstandes Berlin dazu und den Antrag 
der DKP Oberfranken zum Leitantrag Teil 4 
an den 20. Parteitag. DFG-VK Büro, Gabels¬ 
bergerstraße 1,19.00 Uhr. 


MO ★ 14 . JAN 


Berlin: „Krise, Medien und die politische 
Linke.“ Diskussionsveranstaltung mit Ar¬ 
nold Schölzel (Chefredakteur der marxis¬ 
tischen Tageszeitung junge Welt) und Nina 
Hager (Chefredakteurin der sozialistischen 
Wochenzeitung unsere Zeit - Zeitung der 
DKP). Kultur- und Schankwirtschaft BAIZ, 
Christinenstraße 1/Ecke Torstraße, Prenz¬ 
lauer Berg (Nähe U-Bhf. Rosa-Luxem hu rg- 
Platz), 19.00 Uhr. 


Dl ★ 15 . JAN 


Essen: Gruppenabend der DKP im Essener 
Westen mit Hans-Peter Brenner (Mitglied 
des Parteivorstands) zum Leitantrag des 
Parteivorstands und zur Kontroverse über 
die sogenannte Transformationsstrategie, 
über Reform und Revolution. Holsterhauser 
Hof, Robert-Koch-Str. 2,19.30 Uhr. 


SA ★ 19 . JAN 


Stuttgart: „Kommunisten und Gewerk¬ 
schaften“, Bildungsveranstaltung der DKP 
Stuttgart. Waldheim Sillenbuch, Clara-Zet- 
kin-Haus, 13.30 Uhr bis 17.30 Uhr. 

Solingen: Neujahrs-Fete der DKP Solingen 
mit Freunden. Essen, Trinken, Reden, Mu¬ 
sik hören. Naturfreundehaus Holzerbachtal, 
18.00 Uhr._ 

Hechingen: Öffentlicher Stammtisch der 
DKP Zollernalb. Starkes Cafe, Neustraße 
21,19.30 Uhr. 

Krefeld: Infostand der DKP auf dem Neu¬ 
markt, 10.30 Uhr. 


Dl ★ 22 . JAN 


Recklinghausen: DKP-Treff. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


DO ★ 24 . JAN 


Hannover: „Drohnen.“ Veranstaltung des 


Friedensbüros Hannover e.V. mit Prof. Dr. 
Jutta Weber. FZH Linden, Windheimstraße 
4; Saal 7,19.30 Uhr._ 

Essen: „Der Kampf für die Freiheit der Mi¬ 
ami 5 geht auch 2013 weiter!“ Öffentliche 
Mitgliederversammlung der Freundschafts¬ 
gesellschaft BRD-Kuba e.V. Gaststätte Lin¬ 
ker, Oberdorfstraße 34, Essen-Altendorf, 
Nähe Haltestelle Helenenstraße, 18.00 Uhr. 

Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP 
zur Vorbereitung des 20. Parteitages. 
Brauhaus Wienges, Neusser Straße 55, 
19.30 Uhr. 


FR ★ 25 . JAN 


Saarbrücken: „Die Notwendigkeit der 
Internationalisierung der Kämpfe der Ar¬ 
beiterklasse am Beispiel Ford.“ Politischer 
Jahresauftakt der DKP Saarland mit Herwig 
Lerouge, Chefredakteur von Etudes Mar- 
xistes (Marxistische Studien) und Mitglied 
des Nationalrates der PTB (Partei der Arbeit 
Belgiens). Nebenzimmer der Gaststätte der 
ATSV-Halle, Lulustein 9 (Bellevue), 19.00 
Uhr. 


SA ★ 26 . JAN 


Düsseldorf: Filmvorführung: „Verboten - 
Verfolgt-Vergessen“. Bambi Filmkunstki¬ 
no, Klosterstraße 78,13.00 Uhr. 


MO ★ 28 . JAN 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP-Gruppe Darmstadt-Bergstraße mit 
Berichten und Fotos vom LLL-Wochenende 
und der Bezirksdelegiertenkonferenz Hes¬ 
sen. LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Phi- 
lipps-Anlage 32,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 29. Dezember bis 4. Januar 


Zwei von mehr als 500... 



... Kindern, die als Elektromüllverwerter in Agbobloshie, Ghana, arbeiten, posieren auf dem obigen Foto. Seit mehr als 10 
Jahren ist die dramatische Situation bekannt. Europäische Konzerne wie Siemens und Philipps umgehen die Verpflichtung 
zur Entsorgung von Computern, Handys und anderen Geräten, deklarieren den Schrott als Second-Hand-Ware und 
schicken hunderte von Containern jährlich nach Afrika. In Ghana, einem der Hauptabnehmerländer, wird der hochgiftige 
Elektromüll u.a. von Kindern auseinandergenommen. Die Metalle werden an örtliche Händler verkauft und gelangen von 
hier wieder in die Produktion. Der Rest wird verbrannt. 

Die gesundheitlichen Folgen für die (jungen) Müll-Verwerter sind dramatisch. Der tägliche Umgang mit den toxischen 
Stoffen bringt sie buchstäblich um - wenn nicht heute, dann morgen. Auch die Umgebung des Schrottplatzes ist hochgra¬ 
dig verseucht. Trotz einschlägiger Untersuchungen der UNO, trotz zahlreicher Presseberichte läuft alles weiter wie gehabt. 
Immer wieder liest man zynische Berichte, die die Müllentsorgung der Konzerne als wirtschaftliche Chance für Ghana und 
andere afrikanische Länder preisen. 


Brauner Sumpf im Stadion 

Rassismus und Neofaschismus bleiben allgegenwärtig 


eindeutig der rechtsextremen Szene zu- zuvor, am 14.10., waren beim Oberliga- 



Sonntag 

Ein höheres Gehalt für den/die Kanzler/ 
in! Von welchen Dämonen ist dieser SPD- 
Kanzlerkandidat eigentlich gejagt? Nach 
Steinbrücks Vortrags-Affäre ist seine For¬ 
derung nach (noch) mehr Geld genau das, 
was ihm sein schlimmster Feind geraten 
hätte, um ihn noch mehr zu beschädigen. 
Steinbrück politische Instinktlosigkeit 
vorzuwerfen, ist sicher berechtigt, greift 
aber zu kurz . Die SPD hat einen Kanz¬ 
lerkandidaten, der sie auch an diesem 
Punkt korrekt repräsentiert. Ihren Wäh¬ 
lern verordnet die SPD das schale Wasser 
des Reallohnabbaus, sich selbst den sü¬ 
ßen Wein der Pfründe und Diäten. Stein¬ 
brücks „ Verdienst“ ist es, die persönliche 
Raffgier nicht mehr zu vertuschen, son¬ 
dern dreist und fröhlich auszuposaunen. 
Vielleicht bringt diese Offenbarung (und 
ihre Folgen bei der Bundestagswahl) in 
der SPD die Kräfte endlich wieder nach 
vorn, die sich noch an die Pflichten einer 
Arbeiterpartei erinnern. 

Montag 

Marilyn Monroe Kommunistin!? Was 
Springers Welt heute groß meldet, ist so 
neu nicht. Schon seit einigen Jahren wird 
darüber spekuliert. Hintergrund ist Ma¬ 
rilyns ungeklärter Tod und die US-Kom- 
munistenhatz der McCarthy-Ära. Tatsa¬ 
che ist, dass Frau Monroe keineswegs das 
dumme Blondchen war, als das sie in ih¬ 
ren Filmen immer wieder auftreten muss¬ 
te. Sie stand den linken Kreisen unter Hol¬ 
lywoods Filmschaffenden durchaus nahe. 
Ob da mehr war? Erhellend sind die heu¬ 
te veröffentlichten 31 Seiten FBI-Akten in 
dieser Frage nicht. 

Fernen kann man aus ihnen vor allem 
eins: Die FBI-Schnüffelwut mag paranoid 
gewesen sein. Die gesammelten Informa¬ 
tionen gaben den Geheimdienstlern aber 
immer die Mittel in die Hand, jedermann 
zu kontrollieren und zu disziplinieren. 
Dem Anlegen von Akten folgten Erpres¬ 
sung, Denunziation, Rufmord bisweilen 
Mord - je nach Bedarf. Etwaige Ähnlich¬ 
keiten mit den Praktiken „unserer“ Be¬ 
hörden sind aber rein zufällig. 


Am 11. Januar starb zu Argenteuil bei 
Paris die älteste Tochter von Karl Marx, 
Jenny, seit ungefähr acht Jahren die 
Frau des ehemaligen Mitglieds der Pa¬ 
riser Kommune und jetzigen Mitredak¬ 
teurs der „Justice“ Charles Longuet. 
Geboren am 1. Mai 1844, ist sie inmit¬ 
ten der internationalen proletarischen 
Bewegung herangewachsen und aufs 
innigste mit ihr verwachsen. Bei einer 
Zurückhaltung, die fast für Schüch¬ 
ternheit gelten konnte, entwickelte sie, 
wo es galt, eine Geistesgegenwart und 
Energie, um die mancher Mann sie be¬ 
neiden dürfte. 

Als die irische Presse die infame Be¬ 
handlung an den Tag brachte, die die 
1866 und später verurteilten Fenier 
(irischer Geheimbund) im Zuchthaus 
zu erdulden hatten, und die englische 
Presse diese Schändlichkeiten hartnä¬ 
ckig totschwieg; als das Ministerium 
Gladstone, trotz der bei den Wahlen 
gemachten Versprechungen, die Am¬ 
nestie verweigerte und nicht einmal die 
Lage der Verurteilten milderte, da fand 
Jenny Marx das Mittel, dem frommen 
Herrn Gladstone Beine zu machen. 
Sie schrieb zwei Artikel in Rocheforts 
„Marseillaise“, und schilderte in glü¬ 
henden Farben, wie im freien England 
politische Verbrecher behandelt wur¬ 
den. Das half. Die Enthüllung in einem 
großen Pariser Blatt war nicht zu er¬ 
tragen. Wenige Wochen darauf waren 
0‘Donovan Rossa und die meisten 
anderen frei und auf dem Wege nach 
Amerika. 

Im Sommer 1871 besuchte sie mit ih¬ 
rer jüngsten Schwester ihren Schwager 
Lafargue in Bordeaux. Lafargue, seine 
Frau, sein krankes Kind und die bei¬ 
den Mädchen gingen von da nach Ba- 
gneres-de-Luchon, einem Pyrenäenba¬ 
de. Eines Morgens früh kam ein Herr 
zu Lafargue: „Ich bin Polizeibeamter, 


Mittwoch 

Was bedeutet es, dass die Parteien weniger 
Großspenden bekommen? 

Zum Beispiel, dass die Großspender an¬ 
dere Wege gehen, ihre Interessen durch¬ 
zusetzen. Oder, dass man andere Wege ge¬ 
funden hat, den Parteien Geld zuzuschie¬ 
ben. Vielleicht sogar, dass die Konzerne 
mal am richtigen Ende sparen. 

Aber eins bedeutet es mit Sicherheit nicht: 
Dass diese Regierung irgendetwas tut, was 
das große Kapital nicht abgenickt hat. 

★ 

Gerard Depardieus Verrenkungen sind 
peinlich. Franzose, Russe, Belgier? Egal. 
Hauptsache so wenig Steuern wie möglich 
zahlen. Depardieus Tete-ä-Tete mit dem 
neorussischen Kapitalismus ist so seriös 
wie Rasputin, der „ Wunder“mönch am 
Zarenhof. Der hätte zum Gebaren des 
Schauspielers vielleicht das Mätthäus- 
Evangelium zitiert: „ Was hülfe es dem 
Menschen, so er die ganze Welt gewön¬ 
ne und nähme Schaden an seiner Seele?“ 
In diesem Falle: Wiegen die paar Kröten 
wirklich soviel Fächerlichkeit auf? 

Freitag 

Das Elend der Atomindustrie wird uns 
noch lange begleiten. Ein Beleg dafür ist 
die heutige Ankündigung der Neurege¬ 
lung des Atomgesetzes. Atom-Müll kann 
künftig exportiert werden. Oder? Um¬ 
weltminister Altmaier dementiert heftig: 
Niemals werde das geschehen, schon gar 
nicht unter ihm. Solche Dementis kennt 
man. Sie halten höchstens so lang, wie 
Herr Altmaier Minister ist - und sind 
dann nicht einmal gelogen. 

Export also. Wohin? Wer garantiert die Si¬ 
cherheit? Der immer wieder verschlage¬ 
ne Umgang mit diesen Fragen, belegt die 
Unverantwortlichkeit der Atomindustrie. 
Ihre Technologie wirft bekanntlich nur 
Profit ab, wenn die Folgekosten auf die 
Allgemeinheit umgelegt werden. Irgend¬ 
wann wird das unbezahlbar. Dieser Zu¬ 
sammenhang nährt immerhin die Hoff¬ 
nung, dass zeitgleich mit der Atomindu¬ 
strie dereinst auch der Kapitalismus fällt. 

Adi Reiher 


aber Republikaner, der Befehl ist ge¬ 
kommen, Sie zu verhaften, man weiß, 
dass Sie die Verbindungen zwischen 
Bordeaux und der Pariser Kommune 
geleitet haben. Sie haben eine Stunde 
Zeit, um über die Grenze zu gehen.“ 
Lafargue mit Frau und Kind kamen 
glücklich über den Pass nach Spanien, 
dafür rächte sich die Polizei an den bei¬ 
den Mädchen und verhaftete sie. Jenny 
hatte einen Brief des vor Paris gefalle¬ 
nen Kommuneführers Gustave Flou- 
rens in der Tasche; wurde er gefunden, 
so war er ein sicherer Reisepass für sie 
beide nach Neukaledonien. Einen Au¬ 
genblick im Büro allein gelassen, mach¬ 
te sie ein altes bestaubtes Registerbuch 
auf, legte den Brief hinein und klappte 
das Buch wieder zu. Vielleicht liegt er 
noch da. Nach dem Sitz des Präfekten 
abgeführt, stellte dieser, der edle Graf 
von Keratry bonapartistischen Ange¬ 
denkens, ein scharfes Verhör mit den 
zwei Mädchen an. Aber die Gerieben¬ 
heit des ehemaligen Diplomaten und 
die Brutalität des ehemaligen Kavalle¬ 
rieoffiziers scheiterten an der ruhigen 
Besonnenheit Jennys. Mit einem Wut¬ 
ausdruck über „die Energie, die den 
Frauen dieser Familie eigen scheint“, 
verließ er das Zimmer. Nach längerem 
Hin- und Hertelegraphieren nach Paris 
mußte er die beiden Mädchen endlich 
aus der Gefangenschaft entlassen, in 
der sie eine echt preußische Behand¬ 
lung genossen hatten. 

Diese beiden Züge aus ihrem Leben 
bezeichnen sie. Das Proletariat hat an 
ihr eine heldenmütige Kämpferin ver¬ 
loren. Ihr trauernder Vater aber hat 
wenigstens den Trost, dass Hundert¬ 
tausende von Arbeitern in Europa 
und Amerika an seinem Schmerz An¬ 
teil nehmen. 

London, 13. Januar 1883 

[„Der Sozialdemokrat“ Nr. 4 vom 18. Januar 1883] 


Die Weigerung von Kevin-Prince Boa- 
teng und seiner Mannschaftskamera¬ 
den vom AC Mailand unter den Belei¬ 
digungen von italienischen Rassisten 
weiterzuspielen findet Beifall in ganz 
Europa. Es wird deutlich, dass trotz 
zahlreicher Aktionen gegen Rassismus 
und Neofaschismus in den Fußballsta¬ 
dien das Problem so aktuell ist wie eh 
und je. 

Auf der website www.fussball-gegen- 
nazis.de führen die Betreiber eine 
(nach eigenem Bekunden) unvollstän¬ 
dige Chronik rassistischer und rechts¬ 
extremer Vorfälle in deutschen Stadi¬ 
en. Aus Anlass der neu aufflammenden 
Diskussion dokumentieren wir einige 
Beispiele: 

1.12.2012, Potsdam (3. Liga) 

Beim Spiel zwischen dem SV Ba¬ 
belsberg 03 und dem Chemnitzer FC 
kommt es von Teilen des Chemnitzer 
Anhangs mehrfach zu rassistischen 
und rechtsextremen Äußerungen. Ne¬ 
ben Sprüchen wie „Arbeit macht frei - 
Babelsberg 03“, der auf die Torinschrif¬ 
ten nationalsozialistischer Konzentra¬ 
tions- und Vernichtungslager verweist, 
und „Antifa - Ha Ha Ha“, werden auch 
einzelne rassistische Rufe gegen den 
Babelsberger Spieler Ibrahima Traore 
laut. Gerade in den ersten 12 Minuten 
und 12 Sekunden, als die Chemnitzer 
Kurve aus Protest gegen das DFL-Si- 
cherheitspapier einen Stimmungsboy¬ 
kott durchführt, sind diese Rufe immer 
wieder laut und deutlich zu verneh¬ 
men. Urheber des Ganzen sind offen¬ 
bar überwiegend schwer alkoholisier¬ 
te Männer, die augenscheinlich weder 
den Ultras noch den Hooligans zuzu¬ 
rechnen sind. Einer dieser Fans entle¬ 
digt sich auch zeitweilig seiner weißen 
Trainingsjacke und präsentiert ein da¬ 
runter getragenes Trikot der deutschen 
Nationalmannschaft mit der Rücken¬ 
nummer 88, dem üblichen Szenecode 
für „Heil Hitler“. 

28.11.2012, Braunschweig (2. Liga) 

Beim Spiel zwischen Eintracht Braun¬ 
schweig und dem FC St. Pauli werden 
auf Seiten der Eintracht-Fans mehrere 


zurechnende Kleidungsstücke gesich¬ 
tet. Unter anderem trägt ein Braun- 
schweig-Anhänger einen Schal mit 
Reichskriegsflagge. Der NPD-Partei- 
chef Holger Apfel feiert im Anschluss 
den Sieg seiner Lieblingsmannschaft 
Eintracht Braunschweig per Facebook: 
„Scheint der Eintracht gut zu tun, wenn 
ich im Stadion dabei bin. 1:0 gegen die 
Zecken von Pauli - Tabellenführung 
verteidigt, was will man mehr“. In kur¬ 
zer Zeit klicken über 170 seiner Anhän¬ 
ger bei Facebook unter dem Beitrag 
auf „gefällt mir“, darunter auch einige, 
die unschwer als Fans der Eintracht zu 
identifizieren sind. 

5.11.2012) Berlin (Regionalliga) 

Der Regionalligist Berliner AK be¬ 
kommt einen anaonymen Brief, in dem 
Mitglieder des Vereins rassistisch belei¬ 
digt werden. Der Klub erklärt zu dem 
Schreiben: „ Wir werden mit Schwei¬ 
nen gleichgesetzt, zum Verschwinden 
aufgefordert, als Kanaken, primitiver 
Abschaum und Barbaren beschimpft 
und schließlich bedroht mit den Wor¬ 
ten ,Verschwindet - sonst Ofen“‘ Der 
Regionalligaverein hat deshalb Straf¬ 
anzeige erstattet. 

21.10.2012) Hamburg (Bundesliga) 

In der Nacht vor dem Spiel zwischen 
dem Hamburger SV und dem VfB 
Stuttgart verkleben Unbekannte rund 
um das Stadion des HSV flächende¬ 
ckend Sticker der rechtsextremen 
Website „mein-HH.info“ auf denen der 
Slogan „Während du feierst, stirbt dein 
Volk!“ zu lesen ist. Bereits eine Woche 


spiel zwischen Bergedorf 85 und Alto¬ 
na 93 ebenfalls Aufkleber von „mein- 
HH.info“ verklebt worden. In beiden 
Fällen wurden viele der Aufkleber von 
anderen Fans schnell abgerissen oder 
überklebt. 

Es handelt sich um nur die letzten von 
sehr vielen Vorfällen in 2012. 


Der rote Kanal 


Max Beckmann, D 2013 

Obwohl durch und durch bürgerlich 
wird der Maler Max Beckmann von 
den Nazis als entarteter Künstler ge¬ 
brandmarkt, der schließlich emigrie¬ 
ren muss. 

Mi., 16.1., 22.20-o.io Uhr, arte 

Musik als Waffe, D 2011 

Musik wurde in Guantanamo als 
grausame Foltermethode eingesetzt. 
Der deutsche Dokumentarfilm „Mu¬ 
sik als Waffe“ hat sich des Themas an¬ 
genommen und wurde dafür mit dem 
International Emmy ausgezeichnet. 
Do., 17.1., 0.50-1.45 Uhr, zdf 

Moulin Rouge, GB1952 

Regisseur John Huston porträ¬ 
tiert den Maler Henri de Toulouse- 
Lautrec und das wilde Leben am 
Montmartre im ausgehenden 19. 
Jahrhundert. 

Fr., 18.1.) 2.20-4.10 Uhr, arte 


Jenny Longuet, geb. Marx 

Von Friedrich Engels 











